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Sie lesen in dieser Ausgabe

„Man kann alles verkau-
fen, wenn es gerade in Mo-
de ist. Das Problem besteht
darin, es in Mode zu brin-
gen“, meint der Psychologe
Ernst Dichter. Trends kön-
nen ohnehin nur aufgehen,
wenn auch ein fruchtbarer
Boden bereitet ist, so die
Auffassung unserer Vor-
zimmerperle. Seite 15
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Alles dreht sich um IT!
Die kommunalen Entscheidungsträger rüsten
sich für ihre Besuche auf der KomCom in
Augsburg am 28. und 29. Oktober und der
Systems in München vom 21. bis 24. Oktober.
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KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Beste Bildung
für Bayern!

Die Bildungspolitik sowie die bevorstehenden Land-
tagswahlen in Bayern standen im Fokus der jüngs-
ten KPV-Hauptausschuss- und Landesvorstandssit-
zung in München. Der Landesvorsitzende, Landrat
Stefan Rössle, gab dabei noch einmal die Marsch-
richtung vor: „Es gilt jetzt, um jede Stimme zu
kämpfen und die einmaligen Lebensverhältnisse im
Freistaat herauszustellen. Bewährtes darf nicht
über Bord geworfen werden!“

Rößle formulierte fünf Kern-
botschaften, mit denen die CSU
ihre absolute Mehrheit am 28.
September verteidigen will. „Nur
mit uns bleibt Bayern Spitze!“
bedeute, dass die CSU nur mit
einem klaren Regierungsauftrag
den Erfolgsweg Bayerns fortset-
zen und seine Spitzenstellung
weiter ausbauen kann. Jede Stim-
me für die CSU sei eine Stimme
für Bayerns Stellenwert in
Deutschland und Europa, jede
Stimme für eine andere Partei sei
gleichzusetzen mit dem Abstieg
Bayerns ins Mittelmaß.

„Nur wir schaffen Vollbe-
schäftigung!“ und: „Nur mit uns:
Beste Bildungschancen für alle!“
lauten die weiteren Thesen. Röß-
le zufolge wollen die anderen
Parteien das erfolgreichste Schul-
system in Deutschland zerstören.
Sie beabsichtigen, die bayerische
Hauptschule und die Realschule
abzuschaffen und eine Einheits-
schule einzuführen. Nur mit der
CSU werde Bayern das beste
und sozial durchlässigste Bil-
dungssystem Deutschlands be-
halten und damit auch weiterhin
hervorragende Bildungs- und

Lebenschancen für die
Kinder anbieten.

Stärke und
Einzigartigkeit

„Nur wir stehen für Bay-
ern!“ bedeutet wiederum:
„Wer an der Spitze steht,
hat spezifische Interessen -
oft gegen andere Bundes-
länder - bei der Neurege-
lung der Erbschaftssteuer,
Bildungsstandards, Fragen
der Landwirtschaft, der
medizinischen Versorgung
(Ärztehonorare) bis zum
Neuverschuldungsverbot
im Rahmen der Föderalis-
musreform.“ Die Stärke
und Einzigartigkeit Bay-
erns stehe und falle des-
halb mit der Stärke der
CSU. „CSU – stark für
Deutschland!“ lautet die
fünfte Kernbotschaft. Bay-
ern müsse den Marsch der

Linken in die westdeutschen
Länderparlamente stoppen, heißt
es. Jede Stimme für die CSU sei
eine Stimme gegen Links.

Bildungsbündnis

„Aspekte zum gegliederten
Schulsystem in Bayern“ lieferte
im Anschluss der Vorsitzende

des Bayerischen Realschulleh-
rerverbands (BRLV) und Präsi-
dent der Arbeitsgruppe Bayeri-
scher Lehrerverbände (ABL),
Anton Huber. Der Referent, Re-
alschuldirektor in Eggenfelden,
stellte das im Januar dieses Jah-
res gegründete Bildungsbündnis
für Bayern vor, dem neben dem
BRLV zahlreiche Institutionen,
Eltern- und Lehrerverbände, Un-
ternehmen und Persönlichkeiten
des öffentlichen Lebens an-
gehören. Huber zufolge „wollen
wir mit dem Bündnis die Qua-
lität unseres erfolgreichen ge-
gliederten Schulwesens verbes-
sern, denn die bayerische Wirt-
schaft braucht hervorragend aus-
gebildete Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen. Sie sind die Grund-
lage unserer Gesellschaft“.

Fakten für
bayerisches Modell

Wie Huber anführte, „werden
unseren bayerischen Schulen im
nationalen und internationalen
Vergleich enorme Leistungs-
fähigkeit, hohe Durchlässigkeit,
große Bildungsgerechtigkeit und
gute Aufstiegschancen zuge-
schrieben“. Vertreter der Wirt-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Tag des offenen Denkmals:

Archäologie und
Bauforschung

Bayernweiter Auftakt in Passau - Rund tausend historische Bauwerke geöffnet

Das Prinzip ist denkbar einfach und trotzdem seit langem
sehr erfolgreich: Einmal im Jahr werden Denkmale, die
sonst nicht allgemein zugänglich sind, geöffnet und durch
Führungen und bunte Rahmenprogramme „erlebbar“ ge-
macht. Der Tag des offenen Denkmals mobilisiert damit
bundesweit regelmäßig viele Menschen und ist inzwischen
eine fest etablierte Einrichtung des öffentlichen Lebens.
Wie in jedem Jahr gab es auch heuer wieder ein Schwer-
punkt-Thema. Diesmal ging es vor allem um „Archäologie
und Bauforschung“. Das übergeordnete Motto „Vergan-
genheit aufgedeckt“ traf jedoch im Grunde genommen auf
jedes Denkmal zu.

Der Tag des offenen Denk-
mals zeigte heuer noch mehr als
sonst, welche Untersuchungser-
gebnisse die Fachleute aus Ar-
chäologie und Denkmalpflege
ans Licht bringen. Das Jah-
resthema stellte im Falle der Ar-
chäologie Bodendenkmale aller
Art in den Mittelpunkt.

Verborgen unter der Erde

Geschichtliche Informationen
also, die unter der Erde verbor-
gen lagen, bevor sie - aus wel-
chen Gründen auch immer - aus-
gegraben wurden. Die Baufor-
scher arbeiten methodisch ganz
ähnlich wie die Archäologen,
auch sie wissen oftmals nur we-
nig über die Geschichte der alten
Gemäuer, die sie untersuchen
sollen. Um herauszufinden, wie

die Gebäude ursprünglich gestal-
tet waren und wie alt sie sind, le-
gen sie beispielsweise alte Farb-
fassungen Schicht für Schicht
frei. Am 14. September konnten
ihnen die Bürger dabei über die
Schulter schauen.

European Heritage Days

Rund 4,5 Millionen Interes-
sierte nahmen bundesweit an den
Sonderführungen zum Denk-
maltag teil. In Bayern hatten
rund tausend historische Bau-
werke geöffnet. Die Bayerische
Schlösserverwaltung beispiels-
weise bot besondere Aktionen in
den Objekten Neues Schloss
Bayreuth, Altes Schloss Eremi-

tage, Bayreuth, Hofgarten Ere-
mitage, Bayreuth, Schloss Lin-
derhof, Künstlerhaus Gasteiger,
Holzhausen am Ammersee, so-
wie Befreiungshalle Kelheim an.

Im Landkreis Regensburg
wiederum wurden unter ande-
rem die beiden Burgruinen Eh-
renfels bei Beratzhausen und
Heilsberg bei Wiesent, das histo-
rische Wasserkraftwerk der Stadt
Hemau im Tal der Schwarzen
Laber, einige erst unlängst bei
Bauarbeiten ans Tageslicht ge-
kommene Funde vom Flugplatz
Obertraubling, sowie die aus
dem Mittelalter stammende Alte
Kirche in Sinzing und der ehe-
malige Munitionsbunker in Sün-
ching präsentiert.

Der Tag des offenen Denk-
mals ist der deutsche Beitrag der
„European Heritage Days“, die
1991 vom Europarat initiiert
wurden. Seit 1993 fungiert die
Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz als bundesweites Koordi-
nationsbüro für die Aktion.

Wie Wissenschaftsminister Dr.
Thomas Goppel bei der bayeri-
schen Auftaktveranstaltung im
Passauer Rathaus hervorhob,

(Fortsetzung auf Seite 4)

Das Podium beim KPV-Landesvorstand (v. l.): Georg Huber, Heinrich Lenz, Anton Huber,
German Denneborg und Florian Hahn. Bild: DK

„Was braucht ma auf’m Dorf“ lau-
tet der Titel eines Gesellschaftsspiels,
das der Verein ProNah für die ganze
Familie entwickelt hat. Am 8. Okto-
ber treten die Bürgermeister aus
dem Unterallgäu zum Wettkampf an
und präsentieren das Nahversor-
gungsspiel, das zum Engagement in
der Heimat anregen soll (vgl. S. 13).

Auch Schloss Linderhof wartete mit besonderen Aktionen am Tag des offenen Denkmals auf.

ISSN 0005-7045 || www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 25. September 2008 || 59. Jahrgang
Nummer 18



LANDES- UND BUNDESPOLITIK2 GZ25. 09. 2008

NNoocchhmmaall SSoonnnnee ttaannkkeenn!!NNoocchhmmaall SSoonnnnee ttaannkkeenn!!

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerhard Loy

95234 Sparneck
am 25. 9.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Sterzer

82386 Oberhausen
am 17. 9.

Bürgermeister Dieter Zehendner
97539 Wonfurt

am 20. 9.

Bürgermeister Richard Müller
95503 Hummeltal

am 29. 9.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Sailer

92559 Winklarn Opf.
am 17. 9.

Bürgermeister Alfred Ostermeier
85113 Böhmfeld

am 23. 9.

Bürgermeister Walter Scharwies
63755 Alzenau

am 27. 9.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Schrott

92269 Fensterbach
am 17. 9.

Bürgermeister Michael Stampfer
85117 Eitensheim

am 24. 9.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Unhoch

91625 Schnelldorf
am 17. 9.

Bürgermeister Wilhelm Schneider
96126 Maroldsweisach

am 19. 9.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Unsere Datenbank ist unvollstän-
dig. Wenn Ihnen Fehler oder Ver-
säumnisse in unserer Bürgermeis-
ter-Geburtstagsliste auffallen, bit-

ten wir um Mitteilung.

Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen
direkt im Internet unter

www.1a-preisvergleichreisen.de

Zweitwohnungssteuer
weiterhin auf dem Prüfstand

Städte und Gemeinden kritisieren die Ausnahmeregelungen
CSU sieht gesicherte Rechtsgrundlage

Der Streit um die Modalitäten der zum 1. Ja-
nuar 2009 neu geregelten Zweitwohnungssteu-
er habe sich beruhigt, gehe aber weiter. Das
berichtete der in der CSU-Landtagsfraktion
an der Gesetzesnovelle maßgeblich beteiligte
Abgeordnete Christian Meißner der Presse.
CSU und SPD hatten Mitte Juli dem nach ei-
ner Anhörung im Landtag veränderten Kom-
munalabgabengesetz (KAB) zugestimmt, wo-
nach Zweitwohnungen dann nicht besteuert
werden, wenn das steuerpflichtige Einkom-
men der Mieter unter 25 000 Euro liegt.

Städte und insbesondere Fremdenverkehrsge-
meinden hatten vor einem hohen Verwaltungs-
aufwand gewarnt, der den Steuerertrag praktisch
auf Null senken könnte.

Die Einführung der Zweitwohnungssteuer per
Satzung liegt im Ermessen der Kommunen. Der
Gemeindetag hat laut Meißner seine Absicht
zwar nicht aufgegeben, die neuen KAB-Bestim-
mungen gerichtlich überprüfen zu lassen, aber
der Abgeordnete hat nach Gesprächen mit Bür-
germeistern vor Ort eine überwiegend positive
Resonanz festgestellt. Er verwies auf die vorge-
sehene rechtliche Überprüfung des ganzen Ge-
setzes im Jahr 2010. Der Abgeordnete blieb in
Übereinstimmung mit Innenminister Joachim
Herrmann dabei, man stehe auf juristisch siche-
rem Grund. Beide beriefen sich auf Entschei-
dungen des Bundesverfassungs- und - aktuell -
des Bundesverwaltungsgerichts.

Laut Mitteilung der Staatsregierung haben
letztes Jahr 139 von 2056 bayerischen Kom-
munen die 2004 eingeführte Zweitwohnungs-

steuer erhoben. An der Spitze stehen die vier
Großstädte München, Augsburg, Nürnberg und
Fürth. Andere, wie Regensburg, Erlangen oder
Passau haben es nicht getan. Unter den Kom-
munen sind es vornehmlich solche mit Frem-
denverkehr als wichtigem Wirtschaftsfaktor,
die gegen die Befreiung von der Zweitwoh-
nungssteuer protestiert haben. Es geht insbe-
sondere um Studenten und junge Beamten, die
aus Gemeinden mit vergleichsweise günstigen
Mieten in solche mit hohen Wohnkosten um-
ziehen müssen. Wie viele deswegen ihren neu-
en Wohnsitz zur Erstwohnung bestimmt haben
und das Zimmer im Elternhaus zur Zweitwoh-
nung erklären, ist noch nicht genau bekannt.

Meißner verwies auf die Gleit- bzw. Härte-
klausel des Gesetzes. Wenn jemand unter der
Einkommensgrenze 25.000 Euro (Ehepaare
und Lebensgemeinschaften 33.000) im Jahr
bleibt, brauche er keine Zweitwohnungssteuer
zu leisten. Liege das Gesamteinkommen aber
z. B. bei 25.600 Euro, habe der Steuerpflichti-
ge nur ein Drittel aus diesen 600 Euro, also
200 Euro, im Jahr zu zahlen. Damit werde das
Sozialstaatsprinzip gemäß Artikel 20 des
Grundgesetzes fruchtbar gemacht. Die Ein-
wände der Kommunen über zu hohen und teu-
ren Bürokratieaufwand hielt der Abgeordnete
an Hand der ersten Erfahrungen für weitge-
hend widerlegt. Beim Gemeindetag bestehe
weiter Gesprächsbereitschaft. Meißner räumte
indessen ein, mit der komplizierten Neurege-
lung habe man vielleicht doch „die Büchse der
Pandora“ geöffnet. rm

Beckstein zu den wichtigsten Entscheidungen in der Legislaturperiode 2003 – 2008:

Stabiler Haushalt
bleibt Markenzeichen

Bayern hält Kurs auf Vollbeschäftigung / Altschuldenfonds wird abgelehnt
Kraftvolle Investitionen in Bildung, Energie, Klima und Innovation

Der Bayerische Ministerrat ist heute zu seiner letzten Sitzung
vor der Landtagswahl zusammengetreten. Dabei hat Minister-
präsident Dr. Günther Beckstein die wichtigsten Entscheidun-
gen und Leistungen der Staatsregierung während seiner Regie-
rungszeit und der Legislaturperiode erörtert. Beckstein betonte
dabei: „Der Anspruch der Bayerischen Staatsregierung ist es,
zum Wohle der Menschen im Land für möglichst optimale Le-
bensbedingungen zu sorgen, einen Vorsprung Bayerns zu erar-
beiten, auszubauen und die Sonderstellung Bayerns zu verteidi-
gen. DerAnspruch Bayerns, traditionelle Werte zu erhalten und
gleichzeitig an der Spitze des Fortschrittes zu stehen, macht die
Einzigartigkeit dieses Landes aus.“

Als wichtigste Erfolge stellte
Beckstein heraus, dass es in Bay-
ern gelungen sei, die Arbeitslo-
sigkeit in allen Landesteilen
mindestens zu halbieren und den
Marsch in den Schuldenstaat
nachhaltig zu stoppen. Beck-
stein: „Diese Beschäftigungser-
folge stehen nicht nur auf dem
Papier, sondern bedeuten unmit-
telbar bessere Perspektiven,
mehr Arbeitsplatzsicherheit und
höhere Einkommen für Bayerns
Bürger. Bayern hat heute beste
Bedingungen, trotz konjunktu-
reller und weltwirtschaftlicher
Risiken diesen beschäftigungs-
politischen Erfolgskurs zu si-
chern und auszubauen. Wir sind
auf dem besten Weg, Vollbe-
schäftigung im ganzen Land zu
erreichen.“ Auch in der Finanz-
politik setzt Bayern die Maßstä-
be in Deutschland. Beckstein:
„Bayern steht heute in der Fi-
nanzpolitik da, wo 15 Bundes-
länder und der Bund hinwollen.
Wir machen keine Schulden
mehr auf Kosten unserer Kinder
und Enkel. Wir geben nur das
aus, was wir erwirtschaften. Und
wir zahlen Schulden zurück, in
diesem und im letzten Jahr zu-
sammen 500 Millionen Euro.
Unsere solide Finanzpolitik hat
die Basis dafür geschaffen, dass
wir die wichtigen Zukunftsinve-
stitionen aus dem laufenden

Haushalt finanzieren können.
Ich räume ein, dass die harten
Sparmaßnahmen zu Beginn der
Legislaturperiode den Menschen
einiges abverlangt haben. Aber
sie waren unbedingt notwendig,
um den Staatshaushalt umfas-
send zu sanieren. Die Reformdi-
vidende stimmt: Während ande-
re Länder die derzeitigen Steuer-

Jahren konsequent fortsetzen und
damit die Höchstgrenzen auf 30
Schüler pro Klasse bzw. auf 25 an
den Grundschulen absenken.

Bayern hat zum neuen Schul-
jahr über 3.500 Lehrkräfte neu
eingestellt und damit wirklich al-
le Ressourcen mobilisiert, die
am Markt verfügbar sind, um
den tatsächlichen Bedarf an den
Schulen zu decken. Bayern stellt
zum neuen Schuljahr zur Verbes-
serung der Unterrichtsversor-
gung Stellen und Mittel für
2.245 zusätzliche Lehrkräfte zur
Verfügung.

Mit einer maßvollen Reduzie-
rung der Pflichtstunden und Kür-
zungen des Stoffes am achtjähri-
gen Gymnasium habe man den
Klagen von Eltern und Schülern
über zu viel Nachmittagsunter-

mehreinnahmen für den Schul-
dendienst und den Ausgleich ih-
res Haushalts einsetzen, können
wir erneut kraftvoll in die Zu-
kunft investieren und damit Bay-
erns Sonderstellung in den näch-
sten Jahren festigen.“

Sanktionen
für Schuldenmacher

Einem Entschuldungsfonds für
Länder, die sich aus eigenem Ver-
schulden durch eine desaströse
Ausgabenpolitik die Staatshaus-
halte ruiniert haben, wird Bayern
nicht zustimmen. Beckstein: „Bei
aller Solidarität werden wir nicht
auf Kosten bayerischer Steuer-
zahler den Schuldendienst für
Länder mit vorsätzlich liederli-
cher Haushaltsführung überneh-
men. Stattdessen treten wir bei
der Föderalismusreform für ein
striktes Neuverschuldungsverbot,
Sanktionen für Schuldenmacher
(Kürzung der Konsolidierungs-
beihilfe) und externe Haushalts-
kontrolle für hochverschuldete
Länder ein.“

Beckstein unterstrich, dass
Bayern im Interesse der Men-
schen diesen Erfolgsweg konse-
quent fortsetzen müsse. Mit sei-
ner ersten Regierungserklärung
„Es kommt auf jeden an. Ge-
meinsam für Bayerns Zukunft“
habe er gezielt folgende Schwer-
punkte gesetzt:

Erstens: Die Bildungspolitik,
als Wirtschafts- und Sozialpo-
litik des 21. Jahrhunderts wird
das Markenzeichen von Mini-
sterpräsident Beckstein sein.
„Unsere Bürger sehen in der Bil-
dungspolitik das aktuell wich-
tigste Zukunftsthema“, so der
Ministerpräsident. Hier habe er
bereits wichtige Richtungsent-
scheidungen getroffen und Kor-
rekturen vorgenommen.

In allen allgemeinbildenden
Schularten sei es zum Schulstart
gelungen, die Klassenstärken zu
reduzieren. Ob in der Grund-
und Hauptschule mit 23 bzw. 21
Schülern, im Gymnasium mit 27
oder in den Realschulen mit 28
Schülern: Bayerns Schulen ha-
ben heute im Durchschnitt klei-
nere Klassen als noch im letzten
Schuljahr. Diesen Weg wolle die
Staatsregierung in den nächsten

richt Rechnung getragen. Das
bayerische Gymnasium bleibe
das Flaggschiff des guten Bil-
dungssystems. Die Intensivie-
rungsstunden bleiben als Ange-
bot vollständig erhalten.

Zum Schuljahrstart wurde das
Angebot an gebundenen Ganz-
tagsschulen gegenüber 2007 von
223 auf 411 fast verdoppelt. Die-
ser Ausbau betrifft insbesondere
die Haupt- und Förderschulen.
Noch mehr Ganztagsangebote
für alle Schularten wird zentraler
Schwerpunkt für die nächsten
Jahre.

Im neuen Schuljahr wurde die
Mittagsbetreuung an den Grund-
schulen weiter intensiviert. In
zwischen gibt es 4.200 Gruppen
für die Mittagsbetreuung. Davon
sind über 1.800 Gruppen bis
15.30 oder 16.00 Uhr und mit
zusätzlicher Hausaufgabenbe-
treuung.

Das Ziel für die nächste Legis-
laturperiode sei eindeutig, so
Beckstein: „Wir werden alles
dafür tun, dass Eltern, Schüler
und Lehrer stolz auf ihre Schule
sind. Und das gilt für alle
Schularten.“

Zweitens: Mit dem Pro-
gramm Innovation: Bayern-
FIT - Forschung, Innovation,
Technologie erhöhe man das
Tempo für Forschung, Innovati-
on und Technologie in Bayern
noch einmal kräftig. „Wir inves-
tieren knapp eine halbe Milliarde
an Landesmitteln und damit le-
gen wir die Fundamente für
hochqualifizierte, gutbezahlte
und zukunftssichere Arbeitsplät-
ze in Bayern heute und morgen.
Jeder Euro, den wir hier in die
Hand nehmen, trägt als Dividen-
de Wachstum, Wohlstand und
moderne Arbeitsplätze in allen
Landesteilen. Ein wichtiger Er-
folg für uns ist dabei auch, dass
es uns in den Verhandlungen mit
dem Bund nach dem Aus für den
Transrapid gelungen ist, Zusa-
gen für herausragende Technolo-
gie-Leitprojekte mit einem In-
vestitionsvolumen von deutlich
mehr als 500 Millionen Euro zu
erhalten. Damit schaffen wir ein
bundesweit einmaliges Zentrum
zur Erforschung der Volkskrank-
heit Diabetes, erhalten einen der
schnellsten Höchstleistungsrech-

ner der Welt, modernisieren das
Deutsche Museum und investie-
ren in ein international sichtbares
Nanotechnologiezentrum in
Würzburg“, sicherte der Minis-
terpräsident zu.

Bedeutung von BayernFIT

Beckstein fasste sein Bayern-
FIT-Programm zusammen:

Wir werden mehr außeruni-
versitäre Spitzenforschungszen-
tren wie Max Planck, Fraunhofer
und Helmholtz nach Bayern ho-
len. In den nächsten Jahren wird
Bayern wieder der größte und
wichtigste Fraunhofer-Standort
in Deutschland werden.

Wir wollen nicht nur Mün-
chen im europäischen For-
schungswettbewerb weit vorne
positionieren, sondern alle Po-
tenziale für neue Technologien
und Forschung und Entwicklung
im ganzen Land mobilisieren.

Wir konzentrieren uns auf
wesentliche Zukunftsfelder, wo
wir im nationalen und internatio-
nalen Wettbewerb nur erfolg-
reich sein können, wenn wir jetzt
massiv mit öffentlichen Mitteln
einen Anschub leisten.

Wir wollen den Anteil der
Ausgaben für Forschung und
Entwicklung am BIP von jetzt
rund 3 Prozent 2020 auf 3,6 Pro-
zent steigern. Dazu haben wir ei-
nen „Pakt für Innovationen“ mit
der Bayerischen Wirtschaft ge-
schlossen.

Drittens: Eine moderne zu-
kunftsorientierte Energie- und
Klimapolitik sei notwendiger
denn je. „Mit dem Klimapro-
gramm 2020 haben wir das um-
fangreichste Maßnahmenpaket
aller Bundesländer in einer Höhe
von insgesamt 350 Millionen
Euro zusätzlich zu den regulären
Mitteln geschnürt“. Die Förde-
rung erneuerbarer Energien, die
energetische Gebäudesanierung,
die Anpassung an die Folgen des
Klimawandels und die Klima-
forschung erhalten nach Beck-
steins Worten dadurch einen
kräftigen zusätzlichen Schub.
Bayern sei das Land der erneuer-
baren Energien und des niedrigs-
ten CO2-Ausstosses bei der
Stromerzeugung in Deutschland:
„Das muss auch künftig im In-
teresse einer global und regional
verantwortlichen Energie- und
Klimapolitik so bleiben.“

Darüber hinaus gibt Bayern
nach den Worten Becksteins ge-
rade auch in der Steuer- und Ab-
gabenpolitik in Deutschland die
Richtung vor. Beckstein: „Am
20. Juni 2008 haben wir den für
das Jahr 2009 vorgesehenen Teil
des Bayerischen Steuerkonzepts
„Mehr Netto für alle“ als Gesetz-
entwurf in den Bundesrat einge-
bracht. Familien und Arbeitneh-
mer sollen ab dem nächsten Jahr
mit rund 5 Milliarden Euro ent-
lastet werden. Wir setzen durch
eine Erhöhung von Kindergeld
und Kinderfreibeträgen und die
Wiedereinführung der Pendler-
pauschale vom ersten Kilometer
ein Signal für mehr Steuerge-
rechtigkeit. Außerdem wollen
wir eine Förderung des Woh-

nungsbaus und die steuerlichen
Flankierung der Klimaschutzzie-
le ab 1. Januar 2009. In den Jah-
ren 2010 und 2012 sollen dann
in zwei Stufen die für Bezieher
geringer und mittlerer Einkom-
men dringend notwendigen
Lohn- und Einkommensteuer-
Tarifentlastungen folgen. Mit der
Reduzierung des Eingangssteu-
ersatzes und der Abflachung des
gesamten Tarifverlaufs machen
wir mit der Entlastung der Bür-
ger ernst.“ Auch bei der Erb-
schaftssteuerreform und einer
mittelstandsfreundlichen Ausge-
staltung von Betriebsübergaben
wird Bayern, so Beckstein, nicht
locker lassen.

Weitere Infos im Internet
unter www.bayern.de.

Deutscher Landkreistag:

Kommunen dürfen nicht zur
Reservekasse der Länder werden!

Der Deutsche Landkreistag (DLT) hat auf seiner Jahrestagung
im sächsischen Radebeul im Landkreis Meißen die Forderung
bekräftigt, dass Städte, Landkreise und Gemeinden in die Rege-
lung zur Schuldengrenze im Rahmen der Föderalismusreform
II einbezogen werden müssen.

„Nur so sind sie in Zukunft
vor einem Wegdrücken von La-
sten der Länder auf die kommu-
nale Ebene geschützt. Der kom-
munale Finanzausgleich darf
nicht zur Reservekasse der Län-
der werden“, so DLT-Präsident
Landrat Hans Jörg Duppré. Wür-
den die Kommunen nicht in die
Verschuldungsbegrenzungsrege-
lung einbezogen, bestünde für
die Länder ein ständiger Anreiz,
bei der Gefahr unausgeglichener
Haushalte in die kommunale Fi-
nanzausstattung einzugreifen.

Von Seiten des Bundes seien
bis jetzt nur Vorschläge unter-
breitet worden, die Kommunen
und Sozialversicherungsträger
außen vor ließen.Wenn die Län-
der weniger Verschuldungsmög-
lichkeiten haben müssten sie ih-
re Ausgaben senken. Es dürfe
nicht dazu kommen, dass die
Länder ihre Kommunen durch
Kürzungen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs in die Verschul-
dung treiben, mahnte Duppré.
Der Aufwuchs der Kassenkredi-
te auf über 28 Mrd. Euro sei ein
eindrucksvoller Beleg dafür,
dass das bestehende System die
Kommunen nicht ausreichend

schützt. Neben den Sozialversi-
cherungen trügen insbesondere
die Kommunen die erheblichen
Kosten für nicht von ihnen steu-
erbare Sozialleistungen bei-
spielsweise für Behinderte, Alte
und Pflegebedürftige sowie für
die Infrastruktur.

Zudem sprach sich Duppré
dafür aus, hinsichtlich der kom-
munalen Pflichtaufgaben zu
einer deutlichen Deregulierung
bzw. gesetzlichen Standardab-
senkung zu gelangen, um damit
zusätzlich die Spielräume zur
Ausgabenbeschränkung auf
kommunaler Ebene zu stärken.
„Ebenso muss der Anteil der
Kommunen am Gesamtsteuer-
aufkommen, der im Vergleich zu
den kommunalen Gesamtausga-
ben an den Ausgaben des öffent-
lichen Gesamthaushalts weit
unterproportional ist, erhöht
werden.“

Schließlich äußerte sich der
Verbandspräsident zur Frage der
Verankerung von Bund-Länder-
Kooperationen im Grundgesetz
und sprach sich grundsätzlich für
eine Beibehaltung der strikten
Trennung der Verwaltungen von
Bund und Ländern aus.
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Liebe Leserinnen
und Leser,

Als Landesvorsitzender der
Kommunalpolitischen Verei-
nigung Bayerns (KPV) spre-
che ich mich eindeutig für die
bayerische Schulpolitik und
damit für das hoch effizient
gegliederte Schulwesen in
Bayern aus. Durch seine
große Durchlässigkeit schafft
es Bildungsgerechtigkeit für
alle Schüler. So erfolgen
circa 44 % der Fach- und
Hochschulzugänge vor allem
über Realschule und Hauptschule in Verbin-
dung mit der Fachober- bzw. Berufsschule. Zu-
dem ist beispielsweise für Handwerksmeister,
Industriemeister und für Personen mit ver-
gleichbaren Abschlüssen ein direkter Fach-

hochschulzugang möglich. Ein hoher Anteil
bayerischer Hauptschüler erreicht das Leis-
tungsniveau von Realschülern anderer Bundes-
länder.

Erwähnen möchte ich auch, dass unseren
bayerischen Schulen im nationalen wie auch in-
ternationalen Vergleich enorme Leistungsfähig-
keit, hohe Durchlässigkeit, große Bildungsge-
rechtigkeit und vor allem auch gute Aufstiegs-
chancen zugeschrieben werden. Aus diesem
Grund sollten auch weiterhin die bewährten
Schulstrukturen beibehalten werden. Eine Ver-
änderung lehnt die KPV ausdrücklich ab. Der
KPV-Bayern ist es ein wichtiges Anlagen, für
die Zukunft ein leistungsfähiges, vielfältiges und

durchlässiges Schulwesen im
Freistaat Bayern sicherzustel-
len, das inhaltlich kontinuier-
lich verbessert wird. Daher
setzen wir uns für den Ausbau
des vielgliedrigen Schulwe-
sens und den Erhalt und die
Weiterentwicklung des eigen-
ständigen Profils jeder Schul-
art ein. Ebenso ist es für uns
wichtig, die Klassenstärke zu
reduzieren und daneben mög-
lichst viele wohnortnahe Schu-
len zu erhalten. Die Senkung
der Zahl der Schüler ohne
Schulabschlüsse hat für uns

ebenso hohe gesellschaftliche Priorität wie die
Verminderung der Zahl der Jugendlichen ohne
Ausbildungsreife.

Mit dem „Bündnis beste Bildung in Bayern“
sollen Kinder und Jugendliche stark für die Zu-
kunft gemacht und deren Talente in Förderschu-
len, Grundschulen, Hauptschulen, Realschulen,
Gymnasien, Wirtschaftsschulen, Berufsschulen,
Fachoberschulen, Berufsoberschulen und
Fachakademien gefördert werden. Zahlreiche
Institutionen und Verbände fördern daher das
Bündnis und sprechen sich damit gleichzeitig
gegen Veränderungen der Schulstruktur im In-
teresse unserer Kinder und Jugendlichen aus.
Ich bin mir sicher, dass unsere bayerischen
Schülerinnen und Schüler im gegliederten
Schulsystem die Bildungsangebote erhalten, die
ihrer Begabung und ihrem Leistungswillen ent-
sprechen. Damit legen unsere Schulen den
Grundstock für leistungsfähigen Fachkräfte-
nachwuchs und eine starke wettbewerbsfähige
Wirtschaft um auch künftig den globalen Anfor-
derungen im Wirtschafts- und Technologie-
standort Bayern und Deutschland gerecht zu
werden und zu stärken.

Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

Bündnis für
beste Bildung in Bayern

Der Kommunale Prüfungsverband stellt klar:

Wirtschaftsförderung zählt zu
den Aufgaben der Gemeinden
Nur indirekte Maßnahmen sind erlaubt / Gefahr der Kollision mit EU-Beihilferecht

Dürfen Gemeinden die Wirtschaft vor Ort fördern? Die Be-
antwortung dieser Frage ist nicht ganz einfach. Manches ist er-
laubt, vieles aber nicht, vor allem auch deshalb nicht, weil es
mit EU-Recht kollidiert. Wer gegen die Regeln verstößt, muss
schlimmstenfalls mit Sanktionen rechnen. Darüber, was er-
laubt ist und was nicht, hat der Bayerische Kommunale Prü-
fungsverband (BKPV) in seinem Geschäftsbericht 2007 Stel-
lung bezogen.

In der Gemeindeordnung ist
die kommunale Wirtschaftsför-
derung nicht ausdrücklich gere-
gelt. Grundsätzlich ist jedoch
nach Meinung des Prüfungsver-
bandes anerkannt, dass die Wirt-
schaftsförderung zum Aufgaben-
bereich der Gemeinden zählt.
Dabei besteht aber immer die
Möglichkeit, dass sie mit dem
EU-Beihilferecht kollidiert.
Konkret stellt der Verband fest,

insbesondere, so stellt der BKPV
fest, bei Bezirken, Kreisen und
Kommunen bis heute vielfach
nicht hinreichend bekannt. In
den vergangenen Jahrzehnten sei
das Beihilfeverbot auf kommu-
naler Ebene alles andere als kon-
sequent durchgesetzt worden.
Über die Beihilfeproblematik
herrsche nach wie vor eine Mi-
schung aus Unkenntnis und Un-
sicherheit vor. Vereinzelt werde

Überwindung, sich durch zeitin-
tensive Recherchen die Vor-
schriften zu besorgen und sich
mit den – durch einen eigenen
Sprachstil geprägten – Regelun-
gen zu beschäftigen. Häufig
bleibt ein Gefühl der Unsicher-
heit zurück, ob man den Inhalt
des Gesetzeswortlauts und die
Systematik der Regelungen ver-
standen hat.

Die Zulässigkeit von kommu-
nalen Maßnahmen, die eine
(mögliche) EU-Beihilfeproble-
matik beinhalten, beurteilt sich
zunächst nach nationalem Recht.
Das bedeutet, dass kommunale
Aktivitäten nicht nach Kommu-
nal-, Haushalts- Abgabenrecht
und gegebenenfalls weiteren na-
tionalen Rechtsvorschriften, son-
dern zusätzlich nach EU-Beihil-
ferecht zu beurteilen sind. Dies
führe in der Praxis zu Fallkon-
stellationen, wonach z.B. eine
Maßnahme zwar nach nationa-
lem Recht zulässig, jedoch nach
EU-Beihilferecht unzulässig
oder zumindest notifizierungs-
pflichtig ist.

Unterschiedliche
Rechtsfolgen

Bei der Förderung der örtli-
chen gewerblichen Wirtschaft
durch die Gemeinden muss –
besonders wegen der unter-
schiedlichen Rechtsfolgen – dif-
ferenziert werden zwischen
Maßnahmen der indirekten und
der direkten Wirtschaftsförde-
rung. Nach BKPV-Darstellung
ist die indirekte Wirtschaftsför-
derung regelmäßig als unproble-
matisch einzustufen. Ausschließ-
lich Maßnahmen der direkten
Wirtschaftsförderung wiesen in
der Praxis eine EU-Beihilferele-
vanz auf. Deshalb, so der Prü-
fungsverband, seien Maßnah-
men der direkten Wirtschaftsför-
derung grundsätzlich keine kom-
munale Aufgabe.

Unter indirekte Wirtschafts-
förderung fallen Maßnahmen,
die nicht unmittelbar in den
Wirtschaftsprozess eingreifen.
Das sind etwa die Schaffung
günstiger Rahmenbedingungen
in der städtebaulichen Planung,
in der lokalen Infrastruktur und
bei der Hebesatzpolitik, eines
bedarfsgerechten Angebots von
Industrie- und Gewerbegelände
(vorausschauende Liegenschafts-
politik), sowie der Aufbau eines
wirtschaftsorientierten Bera-
tungsdienstes und Ähnliches
mehr.

Problembereiche

Direkte oder betriebsbezogene
Wirtschaftsförderung durch Kom-
munen setze beim einzelnen Be-
trieb an. Im Einzelfall sind z.B.
Investitionszuschüsse, die Über-
nahme von bestimmten Ansied-
lungskosten und die Abgabe von
Grundstücken unter dem Ver-
kehrswert zu nennen. Die Stän-
dige Konferenz der Innenmini-
ster (IMK) hat in ihrem Be-
schluss vom 12. März 1981 die
wesentlichen Problembereiche
der direkten Wirtschaftsförde-
rung wie folgt aufgezeigt:

Verlagerung von privatwirt-
schaftlichen Risken auf die All-
gemeinheit,

Subventionskonkurrenz zwi-
schen den Gemeinden mit der
Gefahr für finanzschwache Ge-
meinden, sich finanziell zu über-
nehmen,

Gefahr von Fehlentscheidun-
gen, da die Kommunen in der
Regel nicht über die erforderli-
chen Kenntnisse der wirtschaftli-
chen Verhältnisse des einzelnen
Betriebes verfügen,

dass Maßnahmen der direkten
Wirtschaftsförderung keine kom-
munale Aufgabe und somit ver-
boten sind. Erlaubt sind hinge-
gen indirekte Maßnahmen. Und
so sieht es im Einzelnen aus:

In der EU verboten

In der EU sind Beihilfen ver-
boten. Zwar ist das Verbot so alt
wie die EG selbst, doch ist es

aber auch trotz Kenntnis der Vor-
schriften über die EU-Beihilfere-
gelungen hinweggesehen.

Kommunen sind
nicht allein schuld

Nach Ansicht des Verbandes
wäre es jedoch verfehlt, hier aus-
schließlich den Kommunen oder
kommunalen Körperschaften die
alleinige Verantwortung für die
Nichtbeachtung oder Unkennt-
nis der Beihilfevorschriften zu-
zuweisen. Von Bedeutung seien
vielmehr, so der Verband nach
seinen Erfahrungen aus Prüfun-
gen vor Ort und aus Gesprächen
mit Vertretern von Kommunen,
mehrere Faktoren. Im Einzelnen
listet der Verband auf:

Die kommunale Tagespolitik
ist von Flexibilität und Sponta-
neität geprägt. Für die Vertreter
der Kommunen wird der Um-
stand, dass ein Notifizierungs-
verfahren bei der EU-Kommissi-
on eine erhebliche Vorlaufzeit in
Anspruch nimmt, häufig als pra-
xisfremd und nicht akzeptabel
angesehen.

Von den Vertretern der Kom-
munen wird häufig beklagt, dass
verwertbare Informationen zu
den Beihilfevorschriften kaum
oder nur spärlich existieren. Da-
neben ist die Frage aufgeworfen
worden, welche „Stelle“ in Bay-
ern überhaupt Auskünfte zur Bei-
hilfeproblematik erteilen kann.

Soweit eine Kommune im
Einzelfall eine andere Stelle,
zum Beispiel den Bayerischen
Kommunalen Prüfungsverband,
zur Beurteilung in beihilferecht-
licher Hinsicht einschaltet, kann
von dieser Stelle nur eine unver-
bindliche Einschätzung abgege-
ben werden. Eine rechtsverbind-
liche Entscheidung bei einem
konkreten Einzelfall kann letzt-
endlich nur die Europäische
Kommission treffen.

Die wenigen Veröffentlichun-
gen zu der Thematik sind einer-
seits unbekannt, zum anderen
beantworten sie häufig nicht die
Fragen, die sich in der kommu-
nalen Praxis ergeben.

Das Studium der EU-Rechts-
quellen erfordert eine gewisse

Eingriff in das Wettbewerbs-
system und

Beeinträchtigung des staatli-
chen Wirtschaftssystems.

Hilfe in Ausnahmefällen

Zusammenfassend kommt die
IMK zum Ergebnis, dass Maß-
nahmen der direkten Wirtschafts-
förderung grundsätzlich keine
kommunale Aufgabe darstellen,
dass Kommunen grundsätzlich
keine Sicherheiten zugunsten
Dritter stellen und weder Darle-
hen noch verlorene Zuschüsse an
Dritte gewähren dürfen. Davon
könne nur ausnahmsweise abge-
gangen werden, wenn dies die
kommunale Aufgabenerfüllung
erfordert (z.B. bei Verfolgung
städtebaulicher Zwecke oder bei
umweltentlastenden Maßnah-
men). Im Übrigen – so der IMK-
Beschluss weiter – sei es im All-
gemeinen nicht Aufgabe der
Kommunen, privatwirtschaftli-
chen Unternehmen das unterneh-
merische Risiko abzunehmen, ih-
nen bei Liquiditätsschwierigkei-
ten zu helfen oder ihnen die Auf-
nahme zinsgünstiger Kredite zu
ermöglichen.

Sicherung derArbeitsplätze

Ein Hauptbeweggrund für
Maßnahmen der direkten Wirt-
schaftsförderung sei häufig die
Sicherung der Arbeitsplätze. Ar-
beitsplatzsicherung sei aber in
erster Linie Aufgabe des Staates
und der Wirtschaft. Ein Engage-
ment der Kommunen habe sich
grundsätzlich auf flankierende
Maßnahmen zu beschränken. Ei-
ne direkte kommunale Förde-
rung von Betrieben und privat-
wirtschaftlichen Maßnahmen sei
aus kommunalrechtlichen und
wirtschaftspolitischen Erwägun-
gen abzulehnen. Da in der Regel
die Ursachen für die Gefährdung
von Arbeitsplätzen nicht im öf-
fentlichen Bereich lägen und für
die Sicherung gefährdeter Ar-
beitsplätze dauerhaft nur durch
in größerem Zusammenhang ste-
hende Maßnahmen gesorgt wer-
den könne, sei es primär Aufga-
be des Staates, arbeitsmarktpoli-
tisch notwendige Fördermaß-
nahmen zu ergreifen, heißt es in
den BKPV-Ausführungen.

Gründe des
öffentlichen Wohls

Nach der Entscheidung baye-
rischer Gerichte, so des Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshofes
vom 23. Januar 2007 (Az: Vf.2-
VI-06) und des Verwaltungsge-
richts Würzburg vom 31.Okto-
ber 2001 (Az: W 2 K 00 1357)
gehört die unmittelbare Wirt-
schaftsförderung nicht zu den
kommunalen Aufgaben. Aller-
dings hat die Rechtsprechung die
Grenzen der kommunalen Wirt-
schaftsförderung teilweise wei-
ter gezogen. So hat das Verwal-
tungsgericht Würzburg festge-
stellt, wenn überwiegende Grün-
de des öffentlichen Wohls der
örtlichen Gemeinschaft die be-
triebsbezogene Förderung eines
bestimmten Unternehmens er-
forderten, könne diese im Ein-
zelfall als kommunale Angele-
genheit anzusehen sein.

Einheimischenmodelle

Der Bayerische Verfassungs-
gerichtshof hat in seinem Urteil
die Zulässigkeit eines Einheimi-
schenmodells bejaht, mit dem ei-
ne Gemeinde bereits ansässige
Gewerbebetriebe in ihrem Be-
reich halten wollte, indem sie
diesen zur Erweiterung oder Ver-
lagerung Grundstücke zu einem
Preis zur Verfügung stellte, der
objektiv unter dem Verkehrswert
lag. Eine Bodenpolitik, die die-
ser Gefahr der unerwünschten
Änderung der örtlichen Infra-
struktur und des Verlustes der
Arbeitsplätze begegnet, wurde
vom Bayerischen Verfassungs-
gerichtshof als zulässig erachtet.

Verkauf zum Verkehrswert

Dies gelte jedoch nur für be-
reits ansässige Betriebe; eine ver-
billigte Abgabe von Grund-
stücken zur Neuansiedlung von
Gewerbetrieben sei grundsätzlich
unzulässig. Darüber hinaus stellte
der Verfassungsgerichtshof klar,
dass Gemeinden Grundstücke
grundsätzlich nur zum Verkehrs-
wert verkaufen dürfen. Veräußer-
ten sie Grundstücke unter dem
Verkehrswert, seien sie aus
kommunalrechtlichen Gründen
verpflichtet, die entsprechende

Zweckbindung sicherzustellen.
Eine mit der Durchführung eines
derartigen Einheimischenmodells
verbundene Subventionierung
kann nach den Ausführungen des
Verfassungsgerichtshofes nur
dann zulässig sein, wenn der Sub-
ventionszweck durch entspre-
chende Bindungen – zumindest
für einen bestimmten Zeitraum –
durchgesetzt wird.

Konkrete Fallbeispiele

Zusammenfassend stellt der
Prüfungsverband fest, werde so-
wohl in der Kommentar- als
auch in der Fachliterastur die di-
rekte Wirtschaftsförderung als
grundsätzlich unzulässig einge-
stuft. Die Rechtsprechung sehe
ebenfalls die direkte Wirtschafts-
förderung grundsätzlich nicht als
kommunale Aufgabe an und er-
kenne nur sehr eingeschränkt
Vergünstigungen zugunsten von
Unternehmen als zulässig an. Ei-
ne abschließende rechtliche Be-
urteilung von Wirtschaftsförde-
rungsmaßnahmen könne jedoch
nur am konkreten Einzelfall vor-
genommen werden. (Um die
dargelegten Grundssätze ver-
ständlicher zu machen, hat der
Bayerische Kommunale Prü-
fungsverband in seinem Ge-
schäftsbericht 2007 (von Seite
41 an) fünf konkrete Fallbeispie-
le und ihre rechtliche Beurtei-
lung aufgeführt.)

Zum Schluss spricht der Prü-
fungsverband von der Tendenz,
dass das EU-Beihilferecht auf
immer mehr kommunale Aufga-
benfelder anzuwenden ist und
damit an Bedeutung gewinnt.
Dabei zeige sich teilweise die
EU-Beihilfeproblematik bei den
einzelnen Fallgestaltungen erst
auf den zweiten (oder dritten)
Blick. Die EU-Beihilfeverstöße
zögen wegen möglicher Scha-
denersatzforderungen, Rückab-
wicklungen sowie Haftungsfra-
gen unter Umständen erhebliche
finanzielle Folgen nach sich. Die
Kommunen müssten deshalb
zwangsläufig ihr Verwaltungs-
handeln zunehmend auf die EU-
Beihilferegelungen abstimmen.
Die Kenntnis der Grundzüge des
EU-Beihilferechts sei hierbei un-
erlässlich, stellt der Kommunale
Prüfungsverband fest. dhg.

EU gibt 500 Mio.
Euro an Tafeln

Ankauf von Lebensmitteln
soll erleichtert werden

Brüssel (pm). Die Europäi-
sche Union will die Nahrungs-
mittelhilfe für bedürftige Men-
schen in Europa aufstocken.
Mit mehr als 500 Millionen
Euro pro Jahr sollen künftig
europaweit „Tafeln“ oder Sup-
penküchen unterstützt werden.

Aus dem Europäischen Par-
lament kommt Unterstützung
für den Plan. „Angesichts der
stark gestiegenen Lebensmit-
telpreise müssen wir armen
Menschen in unserem Land
helfen“, so der Haushaltsexper-
te und Vorsitzende der CSU-
Gruppe im Europäischen Par-
lament, Markus Ferber.

Geplant ist, dass die Eu-
ropäische Union künftig 75
Prozent der Kosten zum Kauf
von Nahrungsmitteln über-
nimmt. Die restlichen 25 Pro-
zent sollen zum Beispiel durch
Bundes- oder Landesmittel fi-
nanziert werden. Mit dem Geld
sollen Nahrungsmittel zentral
einkauft und kostenlos oder
maximal zum Selbstkosten-
preis an wohltätige Einrichtun-
gen weitergeben werden, die
sie mit Hilfe von „Tafeln“ oder
Suppenküchen an Arme und
Bedürftige verteilen.

Seit 1987 hilft die Europäi-
sche Union wohltätigen Einrich-
tungen, indem sie den EU-Staa-
ten erlaubt, Überschussbestände
für Nahrungsmittel für wohltäti-
ge Zwecke zu verwenden.



(Fortsetzung von Seite 1)
verzeichnete der Tag des offenen
Denkmals in den vergangenen
Jahren einen stetig steigenden
Publikumserfolg. „Der Tag des
offenen Denkmals als Teil einer
europaweiten Aktion ist die ein-
zigartige Möglichkeit, das kultu-
relle Erbe vor der eigenen Haus-
tür zu entdecken“, betonte Gop-
pel. „Dabei richtet sich der Blick
weniger auf die bekannten
Prachtbauten, sondern vielmehr
auf die unentdeckten ‚Denk-
mäler von nebenan’, die ansons-
ten nicht zugänglich sind und an
denen man allzu leicht vorbei-
geht“, so der Minister weiter.
Das diesjährige Motto lege den
Schwerpunkt auf die Aufgaben,
Methoden und Ergebnisse der
Bodendenkmalpflege sowie der
Bauforschung. Insgesamt 55.000
Bodendenkmäler wie ehemalige
Römer-Kastelle seien auf der
Bayerischen Denkmalliste ver-
zeichnet. Die Zahl der bisher
nicht entdeckten unterirdischen
Denkmäler liege aber vermutlich
zehnmal höher, so der Minister.

Denkmalschutzmedaille für
vorbildliche Sanierung

Goppel, der aus Anlass des
Denkmaltages an 31 Hausei-
gentümer, Institutionen und eh-
renamtliche Denkmalpfleger die
Bayerische Denkmalschutzme-
daille für vorbildliche Sanierung
alter Bauten verlieh, hob über-
dies die Bedeutung historischer
Gebäude und Innenstädte für den
Fremdenverkehr hervor. Histori-
sche Bauwerke und Ortsbilder
seien wahre Touristenmagnete.
Dies könne auch an der Touris-
musbilanz der Drei-Flüsse-Stadt
abgelesen werden. Bei steigender
Tendenz hätten im vergangenen
Jahr eineinhalb Millionen Tages-

(Fortsetzung von Seite 1)
schaft lobten die „hervorragende
pädagogische Arbeit an Bayerns
Schulen“. Im gegliederten Schul-
system erhielten die bayerischen
Schüler Bildungsangebote ge-
mäß ihrer Begabung und ihres
Leistungswillens. Damit legten
die Schulen den Grundstock
für leistungsfähigen Fachkräfte-
nachwuchs sowie eine starke und
wettbewerbsfähige Wirtschaft“.

Die Fakten

Der BRLV-Vorsitzende legte
dazu folgende Fakten auf den
Tisch:

Etwa 44 % der (Fach-) Hoch-
schulzugänge erfolgen in Bayern
vor allem über Realschule und
Hauptschule (über Fachober-
bzw. Berufsschule).

In Bayern ist ein direkter
Fachhochschulzugang möglich
für Handwerksmeister, Industrie-
meister und für Personen mit ver-
gleichbaren Abschlüssen. Bayern
hat den höchsten Anteil an Spit-
zenschülern aller Bundesländer.

Bayerns Realschüler und
Gymnasiasten liegen in allen ge-
prüften Bereichen vor den PISA-
Siegerländern.

Ein hoher Anteil bayerischer
Hauptschüler erreicht das Leis-
tungsniveau von Realschülern
anderer Bundesländer.

80 % der Abgänger von baye-
rischen Hauptschulen haben im
letzten Jahr einen Ausbildungs-
vertrag abgeschlossen.

20 % der bayerischen Haupt-
schüler, also mehr als 10.000
Schülerinnen und Schüler, schlie-
ßen jährlich mit Mittlerer Reife
ab.

Bayern hat im Vergleich der
Bundesländer den geringsten
Anteil an Risikoschülern.

Die Gesamtschule ist die teu-
erste aller Schularten, fördert
aber ihre Schüler am wenigsten.
Ihr Fördereffekt ist ebenso nied-
rig wie jener der sechsjährigen
Grundschule.

Die Gesamtschule schafft
nicht mehr Bildungsgerechtig-
keit als die Schulen des geglie-
derten Schulwesens.

Die Verlängerung der Grund-
schulzeit um zwei Jahre benach-
teiligt die leistungsstärkeren wie
auch die leistungsschwächeren
Schüler.

Die ersten Lebensjahre eines
Kindes sind entscheidend für die
Entfaltung der Persönlichkeit.
Deshalb ist die frühkindliche
Bildung so wichtig.

Positionen zur Schulpolitik

In sechs Positionen zur bayeri-
schen Schulpolitik, die jüngst an
Kultusminister Siegfried Schnei-
der übergeben wurden, spreche
sich „die überwiegende Mehr-
heit der bayerischen Lehrkräfte
und Eltern ohne Einschränkun-
gen für das hocheffiziente ge-
gliederte Schulwesen in Bayern
aus“, fuhr Huber fort. Aber eben-
so nachdrücklich würden sehr
viel höhere Bildungsinvestitio-
nen, die zu deutlichen Verbesse-
rungen an den allgemein- wie an
den berufsbildenden Schulen
führen, gefordert.

Erhöhung der Unterrichts-
und Betreuungsqualität

Im bestehenden System sei
das Augenmerk auf die Er-
höhung der Unterrichts- und Be-
treuungsqualität an den bayeri-
schen Schulen durch kleinere
Klassen, mehr Lehrkräfte, zu-
sätzliches Betreuungspersonal
und den bedarfsgerechten Aus-
bau des Ganztagesangebots zu
legen. Eine Kernforderung sei
die enge Zusammenarbeit von
Lehrkräften und Eltern mit ei-
nem intensiven Beratungsange-
bot für Eltern über die schuli-
schen und beruflichen Perspekti-
ven und das Entwicklungspoten-
zial jedes einzelnen Kindes.
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Mit dieser kurzen Positionsbe-
schreibung fordern die unter-
zeichnenden Eltern- und Lehrer-
verbände die Politiker in Bayern
auf, die bayerischen Schüler end-
lich in Ruhe an den verschiede-
nen Schularten arbeiten zu lassen
und sie nicht für längst überholte
und gescheiterte Schulversuche
zu missbrauchen. „Wir wissen
durch alle Untersuchungen und
durch die bitteren Erfahrungen in
anderen Bundesländern mit hoher
Jugendarbeitslosigkeit, dass Bay-
ern in der Bildungspolitik führend
ist. Aber wir haben Verbesse-
rungsbedarf und dafür treten wir
mit unseren Positionen ein, so et-
wa mit der Forderung nach höhe-
rer Durchlässigkeit und dem wei-
terenAusbau des beruflichen Bil-
dungsweges, der ebenfalls im
Sinne der Chancengerechtigkeit
alle Möglichkeiten bietet“, so die
Verbände.

Ende der leidigen Debatte

Mit seinem Aufruf: „Hände
weg von den Haupt-, Wirtschafts-
, Realschülern und Gymnasiasten
– gegen Einheitsschüler, Einheits-
schule und Einheitslehrer“ appel-
lierte Anton Huber für ein Ende
der leidigen Schulstrukturdebatte,
die die Vernichtung der einzelnen
Schularten in Bayern zum Ziel
habe. Huber: „Wer ehrlich mit der
bayerischen Bevölkerung um-
geht, der soll sagen, dass er mit
‚Eine Schule für alle’, mit Ein-
heitsschule, mit Regionalschule,
also mit der Gesamtschule, die
Abschaffung der Hauptschule,
der Realschule und des Gymnasi-
ums vorhat.“

Die Initiativen und Aktivitäten
des Bündnisses „Beste Bildung
in Bayern“ wurden auch vom
KPV-Landesvorstand und Haupt-
ausschuss einstimmig begrüßt.
Grundsätzlich werden deren Zie-
le unterstützt, insbesondere das
Bekenntnis zum mehrgliedrigen
Schulsystem sowie die Ansätze

zur Stärkung der Hauptschule.
German Denneborg, Ministe-

rialdirigent im Bayerischen
Staatsministerium für Unterricht
und Kultus, der zum Abschluss
explizit die Reformideen zur
Ganztagsschule präsentierte,
verwies zunächst darauf, dass
zum neuen Schuljahr der Frei-
staat Bayern die gebundenen
Ganztagsschulen massiv aus-
baut: Sie werden von 223 im
vergangenen Schuljahr auf 411
im Schuljahr 2008/2009 (320
Hauptschulen, 40 Grundschulen,
9 Realschulen, 12 Gymnasien, 30
Förderschulen) fast verdoppelt.
Auch die offenen Ganztagsange-
bote seien um 152 Gruppen, d. h.
fast ein Sechstel, deutlich ausge-
weitet worden. Bis zum Schuljahr
2012/2013 soll ein flächen-
deckendes Angebot an rhythmi-
sierten Ganztagsklassen an
Hauptschulen realisiert werden.

Ganztagsunterricht

Nach der neuen Konzeption
der Staatsregierung soll der
Ganztagsunterricht freilich nicht
allein den Hauptschulen vorbe-
halten bleiben, sondern auf die
anderen Schularten ausgeweitet
werden, wo derzeit bereits er-
folgreiche Modellversuche lau-
fen. Ziel ist es, ein bedarfsorien-
tiertes, verlässliches schulisches
Betreuungsangebot für Kinder
und Jugendliche bis 14 Jahre
umsetzen. Ein solches flächen-
deckendes und zukunftsorien-
tiertes Ganztagsangebot für alle
Schularten muss Denneborg zu-
folge in enger Zusammenarbeit
mit den Kommunen auf den
Weg gebracht werden.

Die konkrete Vorbereitung
und Umsetzung werde in Ge-
sprächen mit den Kommunalen
Spitzenverbänden zu Beginn der
nächsten Legislaturperiode zu
klären sein. Ziel sei der weitere
Ausbau bei den Grundschulen
beginnend mit dem Schuljahr
2009/2010, bei Realschulen und
Gymnasien im Laufe der kom-
menden Legislaturperiode. DK

Beste Bildung für ...

Archäologie und ...
touristen Passau besucht. Zudem
seien dort 426.000 Übernach-
tungen gezählt worden.

Ebenso wie Goppel betonte
auch Bayerns Generalkonserva-
tor Prof. Egon Johannes Greipl
bei der Auftaktveranstaltung die
kulturelle Bedeutung der Passau-
er Altstadt. Passau sei nach den
Stadtbränden im 17. Jahrhundert
zu „einer der schönsten Barock-
städte der Welt geworden“,
meinte Greipl. Bayerns oberster
Denkmalschützer kritisierte al-
lerdings auch die Gestaltung der
Neuen Mitte von Passau, wo in
den vergangenen Jahren mehrere
Neubauten wie ein Einkaufszen-
trum, ein Kinokomplex und ein
Bürohochhaus gebaut wurden.
Dieses neue Stadtzentrum be-
zeichnete Greipl als „gründlich
missglückt“.

Grundlage für die Praxis

Wie Greipl weiter ausführte,
wird mit der Unterzeichnung ei-
nes gemeinsamen Vertrags zwi-
schen der Stadt und dem Landes-
amt für Denkmalpflege künftig
eine noch bessere Grundlage für
die Praxis geschaffen. In diesem
Vertrag geht es um die Erstellung
einer Denkmaltopographie, in der
jedes Denkmal der Stadt Passau
beschrieben und abgebildet sein
wird. Einleitende Beiträge wer-
den die sozial-, wirtschafts- kir-
chen- und kunstgeschichtlichen
Zusammenhänge herstellen.

Beim Denkmaltag wurden erst-
mals historische Passauer Kir-
chenfenster präsentiert, die seit
dem Zweiten Weltkrieg verschol-
len waren und kürzlich wieder
entdeckt wurden. Die Gläser der
bayerischen Glasmalerwerkstatt
Scherer aus dem 19. Jahrhundert
lagen in Scherben und werden
derzeit restauriert. DK
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Industriebericht Bayern 2008:

Kraftvoller Start
Gute Nachricht für den Wirtschaftsstandort Bayern: Die bayeri-
sche Industrie blickt auf ein exzellentes Jahr 2007 zurück. Wie
Staatsministerin Emilia Müller bei der Vorstellung des Indus-
trieberichts Bayern 2008 konstatierte, ist die volkswirtschaftli-
che Bedeutung der Industrie im Freistaat unverändert außeror-
dentlich hoch: 1,2 Millionen Männer und Frauen würden in
7.600 Betrieben beschäftigt; zwei von drei Arbeitsplätzen hingen
direkt oder indirekt von der Industrie ab. Diese sei somit das
„Zentrum im gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfungsprozess“.

Wie der Industriebericht 2008
aufzeigt, setzte sich die Dynamik
des Jahres 2006 auch im Jahr
2007 fort. In fast allen Branchen
konnte ein Wachstum verzeich-
net werden. Deutlich stiegen
Aufträge (plus 8,7 %), Produkti-
on (7,4 %) und Umsatz (5,8 %)
der bayerischen Industrie. Auch
der Export boomt laut Ministerin
Miller: Betrug die Quote im Jahr
2007 noch 48,1 %, lag sie von
Januar bis Juli 2008 bereits bei
49,7 %. Bayern sei somit ein
„Gewinner der Globalisierung“.

Neue Arbeitsplätze

Dies, so Müller weiter, kom-
me gerade auch den Beschäftig-
ten zugute. Die Industrie schaffe
neue Arbeitsplätze, die Betriebe
stellten wieder verstärkt ein. Seit
2006 steigt die Zahl der Arbeits-
plätze endlich wieder. Erstmals
seit 2001 übertraf die Beschäfti-
gung wieder die 1,2-Millionen-
Marke. Der Zuwachs von 3,1 %
lag in Bayern dabei deutlich über
dem Bundesdurchschnitt (plus
2,0 %). Auch im ersten Halbjahr
2008 hat sich der Beschäfti-
gungsaufbau weiter fortgesetzt.

Positive Entwicklung

Fast alle der 25 in der Indus-
triestatistik erfassten Branchen
zeigten 2007 eine positive Ent-
wicklung bei Beschäftigung und
Umsatz. Umsatzstärkste bayeri-
sche Branche ist Müller zufolge
der Automobilbau, der weltweit
im Premium-Segment punktet.
2007 ist sein Umsatz um 12,5 %
auf 84,4 Milliarden Euro ge-
wachsen. Die bayerische Auto-
mobilindustrie konnte damit die
Wachstumsrate des Umsatzes
gegenüber dem Vorjahr verdrei-
fachen. Die Exportquote der Au-
tomobilbranche erreichte mit
fast 66 % einen Höchststand.

Umsatzplus

Auch die bayerischen Maschi-
nenbauer haben im letzten Jahr
ihren Umsatz um 10,2 % auf
47,5 Milliarden Euro gesteigert.
Mit einem Mitarbeiterzuwachs
um 5,2 % konnte die Branche
2007 erstmals seit 1991 wieder
die 200.000-Marke übertreffen.
Beschäftigungsstärkste Industrie
im Freistaat ist wiederum die
Elektroindustrie. Auf hohem Ni-

veau konnte sie die Zahl der Mit-
arbeiter nochmals deutlich um
6,2 % auf knapp 220.000 stei-
gern. Besonders bemerkenswert
ist auch die Entwicklung der
Glasindustrie: Mit einem Um-
satzplus von fast 14 % eroberte
diese Traditionsindustrie den
Spitzenwert beim Umsatzwachs-
tum 2007.

Regionale Betrachtung

Bei der regionalen Betrach-
tung zeige sich ebenfalls ein
durchgängig positives Bild, wie
die Ministerin erläuterte. In allen
Regierungsbezirken konnten
2007 Umsatz und Zahl der Be-
schäftigten deutlich gesteigert
werden. Die höchsten Zuwächse
wurden dabei in der Oberpfalz,
in Unterfranken und Schwaben
erreicht.

Rückgänge im
Auftragseingang

Kraftvoll gestaltete sich auch
der Start der bayerischen Indus-
trie ins Jahr 2008: So lagen Um-
satz und Beschäftigung auch im
ersten Halbjahr 2008 mit einem
Plus von 3 bzw. 2,7 % deutlich
über Vorjahresniveau. Aller-
dings, so räumte Emilia Müller
ein, „beobachten wir seit Mona-
ten Rückgänge im Auftragsein-
gang“. Die Impulse aus dem
Ausland nähmen aufgrund einer
schwächeren Entwicklung der
Weltwirtschaft und starkem Euro
ab. „Dies lässt für die Zukunft
ein nachlassendes Wachstum-
stempo erwarten.“

Hohes Niveau

Trotz der sich abschwächenden
konjunkturellen Einflussfaktoren
seien Produktion,Auslastung und
Auftragsbestand der bayerischen
Industrie auf einem hohen Ni-
veau, stellte Müller fest. „Für das
Gesamtjahr erwarten wir daher
insgesamt ein nochmaliges Plus
bei der Beschäftigung.“ Ange-
sichts des zunehmenden konjunk-
turellen Gegenwinds sei es umso
wichtiger, „unsere erfolgreiche
Industriepolitik weiter konse-
quent fortzusetzen und optimale
Rahmenbedingungen für das Ver-
arbeitende Gewerbe in Bayern zu
schaffen“.

Mit Blick auf das Münchner
ifo-Institut, das 15 Thesen für ei-

ne offensive Industriepolitik auf-
gestellt hat, formulierte die Mi-
nisterin daraus einige wichtige
Handlungsfelder der Industrie-
politik in Bayern:

1.Am Standort Deutschland
müssen Rahmenbedingun-

gen wie Steuern, Lohnnebenko-
sten und sonstige Kostenfakto-
ren stimmen.

2.Auch die Bürger brauchen
eine Entlastung. Die deut-

sche Konsumgüter-Industrie
kämpft mit einer anhaltend
schwachen Inlandsnachfrage,
weswegen Steuern und Abga-
ben gesenkt werden müssen.
Mit dem CSU-Steuerkonzept
„Mehr Netto für alle“ und dem
10-Punkte-Entlastungspaket
„Deutschland muss handeln“
liegen dazu die richtigen Kon-
zepte auf dem Tisch.

3.Viele Industriebetriebe kön-
nen nur dann wettbewerbs-

fähig am Standort Deutschland
produzieren, wenn die Energie-
und Strompreise bezahlbar blei-
ben. Aktuell wichtig sind des-
halb faire Wettbewerbsbedin-
gungen für die deutsche Indu-
strie beim europäischen Emissi-
onshandel. Die Zuteilung von
CO2-Zertifikaten an die Indu-
strie muss kostenlos erfolgen,
solange für Industrieanlagen
außerhalb Europas keine ver-
gleichbaren Anforderungen gel-
ten. Mindestens müssen aber die
energieintensiven Branchen ko-
stenlose Zertifikate erhalten. Zu-
dem gilt: Bezahlbar bleiben die
Strompreise in Deutschland nur,
wenn die Laufzeiten der deut-
schen Kernkraftwerke verlängert
werden.

4.Bayern muss technologisch
an der Spitze bleiben. Inno-

vation und Qualifikation sind für
den Standort ein industriepoliti-
sches Megathema. Der Freistaat
ist hier gut aufgestellt. DK

Tagung der Krankenhausdirektoren in Bad Gögging:

Schmidts „Mogelpackung“
Die bayerischen Krankenhäuser lehnen das von der Bundesre-
gierung geplante Hilfsprogramm für die Kliniken in Höhe von
drei Milliarden Euro als völlig unzureichend ab. Die Pläne von
Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt (SPD) seien eine
“Mogelpackung“, erklärte der Geschäftsführer der Bayerischen
Krankenhausgesellschaft (BKG), Siegfried Hasenbein, bei einer
Tagung der bayerischen Krankenhausdirektoren im nieder-
bayerischen Bad Gögging.

„Es kann nicht etwas als Hilfs-
programm bezeichnet werden,
bei dem der ohnehin gesetzlich
vorgesehene Wegfall von Vergü-
tungskürzungen hineingerechnet
wird“, betonte Hasenbein. Wür-
de man solche Effekte und den
Krankenhäusern gesetzlich zu-
stehende Vergütungszuwächse
abziehen, blieben als zusätzli-
ches Finanzvolumen bundesweit
nur noch knapp 1,5 Mrd. Euro
übrig. „Die Tariflohnerhöhungen
bekämen wir damit nur zur Hälf-
te finanziert und die zum Teil
massiven Sachkostensteigerun-
gen blieben vollständig unge-
deckt“, rechnete Günther Pfaffe-
neder, der Vorsitzende des Ver-
bandes der bayerischen Kran-
kenhausdirektoren (VKD) vor.

Finanzierungs- und
Planungssicherheit

Hasenbein und Pfaffeneder
drängten darauf, dass die Kran-
kenhäuser „noch in diesem Jahr
Finanzierungs- und Planungssi-
cherheit bräuchten“. Sie appel-
lierten deshalb an Ministerin
Schmidt, neben einem „Sofort-
hilfepaket“ eine künftig verbes-
serte Finanzierung der Betriebs-
kosten auf den Weg zu bringen.
Bislang macht die Bundesge-
sundheitsministerin dies davon
abhängig, dass die Bundesländer
einer Änderung der Investitions-
finanzierung zustimmen, was

diese bisher ablehnen. Die Klini-
ken und deren Mitarbeiter dürf-
ten wegen des politischen Streits
um die umstrittene Kranken-
hausreform am Ende nicht mit
leeren Händen dastehen, forder-
ten Hasenbein und Pfaffeneder.

Eine Menge Ärger

„Bei den Krankenhausmitar-
beitern hat sich eine Menge Ärger
aufgestaut. Sie sind nicht mehr
bereit, mit weiteren Belastungen
die politisch verursachte Unterfi-
nanzierung zu kompensieren“
sagte Pfaffeneder. Dies wurde be-
reits bei einer Veranstaltung der
Bayerischen Krankenhausgesell-
schaft im Juli in Regensburg
deutlich, an der 6.000 Beschäftig-
te ihrem Ärger Luft machten. En-
de September werden rund
60.000 Klinikmitarbeiter zu einer
bundesweiten Protestveranstal-
tung in Berlin erwartet.

Nach monatelangen Diskus-
sionen erwarten die bayerischen

Krankenhäuser nun auch von der
CSU und deren Ministern und
Abgeordneten in Berlin eine ein-
deutige Positionierung. „Setzen
Sie sich für eine schnellstmögli-
che und ausreichende Finanzhil-
fe ein oder stimmen Sie dem vor-
liegenden sog. Hilfsprogramm
zu, der die Krankenhäuser in
eine weitere Unterfinanzierung
treibt?“, lautete die Frage der
bayerischen Klinikvertreter.

Die BKG vertritt nach eigenen

Angaben rund 340 Kliniken
mit knapp 80.000 Betten und
150.000 Mitarbeitern im Frei-
staat. Nachdem im Juli bereits
rund 5000 bayerische Kranken-
pfleger, Ärzte und andere Klinik-
mitarbeiter in Regensburg gegen
die Finanznot der Krankenhäu-
ser demonstriert haben, soll es
am 25. September eine bundes-
weite Protestaktion in Berlin ge-
ben. Die Organisatoren rechnen
mit 60.000 Teilnehmern. DK

Einigung in Investitionsfragen
Wenige Tage nach der Bad Gögginger Tagung hat sich der Bun-

desrat auf Initiative Bayerns mit einem Antrag der Länder zur
Verbesserung der finanziellen Situation der Krankenhäuser befasst.
„Die Länder haben sich mit dem Entschließungsantrag auf einen
Weg verständigt, durch den eine Einigung in Investitionsfragen
der Krankenhäuser in greifbare Nähe gerückt ist. Kernelement
dieser Einigung ist, dass Bund und Länder eine Arbeitsgruppe
einrichten, die bis 31. Dezember 2009 darüber entscheiden soll,
ob Investitionspauschalen eingeführt werden. Die Länder sollen
frei entscheiden können, ob sie weiterhin Einzelbauvorhaben för-
dern oder ob sie leistungsorientierte Investitionspauschalen ein-
führen. Damit ist der gordische Knoten zwischen unterschiedli-
chen Interessen von Bund und Ländern durchschlagen. Zugleich
ist der Weg frei für eine rasche finanzielle Entlastung der Kran-
kenhäuser“, freute sich Bayerns Sozialministerin Christa Stewens
über die einstimmig gefasste Entschließung der Länder.

Anders als es der Referentenentwurf des Bundesgesundheits-
ministeriums vorsah, sollen die Länder nicht zu einer Zahlung
von Investitionspauschalen verpflichtet werden. Stewens: „Die
Länder bleiben Herr des Verfahrens. Wenn ein Land sich weiter-
hin für die Förderung von Einzelvorhaben entscheidet, so muss
dies möglich sein. Dieses in Bayern überaus bewährte Verfahren
hat also auch weiter Zukunft. Mit der heutigen Einigung sind
Bund und Länder aufeinander zugegangen - im Interesse der
Krankenhäuser, die nun die dringlich benötigte finanzielle Entla-
stung bekommen.“ Der Sanierungsbeitrag der Krankenhäuser zu-
gunsten der gesetzlichen Krankenkassen soll zum 1. Januar 2009
mit Inkrafttreten des Krankenhausfinanzierungsrahmengesetzes
aufgehoben werden. Dieses Gesetz sieht zudem die Berücksichti-
gung der Tariferhöhungen für Löhne und Gehälter vor. DK

Start der „Vernetzungsstelle
Schulverpflegung“

Ziel der neugeschaffenen „Ver-
netzungsstelle Schulverpflegung“
ist es, eine gesundheitsförderliche
Schulverpflegung in den Schulen
zu etablieren“, betonte Gesund-
heitsminister Otmar Bernhard.
Kinder müssten spielerisch erfah-
ren und praktisch vorgelebt be-
kommen, dass gesunde Ernäh-
rung nicht nur Über- oder Unter-
gewicht und damit auch Folgeer-
krankungen langfristig vorbeugt,
sondern auch schmeckt. Als zen-
traleAnlaufstelle berät die Vernet-
zungsstelle Schulen zudem Kin-
dertageseinrichtungen bei fachli-
chen, organisatorischen und logi-
stischen Fragen. Sie unterstützt

deren Vernetzung mit allen Ak-
teuren rund um die Verköstigung,
wie beispielsweise Kostenträger,
Hausmeister, Cateringfirmen
oder regionale Handelspartner.

Die zentrale Kopfstelle am
Landesamt für Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit (LGL)
soll Strategien, Fortbildungs-
maßnahmen und Konzepte erar-
beiten, um die Qualität der
Schulverpflegung zu verbessern.
Die Bezirksregierungen erhalten
je eine neue Projektstelle, die die
Aktivitäten im Regierungsbezirk
bündelt, Multiplikatoren schult
und mit den Schulämtern zusam-
menarbeitet.
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komuna Roadshows 2008

Chancen nutzen – Zukunft gestalten

Freuen Sie sich auf spannende Vorträge
und entdecken Sie die ganze Bandbreite
der komuna:

14.10. Heroldsberg
15.10. Gersthofen
20.10. Starnberg
23.10. Ingolstadt
05.11. Amberg
06.11. Rosenheim
11.11. Kempten
12.11. Würzburg

Infos und Anmeldung unter www.komuna.de

komuna Roadshows 2008
Chancen nutzen - Zukunft gestalten

Mehr Bürgernähe durch schnelle und transparente Abläu-
fe in der öffentlichen Verwaltung. Vernetzt denken und da-
mit die Zukunft gestalten. Als Anbieter von kommunalen
IT-Komplett-Lösungen hat sich die Firma komuna EDV-
Beratung GmbH genau darauf spezialisiert. Die Voraus-
setzungen hierfür sind beste Qualität sowie individuelle
und praxisnahe IT-Lösungen.

komuna bietet ihren Kunden eine lückenlose und partner-
schaftliche Betreuung: Von der Planung und Projektierung
über die Organisationsberatung und Installation bis hin zum
laufenden Betrieb. Dabei steht die Beratung von Mensch zu
Mensch immer im Mittelpunkt. Um ausführliche Informatio-
nen so persönlich wie möglich transportieren zu können, ist
komuna von Mitte Oktober bis Mitte November in ganz Bay-
ern unterwegs. An einem Tag haben Bürgermeister und Mitar-
beiter aus Kommunalverwaltungen die Gelegenheit, neue Pro-
dukte, aktuelle Änderungen und Neuerungen in den verschie-
denen Fachbereichen kennen zu lernen.

Die thematischen Schwerpunkte umfassen hierbei das Do-
kumentenmanagement, den Sitzungsdienst, die digitale Archi-
vierung, das Neue Kommunale Finanzwesen, das Einwohner-
wesen sowie die eGovernmentlösung Rathaus Service-Portal.

Drei spannende Fachvorträge „Eine Plattform. Eine Lösung.
Alle Dokumente – Die Verwaltung der Zukunft mit komu-
na.RIS“, „MESO und Rathaus Service-Portal – mehr Qualität
mit komuna.RSP“ und „Mit CIP – KD und CIP – Archiv zu ei-
nem aktuellen Rechnungswesen“ sind die Programmhöhe-
punkte der Roadshows. Im zeitgleich stattfindenden Admini-
stratoren-Forum lernen Besucher die ganze Bandbreite der ko-
muna-Systemtechnik kennen: Netzwerk-Projektierung, Vir-
tualisierungslösungen, IP-Telefonie. Fakt ist: Die Zukunft der
Verwaltung hat bereits begonnen.
Die Roadshows finden an folgenden Orten statt:
14.10. Heroldsberg
15.10. Gersthofen
20.10. Starnberg
23.10. Ingolstadt
05.11. Amberg
06.11. Rosenheim
11.11. Martinszell bei Kempten
12.11. Würzburg
Weitere Informationen sowie die Anmeldung zu den
Roadshows unter www.komuna.de

Landrat Theo Zellner gratuliert Dr. Ulrich Huber (links) zur
internationalen Auszeichnung.

Internationaler GIS-Preis
für Landkreis Cham

Zu den vielenAuszeichnungen des Landkreises Cham ist jetzt eine
außergewöhnliche Würdigung hinzugekommen. Im kaliforni-
schen San Diego wurde er für seine innovative Pionierarbeit auf
dem Gebiet der Geographischen Informationssysteme mit dem
ESRI-SAG-Award (Special Achievement in GIS) ausgezeichnet.
Dieser Preis wird jährlich US-amerikanischen und internationalen
GIS-Anwendern für ihre herausragenden Leistungen verliehen.

Bei der Verleihung betonte der
Präsident des GIS-Weltmarkt-
führers ESRI, Jack Dangermond,
dass dieser Preis unter mehr als
einer Million Anwendern stets
nur den „best of the best of the
best“ zuteil wird.

Theo Zellner, Landrat des Land-
kreises Cham und Präsident des
bayerischen Landkreistages, freut
sich über die internationaleWürdi-
gung der Leistungen des Land-
kreises Cham: „Mit Cham hat nun
erstmalig ein deutscher Landkreis
diese Auszeichnung erhalten. Das
zeigt, dass zukunftsorientierte
Technologien wie Geographische
Informationssysteme auch im
ländlichen Raum erfolgreich ent-
wickelt und genutzt werden kön-
nen. Wir können damit die öffent-
liche Verwaltung im Sinne unserer
Bürgerinnen und Bürger dienstlei-
stungsorientierter, wirtschaftlicher
und schneller machen.“

Besonders bedankte er sich
bei seinen Mitarbeitern Reinhard
Babl, Leiter der EDV des Land-
ratsamtes Cham, und Dr. Ulrich
Huber, Beauftragter für das inter-
kommunale Geographische In-
formationssystem (IkGIS) des
Landkreises, die bei der weltweit
größten GIS-Anwenderkonferenz
imAugust in San Diego den Preis
entgegen genommen hatten. Na-
hezu 18.000 internationale Teil-
nehmer aus Verwaltung und In-
dustrie waren zusammen gekom-
men, um ihre Erfahrungen, Ent-
wicklungen und Visionen unter-
einander auszutauschen.

Der Landkreis Cham nimmt in
Bayern auf dem Gebiet der kom-
munalen Geoinformationssyste-
me nach wie vor eine Vorreiter-
rolle ein. Die Kreisverwaltung

und alle kreisangehörigen Kom-
munen setzen seit 2003 im Rah-
men ihrer eGovernment-Aktivitä-
ten auf digitale Karten und eine
moderne, raumbezogene Infor-
mationsverarbeitung. Wie die Ver-
anstaltung eindrucksvoll belegen
konnte, muss sich der Landkreis
auch international keinesfalls ver-
stecken. Für seine Mitarbeiter
ging es vor allem darum, sich auf
dem Gebiet der Verarbeitung
geographischer Daten aus erster
Hand zu informieren. Hierbei
konnten die aktuellsten Trends
und Entwicklungen dieser eGo-
vernment-Technologie in Erfah-
rung gebracht werden. Der Land-
kreis Cham hatte zudem Gele-
genheit, sich international einem
breiten Publikum zu präsentieren.

Bestätigte Bemühungen

Dr. Ulrich Huber und Dirk
Werther (Microsoft Deutschland)
hatten einen englischsprachigen
Anwendervortrag zum Thema
„Local Governments in Europe“
gehalten, der im Internet unter
www.landkreis-cham.de zu fin-
den ist. Die Vielzahl an interes-
sierten und zustimmenden Reak-
tionen vor Ort hat die eGovern-
ment-Bemühungen des Landkrei-
ses nachdrücklich bestätigt. Ge-
spräche mit Vertretern von Ver-
waltungen aus Italien, Dänemark
und Kanada haben ergeben, dass
sich kommunale GIS-Anwender
aus aller Herren Länder oftmals
voneinander isoliert mit nahe-
zu denselbenAufgabenstellungen
herumschlagen. Die geknüpften
Kontakte sind deshalb auch für
die weitere Arbeit im Landkreis
Cham wertvoll.

Über 500 Mio. Euro des Bundes für High-Tech-Projekte:

„Wuchtiger Aufschlag
für Bayern“

Gespräch zwischen Bundesforschungsministerin
Schavan und Ministerpräsident Beckstein

Bayerns Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein hat das Er-
gebnis seines Gesprächs mit Bundesforschungsministerin An-
nette Schavan als einen sehr guten Tag für den Wissenschafts-
standort Deutschland und Bayern und damit für Wachstum und
Beschäftigung bezeichnet.

Beckstein: „Das ist ein wuch-
tiger Aufschlag für Bayern. Wir
können heute mit Stolz verkün-
den, dass wir mit großer Unter-
stützung des Bundes die Hoch-
technologielandschaft Bayerns
um wichtige High-Tech-Projekte
von Weltrang weiterentwickeln
können. Dafür danke ich Bun-
desforschungsministerin Annette
Schavan ganz herzlich.“

Top 5 im Visier

Beckstein unterstrich, dass die
neuen Zusagen des Bundes für
die IT-Forschung, das Supercom-
puting, die Diabetesforschung,
das Deutsche Museum und ein
Nanozentrum in Würzburg „in
geradezu perfekter Ergänzung zu
unserem großen Innovationspro-
gramm ‚BayernFIT’stehen“ und
damit unmittelbar dem Ziel
dienten, Bayern in den nächsten
Jahren in den Top 5 der innova-
tivsten Regionen der Welt fest zu
etablieren. Für folgende Projekte
hat die Bundesforschungsmini-
sterin bei dem Treffen konkrete
Zusagen in Höhe von über 500
Millionen Euro in den nächsten
Jahren gemacht:
1. Nationales Zentrum für
Diabetesforschung
Bayern wird Heimat für ein Na-
tionales Zentrum für Diabetes-
forschung. Neue wissenschaftli-
che Erkenntnisse sollen dabei
helfen, die Entstehung und den
Verlauf der Volkskrankheit Dia-
betes in Deutschland stärker zu
bekämpfen. Die Diabetologie ist

seit langem ein Schwerpunkt des
Forschungsraums München mit
seinen universitären und außer-
universitären Forschungseinrich-
tungen. Der Bund hat daher vor-
geschlagen, in München ein sol-
ches nationales Forschungszen-
trum in enger Anbindung an das
Helmholtz Zentrum München zu
errichten und mitzufinanzieren.
Beckstein: „Diesen Vorschlag
begrüße ich sehr. Das ist ein
Quantensprung für den Medizin-
Standort Bayern.“ Der Bund
wird dafür in den nächsten zehn
Jahren zwischen und 300 und
400 Millionen Euro, also jährlich
30 bis 40 Millionen Euro in Bay-
ern investieren.

Zentrale
Schlüsseltechnologie

2. Leibnitz-Rechenzentrum
Das Leibniz-Rechenzentrum in
Garching wird im Verbund mit
den Forschungsrechenzentren in
Jülich und Stuttgart zu einem
Europäischen Zentrum für
Höchstleistungsrechnen ausge-
baut werden, dem „Gauss Centre
for Supercomputing“ (GCS).
Der Bund hat dafür 55 Millionen
Euro für den Rechner sowie zu-
sätzliche Mittel für die Betriebs-
kosten zugesagt. Bayern ist be-
reits in Vorlage getreten und
wird aus dem Programm Bay-
ernFIT zunächst Investitionsmit-
tel in Höhe von 55 Millionen Eu-
ro zur Verfügung stellen.

Das Höchstleistungsrechnen
ist eine der zentralen Schlüssel-

technologien des 21. Jahrhun-
derts. In Garching soll 2011 ein
neuer Superrechner installiert
werden, der mindestens hundert-
mal schneller sein wird als das
bisherige System.
3. Innovationsallianz „Soft-
ware-Plattform Embedded
Systeme 2020“

Bei der Innovationsallianz han-
delt es sich um ein groß ange-
legtes bundesweites F&E-Ver-
bundprojekt unter Federführung
der TU München, an dem neun
Hochschulen / Forschungsein-
richtungen und elf Unternehmen
beteiligt sind. Dass die Feder-
führung der Innovationsallianz
bei bayerischen Partnern der TU
München liegt, ist folgerichtig.
Bayerische Unternehmen und
Forschungseinrichtungen haben
im Bereich der eingebetteten
Systeme deutschlandweit eine
Führungsrolle. Die Innovations-
allianz wird als strategisches
F&E-Projekt jedoch weiteren
Hochschulen und Unternehmen
in ganz Deutschland offen ste-
hen. Das BMBF unterstützt die-
ses Vorhaben mit rund 20 bis 23
Millionen Euro pro Jahr, also
rund 70 Millionen Euro in den
nächsten drei Jahren.
4. Nanotechnologiezentrum
Würzburg
Bayern und der Bund sind sich
einig, dass die Nanotechnologie
eines der großen Zukunftsthe-
men für viele Bereiche der deut-
schen Wirtschaft ist. Bayern ist
auch auf diesem Zukunftsfeld
sehr gut aufgestellt. So hat die

Universität Würzburg im Be-
reich der Nanotechnologie für
elektronische und photonische
Bauelemente auf Basis von Ver-
bindungshalbleitern deutsch-
landweit eine Sonderstellung.
Diese führende Position wollen
wir weiter ausbauen. Ziel ist der
Aufbau eines Forschungsinstitu-
tes für Nanotechnologie am
Standort Würzburg als Koopera-
tion der Uni Würzburg mit den
Forschungszentren Karlsruhe
und Jülich. Der Bund ist bereit
mit einzusteigen, damit in Würz-
burg ein internationales sichtba-
res Forschungszentrum entsteht.
Nach der Aufbauphase für das
Nanozentrum wird die Übernah-
me in die Trägerschaft einer
etablierten Forschungsorganisa-
tion wie der Helmholtz-Gemein-
schaft angestrebt.
5. Deutsches Museum
Bayern und der Bund geben den
Startschuss für die große Moder-
nisierung und die Zukunft des
Deutschen Museums in Mün-
chen. Die vom Bund und den
Ländern gemeinsam geförderten
Forschungsmuseen der Leibniz-
Gemeinschaft werden zum 1. Ja-
nuar 2009 auf Bundesseite in
den Zuständigkeitsbereich von
Bundesministerin Dr. Schavan
übergehen. In Bayern sind davon
das Deutsche Museum in Mün-
chen und das Germanische Na-
tionalmuseum in Nürnberg be-
troffen.

Neue Perspektiven

Die neue Zuordnung auf Bun-
desebene ist ein positives Signal
und eröffnet neue, äußerst viel-
versprechende Perspektiven für
die Vernetzung der Forschungs-
programme dieser Museen mit
den Forschungsaktivitäten der
Hochschulen und anderer For-
schungseinrichtungen. Beck-
stein und Schavan bekräftigten
das Ziel, das Deutsche Museum
bis 2019 gemeinschaftlich auf
den modernsten Stand zu brin-
gen. Die Bundesforschungsmi-
nisterin hat dies zugesichert und
wird dafür in ihrem Haushalt ei-
nen relevanten Betrag einstellen.
Konkret soll bereits nächstes
Jahr mit der Modernisierung be-
gonnen werden.

Schnelles Internet im ländlichen Raum:

Freistaat treibt
Anbindung voran

Bayern treibt die Anbindung des ländlichen Raums ans schnel-
le Internet voran. Bayerns Wirtschaftsministerin Emilia Mül-
ler zog im Kabinett eine positive Zwischenbilanz zur Breit-
bandversorgung in Bayern.

Müller: „Die bayerische Breit-
bandförderung ist gut gestartet.
Wir haben unser Förderpro-
gramm im Rahmen von 11 Re-
gionalkonferenzen in allen Re-
gierungsbezirken vorgestellt und
dabei rund 1.300 Bürgermeister,
Breitbandpaten und Anbieter er-

reicht. Es sind bereits zahlreiche
Förderanträge für Planungen
und Machbarkeitsstudien ge-
stellt worden.“ Seit Juli können
Gemeinden einen Zuschuss für
Investitionen in den Ausbau von
Breitbandnetzen in ländlichen
Gebieten beantragen. Bayern
stellt hierfür in den Jahren 2008
bis 2010 insgesamt 19 Millio-
nen Euro zur Verfügung. Neben
der finanziellen Förderung wer-
den die Gemeinden bei der Su-
che nach einer optimalen Breit-
bandlösung gezielt unterstützt.

www.breitband.bayern.de

Müller: „Unser Online-Portal
www.breitband.bayern.de spielt
hier eine wichtige Rolle. Die In-
ternetseite unterstützt die Ge-
meinden mit Musteranträgen
und Informationen zur Durch-
führung des notwendigen Aus-
wahlverfahrens. Weil die Breit-
banderschließung oft anspruchs-
volle technische und organisato-
rische Fragen aufwirft, haben
wir ein Unternehmen mit der
Beratung der Gemeinden vor
Ort beauftragt. Über 550 Bera-
tungen wurden mittlerweile
durchgeführt.“

Eine Besonderheit der bayeri-
schen Breitbandförderung liegt
laut Müller darin, dass über die
Gemeinden in ländlichen Ge-
bieten auch Unternehmen ge-

fördert werden können, die bis-
her noch nicht auf schnelles In-
ternet zugreifen können. „Der
leistungsfähige Informations-
austausch mit hohen Daten-
mengen via Internet ist heute ei-
ne zunehmend unverzichtbare
Standortvoraussetzung. Mit der
Förderung werden die bayeri-
schen Unternehmen im inter-
nationalen Wettbewerb unter-
stützt“, so Müller. Die Förde-
rung von Infrastrukturen zur
Übertragung besonders hoher
Datenmengen sowie von Ge-
werbegebieten und gewerblich
geprägten Mischgebieten stelle
einen entscheidenden Standort-
vorteil dar.
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Es gibt einen

sicheren Weg bei der

Umstellung auf die DOPPIK führen Sie am besten mit DATEV ein. Schließlich

sind wir nicht nur führend beim Rechnungswe-

sen, sondern auch der Spezialist für ein zukunfts-

weisendes kommunales Finanzmanagement.

Wir begleiten Sie in allen Phasen der Umstellung auf die doppelte Buchführung:
Mit leistungsstarker Software, einem umfassenden Projektmanagement und in-
dividuellen Serviceangeboten. Und auch anschließend, im laufenden Betrieb ste-
hen wir Ihnen beratend zur Seite. Informieren Sie sich bei Ihrem Steuerberater,
Ihrem Wirtschaftsprüfer oder unter der Telefonnummer 0800 0114348.
www.datev.de/kommunal

Zukunft gestalten.Gemeinsam.

AKDB-Jahresbericht 2007:

Optimaler Nutzen
für den Kunden

Das vergangene Jahr war für die Anstalt für Kommunale Daten-
verarbeitung in Bayern (AKDB) sehr erfolgreich und äußerst er-
eignisreich, wie der Jahresbericht 2007 ausweist. „Wir konnten
als Anbieter kommunaler Branchensoftware gemeinsam mit un-
seren Partnerunternehmen die führende Position in Bayern und
im restlichen Bundesgebiet nicht nur halten, sondern noch weiter
ausbauen. Basis für diesen Erfolg war neben einer bewährten Ge-
schäftspolitik die konsequente Ausrichtung auf die Bedürfnisse
unserer Kunden“, stellen der Geschäftsführende Direktor der
AKDB, Alexander Schroth, und Direktor Rudolf Schleyer fest.

Hoch qualifizierte und moti-
vierte Mitarbeiter hätten im ver-
gangenen Jahr mit Neuentwick-
lungen, Anpassungen an rechtli-
che Änderungen und konsequen-
tem Support einen optimalen
Nutzen für die Kunden erreicht.
Dabei habe die AKDB wieder
eng und konstruktiv mit den
kommunalen Spitzenverbänden
zusammen gearbeitet. Wie
Schroth und Schleyer feststellen,
würden viele Entscheidungen im
Spannungsfeld der kommunalen
Interessen und zahlreicher Vor-
gaben auf Landes-, Bundes- oder
EU-Ebene getroffen. Auch in
diesen Bereichen habe sich der
IT-Dienstleister entschieden für
die Interessen seiner Kunden
eingesetzt. Durch diese positive
und produktive Zusammenarbeit
seien in 2007 zahlreiche Projekte
erfolgreich konzipiert und reali-
siert worden.

Bedeutende Pilotprojekte

Teilweise handelt es sich hier-
bei laut Jahresbericht um Pi-
lotprojekte von herausragender
und bundesweiter Bedeutung. So
wurden im vergangenen Jahr die
rechtlichen Anforderungen an
den biometriegestützten Reise-
pass der Stufe 2 umgesetzt und
erfolgreich bei den OK.EWO-
Kunden implementiert. Zum 1.
Januar 2007 startete der bundes-
weite elektronische Datenaus-
tausch zwischen Meldebehörden
(unter anderem die elektronische
Rückmeldung) und am 1. Juli
BayBIS, ein bundesweit einzigar-
tiges Behördenauskunftssystem.

BayBIS enthält die Einwohn-
erdaten aller 1.381 bayerischen
Meldebehörden, verfügt über
Adresskettenverfolgung bei
mehrfachen Umzügen, wird täg-
lich aktualisiert und steht 24
Stunden zur Verfügung. Bis zum
31. Dezember 2007 wurde es be-
reits von 1.530 bei der AKDB
registrierten Behörden genutzt,
darunter 1.352 der 1.381 Meld-
ebehörden (Bayern) sowie alle
71 bayerischen Landkreise. Ins-
gesamt wurden im zweiten
Halbjahr 2007 bereits 400.000
Auskünfte zusätzlich zur Poli-
zeiauskunft eingeholt.

Als weiteres großes AKDB-
Projekt wird das NKFW-Netz-

werk Bayern aufgeführt. In Zu-
sammenarbeit mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden, dem
Bayerischen Kommunalen Prü-
fungsverband und dem Staatsmi-
nisterium des Innern wurde eine
Informationsplattform geschaf-
fen, die allen Interessierten an der
Einführung des Neuen Kommu-
nalen Finanzwesens (Kommuna-
le Doppik)Auskunft über den ak-
tuellen Stand in Bayern gibt.

Auch im vergangenen Jahr
präsentierte sich die AKDB er-
folgreich auf Fachmessen. Als
besonders gelungen bezeichnet
der Dienstleister dabei den Auf-
tritt bei der Kommunale 2007 in
Nürnberg. Er informierte dort in
zahlreichen Fachgesprächen,
Präsentationen und Vorträgen
über seine Lösungsangebote.
Großes Interesse fanden die zu-
kunftsorientierten Projekte so-
wie die Software OK.WAHL.
Bei der bayerischen Kommunal-
wahl im März 2008 war diese
Lösung bei über 1.000 Verwal-
tungen im Einsatz.

Kommunale Doppik

Apropos 2008: In diesem und
in den nächsten Jahren wird dem
Bereich Meldewesen erneut eine
bedeutende Rolle zufallen, so
Schroth und Schleyer. Das The-
ma Kommunale Doppik werde
immer wichtiger. Viele Kommu-
nen hätten unter der AKDB-Fe-
derführung bereits erfolgreich
auf die doppische Buchhaltung
umgestellt. Die 2007 in Kraft ge-
tretene KommHV Doppik habe
die rechtliche Sicherheit für die
Umstellung geschaffen. Die er-
folgreiche doppische Finanzan-
wendung OK.FIS der AKDB
werde 2008 Schritt für Schritt
auch als Angebot im Service-Re-
chenzentrum - mit dem gewohnt
hohen Servicestandard - zur Ver-
fügung stehen. Die neue Servi-
celeistung „Familienkasse“, die
2008 die Produktpalette des
Dienstleisters ergänzt, stelle eine
weitere anspruchsvolle Heraus-
forderung dar. Fakt ist: „In allen
Bereichen arbeiten wir schon
heute mit Hochdruck an prakti-
schen und innovativen Lösungen
der Zukunft. Unser Ziel: ein
möglichst reibungsloser Ablauf
in allen Prozessphasen.“

AKDB-intern wurde mit Ende
des Jahres 2007 die Reorganisa-
tion des Hauses abgeschlossen.
Diese organisatorische Neuaus-
richtung hatte das Ziel, noch
schneller und effektiver auf die
Wünsche und Anregungen zu
reagieren und diese umsetzen zu
können. Dazu wurden zehn Ge-
schäftsfelder geschaffen, in de-
nen die bisher getrennten Sup-
port- und Entwicklungsbereiche
in jeweils einer fachbezogenen
Organisationseinheit zusammen-
gefasst wurden.

Mit den AKDB-Lösungen ar-
beiten Verwaltungen in ganz
Deutschland an rund 55.000 PC-

Arbeitsplätzen. Deutlich mehr
als 6.000 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter aus der Kommunal-
verwaltung nahmen in 2007 an
über 800 zentralen Kursterminen
der AKDB in allen Regionen
Bayerns teil. Dies bedeutet eine
Steigerung gegenüber dem Vor-
jahr um ca. 33 Prozent und ist
ein Spitzenwert innerhalb der
vergangenen fünf Jahre.

Hohes Niveau

Der IT-Dienstleister stellt in
Bayern einen erheblichen Wirt-
schaftsfaktor dar. Er beschäftigt
insgesamt 703 Mitarbeiter im
Freistaat und investiert in einem
Umfang von rund 6,5 Millionen
Euro. 2007 erwirtschaftete er ei-
nen Umsatz in Höhe von 65,5
Millionen Euro. Dieser Wert
übertraf die Erwartungen deut-
lich und hat das hohe Niveau des
Vorjahresergebnisses wieder er-
reicht. DK

Neue Kfz-Internetzulassung
beim Rhein-Erft-Kreis

Kooperation der Rheinländer mit AKDB

Im Juli 2008 gab Werner Stump, Landrat des westlich Kölns ge-
legenen Rhein-Erft-Kreises den Startschuss für die nächste Stufe
der so genannten Internetzulassung. Die neueste Version der In-
ternetgeschäftsvorfälle wurde in einer Kooperation mit der Ge-
schäftstelle Regensburg der AKDB (Anstalt für Kommunale Da-
tenverarbeitung) entwickelt.

Die neuen barrierefreien „Kfz-
Internetgeschäftsvorfälle“ der
AKDB sind die im Moment fle-
xibelsten und am einfachsten zu
konfigurierenden Webprogram-
me für die Datenvorerfassung al-
ler Geschäftsvorfälle einer Zulas-
sungsbehörde, vorteilhaft für den
Bürger und für den Kfz-Händler.

Darüber lassen sich alle Ge-
schäftsprozesse der Fahrzeugre-
gistrierung im Rahmen einer Vor-
erfassung abbilden. Hierbei profi-
tierte man im Rhein-Erft-Kreis
zum einen von der sechsjährigen
Erfahrung mit inzwischen über
20.000 Geschäftsvorfällen pro
Jahr. Zum anderen wurde auch
das umfangreiche Feedback vie-
ler Kunden, die seit langem mit
den Internetgeschäftsvorfällen ar-
beiten, in die neue Verfahrenslö-
sung eingearbeitet. „Inzwischen
wissen wir genau, was die Kun-
den wollen und wo es noch Ver-
änderungsbedarf bei der Da-
teneingabe gibt“, so Sven Eichler,
Verfahrensbetreuer beim Rhein-
Erft-Kreis.

Flexible Konfigurierbarkeit

Im Projektverlauf hat sich ins-
besondere der kurze, direkte
Draht zwischen Straßenverkehrs-
amt, IT und AKDB als Vorteil er-
wiesen. Besonders stolz sind das
bayerische Softwarehaus und der
Rhein-Erft-Kreis auf die flexible
Konfigurierbarkeit der Webappli-
kation, vom Seitenbezeichnung
bis zum kleinsten Formularfeld.
Graphische Hilfefunktionen an
allen Stellen des Webdialoges
sind einfach zu- und abschaltbar,
ein nützlicher Service für die
Kunden.

„Die neuen Internetgeschäfts-
vorfälle sind nicht nur ein Facelift
der bisherigen Webanwendung“,
so Christoph Kratzer, Projektlei-
ter im Geschäftsfeld Verkehr bei
der AKDB. „Der Rhein-Erft-
Kreis entwarf das Layout der
Webseiten. Die AKDB hat in ih-
rer Aufgabe als Fachverfahrens-
anbieter ein äußerst variables
Webfrontend geschaffen, um da-
mit allen Kundenanforderun-
gen gerecht zu werden. Unsere
neuen Internetgeschäftsvorfälle
stellen bewusst keine reine Da-
tenerfassung dar, sondern sind
sehr eng mit dem Fachverfah-
ren OK.VORFAHRT verbunden,
um die gewünschte Variabilität zu
ereichen und die Plausibilität der
eingegeben Felder zu überprüfen.
Genau darin lag auch der Schwer-
punkt der von der AKDB gelei-

steten Entwicklungsarbeit bei
der Umsetzung der notwendi-
gen Web- und Verfahrenspro-
gramme.“

IT-Abteilungen und Rechen-
zentren, früher bei Updates des
Verfahrens zeitintensiv einge-
bunden, werden nun spürbar ent-
lastet. Das Sichern einzelner sta-
tischer Informationen im Datei-
system des Webservers ist in der
neuen Version nicht mehr erfor-
derlich. Zudem werden jetzt die
Anforderungen der Barrierefrei-
en Informationstechnik-Verord-
nung (BITV) erfüllt. Damit wird
Menschen, denen die Nutzung
der Informationstechnik nur ein-
geschränkt möglich ist, der Zu-
gang zu dieser eröffnet oder er-
leichtert.

„So war es wichtig, dass der
generierte Code valide sowie alle
Funktionalitäten auch ohne Ja-
vascript nutzbar sind. Das HTML
wird komplett im Fachverfahren
erzeugt“, so Christian Ramsauer,
der verantwortliche Entwick-
ler bei der AKDB. „Konfigu-
rationen, Formularfelder und
Bezeichnungen können in OK.
VORFAHRT editiert werden.
Design und Layout werden aus-
schließlich über CSS gesteuert.“

Individuelle Anpassung

Susanne Seegebrecht, Medien-
gestalterin beim Rhein-Erft-
Kreis, zeigt sich mit der neuen
Lösung zufrieden: „Wir haben
Funktionalität strikt von Design
getrennt. Somit ist es einfach, die
Formulare mit dem individuellen
Corporate Design anderer Behör-
den zu versehen.“

Sämtliche CSS-Codes und Hil-
feabbildungen, die von den Spe-
zialisten des Rhein-Erft-Krei-
ses erstellt wurden, sind unter ei-
ne Creative Commons Lizenz
(Musterlizenzverträge für digi-
tale Medieninhalte) gestellt. Indi-
viduelle Anpassungen an das ei-
gene Corporate Design einer Zu-
lassungsbehörde sind somit
schnell realisiert.

Im Zuge der Weiterentwick-
lung will der bayerische Soft-
wareentwickler die neuen Inter-
netgeschäftsvorfälle bis Ende
2008 mit einem sogenannten
„Herstellerdialog“ anbieten. Die-
ser Herstellerdialog deckt alle
Varianten einer vorbereitenden
Fahrzeugzulassung ab. Alle tech-
nischen Datenfelder sollen für das
Kraftfahrt-Bundesamt plausibili-
siert und im WEB zur Datener-
fassung angeboten werden.

Unterfranken investiert
in Telematik

Würzburg. Sie würden weiter nicht stören, der kleine GPS-Chip
und der Sensor in der Unterwäsche. Doch sie würden Sicherheit
bieten und Freiheit bringen. Herzkranke Menschen, die eine sol-
che Unterwäsche tragen würden, müssten nicht länger zur
Überwachung ins Krankenhaus. Noch ist das Zukunftsmusik.
Doch in dem vor einem Jahr gegründeten Telematik-Zentrum
der Uni Würzburg wird in Kooperation mit Unternehmen an
solchen Unterstützungsmethoden für Patienten geforscht.

Herzkranke, die „sensorische“
Unterwäsche tragen, könnten ein
normales Leben führen, ohne auf
permanente ärztliche Kontrolle
angewiesen zu sein, erläutert Pro-
fessor Dr. Klaus Schilling, Vor-
stand des Vereins „Zentrum für
Telematik“, das die neue For-
schungseinrichtung trägt. Die
Sensoren würden Puls und Herz-
frequenz kontinuierlich überwa-
chen. Alle Daten würden an die
Klinik übertragen, die den Herz-
kranken betreut. Sollte sich etwas
Gefährliches anbahnen, würde
dortAlarm geschlagen. EinAnruf
erfolgt und der Patient würde ge-
beten, in die Klinik zu kommen.
Sollte eine akute Verschlechte-
rung eintreten und der Patient auf
der Straße ohnmächtig werden,
würde der GPS-Chip helfen, den
Kranken aufzufinden.

Die Telemedizin ist nur ein
Schwerpunkt des Vereins, der sich
der Forschung an und der Auf-
klärung über Telematik verschrie-
ben hat und die Kooperation zwi-
schen unterfränkischen Unterneh-
mern und Forschern an der Uni
Würzburg in Sachen Telematik
vorantreiben will. Geforscht wird
im wissenschaftlichen Zentrum
des Vereins unter Leitung von Ge-
schäftsführer Siegfried Kohlert
auch an modernen Verfahren der
Verkehrslenkung.

Mehrere unterfränkische Un-
ternehmen sind inzwischen Mit-
glied des Vereins, der von der Re-
gierung von Unterfranken mit 2,4
Millionen Euro unterstützt wird.

Ein erstes konkretes Koopera-
tionsprojekt zwischen einem Be-
trieb und dem Telematik-For-
schungszentrum wird derzeit an-
gebahnt. Dabei handelt es sich
um einen unterfränkischen Auto-
mobilzulieferer, der derzeit eine
Produktionsstätte in China auf-
baut. Mit Hilfe der Telematik sol-
len die Produktionsabläufe von
Unterfranken aus in China über-
wacht werden.

Hierfür müssen in einem ersten
Schritt die Maschinen des Unter-
nehmers mit Sensoren ausgestat-
tet werden. Tritt später irgendwo
in der chinesischen Produktions-
stätte ein Fehler auf, soll dieser
von Deutschland aus mit Hilfe
eines interaktiven Computersy-
stems ausfindig gemacht werden
können. Techniker vor Ort wer-
den mit einem tragbaren Fernü-
berwachungssystem ausgestattet.
Sowie klar ist, an welcher Ma-
schine und bei welchem Maschi-
nenteil es hakt, analysiert der
Techniker den Fehler vor Ort.
Was er beim Aufschrauben der
Maschine in China zu sehen be-
kommt, wird über eine Kamera
direkt nach Unterfranken übertra-
gen und ist auch dort zu sehen.

Das System für den Automo-
bilzulieferer, das derzeit im Tele-
matikzentrum entwickelt wird,
soll einmal 90 Prozent aller Feh-
ler aus der Ferne diagnostiziert
können. Würde dies gelingen,
könnten Stillstandzeiten im aus-
ländischen Betrieb auf ein Mini-
mum reduziert werden. pat
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Typisch E-Plus GruPPE:
schon wieder ganz vorn.

Dem Markt voraus zu sein hat bei uns Tradition. Weil wir nicht nur uns, sondern auch den Mobilfunk immer wieder neu erfinden.
Zum Beispiel mit der ersten Flatrate. Oder den ersten Tarifen speziell für Geschäftskunden. Das macht uns nicht nur stolz,
sondern verweist die Konkurrenz auch im Unternehmenswachstum auf die hinteren Plätze.

Jahrespressekonferenz der DATEV eG:

Stärke und Solidität
Rekordumsatz in 2007 – Dienstleister mit Doppik-Kompetenz

„Es freut uns, dass wir im abgelaufenen Geschäftsjahr ein
überdurchschnittliches Wachstum erzielen konnten“, betonte
Prof. Dieter Kempf, Vorstandsvorsitzender der DATEV eG, bei
der Jahrespressekonferenz in Nürnberg. „Es gelang, unsere
Prognosen des Vorjahres deutlich zu übertreffen. Das ist auch
ein Beleg für die Stärke und Solidität unserer Genossenschaft.“

Im vergangenen Jahr hat das
Nürnberger Software- und IT-
Dienstleistungsunternehmen
das Wachstum in allen Ge-
schäftsbereichen deutlich be-
schleunigt. Der Umsatz wurde
um fünf Prozent auf 614,1 Mio.
Euro (2006: 584,8 Mio.) gestei-
gert. Das Betriebsergebnis be-
trug 37,8 Mio. Euro.

Konstante Mitgliederzahl

Die Zahl der Genossen-
schaftsmitglieder blieb nahe-
zu konstant bei 39.052 (2006:
39.147). „Die Neigung junger
Steuerberater, sich selbständig
zu machen, geht weiter zurück“,
kommentierte Kempf die Bran-
chenentwicklung. Zudem wach-
se die Anzahl der Sozietätsmit-
gliedschaften, die zumeist zu-
vor bestehende Einzelmitglied-
schaften aufheben.

Höchste Rückvergütung

Auf Grund der guten Ent-
wicklung erhalten die Mitglie-
der der Genossenschaft für das
vergangene Jahr die höchste
Rückvergütung in der Ge-
schichte der DATEV in Höhe
von 35,0 Mio. Euro (33,3 Mio.),
eine Quote von sechs Prozent
des rückvergütungsfähigen Um-
satzes. „Auf den Umsatzzu-
wachs von 29 Mio. Euro sind
wir besonders stolz“, bemerkte
Kempf. Zum Erfolg trügen alle
Geschäftsbereiche bei: Steuer-
berater, Wirtschaftsprüfer und
Rechtsanwälte fragten vermehrt
Dienstleistungen der DATEV

nach, mittelständische Unter-
nehmen entschieden sich im-
mer häufiger für DATEV-Soft-
warelösungen und der Ausbau
der Rechenzentrums-Dienstlei-
stungen resultierte in steigenden
Aufträgen.

Blick nach vorn

Laut Kempf rechnet das Un-
ternehmen „für 2008 mit einer
ähnlich zufrieden stellenden
Entwicklung und einem Um-
satzzuwachs auf rund 642 Mio.
Euro, auch wenn uns das
schwierige Wettbewerbsumfeld
vor neue Herausforderungen
stellt“. „Unsere neuen Produkte
und die Erfolge im Ausland
stimmen uns zuversichtlich.“
Der Umsatz stieg im ersten
Halbjahr 2008 auf 328,6 Mio.
Euro (307,0 Mio.).

Breites Fundament

Der DATEV-Vorstandsvorsit-
zende verwies auf die kontinu-
ierliche strategische Weiterent-
wicklung des Unternehmens:
„Angesichts unserer zahlrei-
chen Produktinnovationen, der
neuen Geschäftsfelder und zu-
sätzlicher Zielgruppen steht die
DATEV heute auf einer wesent-
lich breiteren Basis als vor zehn
Jahren.“ Neben den Produkten
für Steuerberater vermarkte die
DATEV seit einigen Jahren er-
folgreich Lösungen für Wirt-
schaftsprüfer und Unterneh-
men. Und seit genau zehn Jah-
ren steige kontinuierlich die
Zahl der Rechtsanwälte, die An-

gebote des Unternehmens nut-
zen. Zudem sei das Software-
Unternehmen inzwischen in
sieben europäischen Ländern
aktiv.

Die Expansion in Europa
wurde weiter vorangetrieben,
wie Kempf zudem berichtete.
Anfang des Jahres übernahm
DATEV Anteile an einem spa-
nischen Anbieter von Lösungen
für Wirtschaftsprüfer; vor weni-
gen Tagen wurde über eine
Unternehmensbeteiligung eines
Tochterunternehmens in Italien
das Produktportfolio erweitert.
Die Internationalisierungsstra-
tegie der DATEV zielt darauf
ab, den Berufsstand der Wirt-
schaftsprüfer und Steuerberater
sowie deren Mandanten bei
ihren Auslandsaktivitäten zu be-
gleiten.

Mehr Beschäftigte

Die Zahl der Beschäftigten
zum Jahresende stieg bei
DATEV im Vergleich zum
Vorjahr um 53 auf 5.522. Im
Zuge eines Generationswech-
sels werden derzeit 65 Stellen
in der Entwicklung frühzeitig
nach besetzt, um einen gleiten-
den Know-how-Transfer zu
gewährleisten. So sucht DA-
TEV Informatiker und Wirt-
schaftswissenschaftler, die
möglichst bereits Berufserfah-
rung mitbringen. Außerdem
stellt DATEV auch dieses Jahr
wieder rund 50 Auszubildende
für verschiedene Fachrichtun-
gen ein.

Lösungen nach Maß

Das vielfältige DATEV-Pro-
duktportfolio sowie zahlreiche In-
novationen hätten das Wachstum
beflügelt, wie Kempf weiter aus-
führte. Die große Bandbreite an
maßgeschneiderten Lösungen ha-
be wesentlich zu der hohen Nach-
frage beigetragen. Bei den Kom-
munen habe das Interesse an DA-
TEV-Dienstleistungen deutlich
zugenommen. Ende 2007 profi-
tierten kommunale Kunden in 12
von 16 Bundesländern von DA-
TEV-Produkten und -Dienstlei-
stungen. Jede fünfte Kommune,
die DATEV-Produkte einsetzt,
hat sich dabei für den Software-
Einsatz via DATEVasp entschie-
den. Fast drei Viertel der kommu-
nalen DATEV-Anwender nutzen
überdies Software-Lösungen aus
weiteren Produktgruppen.

Die im vergangenen Jahr an-
gekündigte nächste Software-
Generation unter dem Namen
DATEV pro hat inzwischen die
Pilotphase erreicht. Derzeit te-
sten ausgewählte Kanzleien die

nach den Prinzipien einer Ser-
viceorientierten Architektur
(SOA) aufgebaute Software mit
ihren neuen Möglichkeiten für
die Arbeitsorganisation in den
kommenden Monaten unter All-
tagsbedingungen auf Herz und
Nieren, bevor sie an einen
großen Kreis von Pilotanwen-
dern der zweiten Stufe ausgelie-
fert wird. Die Marktfreigabe er-
folgt nach Auswertung der Da-
ten voraussichtlich im zweiten
Halbjahr 2009. Die intuitiv zu
bedienende Benutzeroberfläche
bei DATEV pro sorgt dafür,
dass sich Anwender leicht und
schnell zurechtfinden. Ausge-
feilte Such- und Selektionsmög-
lichkeiten erleichtern die Arbeit
und senken die Kosten.

Planspiel-Workshop

So bietet das Unternehmen im
Zuge seines Engagements für die
Umstellung von Kommunen auf
das kaufmännische Rechnungs-
wesen seinen bewährten, bislang
ausschließlich individuell durch-
geführten Planspiel-Workshop
nun zusätzlich an festen Terminen
an. Im Rahmen dieser Veranstal-
tungen können sich Entscheider
aus mehreren Kommunen einer
Region mit spielerischen Mitteln
gemeinsam an die Thematik her-
anführen lassen, wenn Sie noch
nicht mit den Regeln des neuen
Rechnungswesens vertraut sind.
Im Fokus stehen dabei die Bun-
desländer, in denen die Doppik-
Einführung in näherer Zukunft
ansteht, beziehungsweise fakulta-
tiv möglich ist. Derzeit werden
die Workshops bereits in Bayern,
Baden-Württemberg, Sach-
sen und Schleswig-Holstein an-
geboten. Eine Ausweitung der
Aktivitäten auf weitere Regionen
ist in Planung.

Übergang von
Kameralistik auf Doppik

Mit der Veranstaltungsreihe
möchte die DATEV die planen-
den Kommunalverwaltungen
mit den anderen Grundlagen ge-
genüber der Kameralistik ver-
traut machen und ihnen Sicher-
heit in der Einschätzung für
bevorstehende Umstellungspla-
nungen vermitteln. Die Plan-
spiel-Workshops richten sich an
die Verantwortlichen der betrof-
fenen Ressorts und sind jeweils
als Tagesveranstaltung konzi-
piert. Sie simulieren anhand
praktischer Beispiele den Über-
gang von der Kameralistik auf
das kaufmännische Rechnungs-
legungssystem.

Die Mitspieler übernehmen
als Team die Verantwortung für
die finanzielle Entwicklung ei-
ner Musterkommune über einen
Zeitraum von zwei Haushalts-
jahren. Um einen nutzen brin-
genden Ablauf zu gewährlei-
sten, ist die maximale Teilneh-
merzahl auf 20 beschränkt, wo-

bei pro Stadt oder Gemeinde
zwei Vertreter willkommen
sind. Über Termine in ihrer Re-
gion können sich Kommunen,
die an den Workshops interes-
siert sind, telefonisch unter
0800-0114348 informieren oder
sich per eMail an kommu-
nen@datev.de wenden.

Feste Größe im Markt

Was den Umstieg von Kom-
munen auf die Doppik anbe-
langt, kann DATEV auf ein si-
cheres Erfahrungsfundament
verweisen. Das Unternehmen
besitzt auf dem Gebiet des kauf-
männischen Rechnungswesens
eine über Jahrzehnte erworbene
Expertise. Daher war es im Zu-
ge der Diskussion um die Ein-
führung dieses Rechnungsle-
gungsstils in den Kommunen
eine logische Konsequenz, ein
eigenes kommunales Geschäfts-
feld aufzubauen. Praktische Er-
fahrungen mit Doppik-Projek-
ten in Städten und Gemeinden
hat das Unternehmen seit 2002
gesammelt. Inzwischen ist es
gemeinsam mit den steuerlichen
Beratern eine feste Größe im
Marktgeschehen und zählt Kom-
munen aus neun Bundesländern
zu seinen Kunden. Auch zahl-
reiche kommunale Betriebe set-
zen beim Rechnungswesen und
bei der Veranlagung von Beiträ-
gen und Gebühren auf DATEV-
Software.

Neben seinem lückenlosen,
durchgängigen Softwaresystem
rund um das Rechnungswesen
und einem weit reichenden Be-
ratungsangebot bietet die Ge-
nossenschaft Kommunen noch
weitere Leistungsarten an. So
können die DATEV-Lösungen
auch im Application Service
Providing (ASP) bezogen wer-
den. Die Anwendungen laufen
dann im Nürnberger Rechen-

zentrum der DATEV. Dieses fun-
giert außerdem als zentrale Da-
tenplattform, Datensafe, revisi-
onssicheres Archiv und als Da-
tendrehscheibe für den elektroni-
schen Informationsaustausch mit
anderen Behörden. Darüber hin-
aus können Städte und Gemein-
den auch von zuverlässigen
Druck- und Versanddienstleistun-
gen profitieren. DK

Kritik an geplanter Reform
der Erbschaftsteuer

Mit Blick auf die aktuelle Steuer- und Wirtschaftspolitik ging
DATEV-Vorstandsvorsitzender Dieter Kempf auf den Gesetzes-
entwurf der Bundesregierung zur Reform des Erbschaftsteuer-
rechts ein. Kempf kritisierte die „untaugliche Koppelung von
Steuernachlässen an die Lohnsumme“, die über einen Zeitraum
von zehn Jahren mindestens noch 70 Prozent betragen soll.
Dies verhindere, im Bedarfsfall Kapazitäten anpassen zu kön-
nen. Zudem müsse der Erwerber den Betrieb über 15 Jahre
fortführen, um nicht die gesamte Steuersumme zurückzahlen
zu müssen.

„Dieser Fallbeil-Effekt macht die Fortführung des Unterneh-
mens zu einem unkalkulierbaren Risiko“, so Kempf. Er warnte
vor einem Steuerrecht, das immer unfairer und komplizierter
werde. „Der Typus des mittelständischen Unternehmers, der
den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Fortschritt ent-
scheidend mitgestaltet hat, wird immer seltener. Es wird in
Deutschland immer unattraktiver, Unternehmer zu sein.“ DK

HoheAuszeichnung für Prof. Dieter Kempf
Nürnberg - In einer Feierstunde hat Ministerpräsident Dr.

Günther Beckstein dem DATEV-Vorstandsvorsitzenden Prof.
Dieter Kempf das Verdienstkreuz am Bande des Verdienstor-
dens der Bundesrepublik Deutschland überreicht. Kempf setzt
sich seit Jahrzehnten durch vorbildliches Unternehmertum für
den Wirtschaftsraum Mittelfranken, den Standort Deutsch-
land, für den Berufsstand der steuerberatenden Berufe sowie
in vielseitiger Weise für das Wohl der Allgemeinheit ein.

Unter seiner zukunftsgerichteten Leitung als Vorstandsvor-
sitzender hat das Unternehmen DATEV eG eine außerge-
wöhnlich positive Geschäftsentwicklung genommen und
gehört mittlerweile zu den größten Softwarehäusern und IT-
Dienstleistern in diesem Bereich; seit vielen Jahren bildet das
Unternehmen kontinuierlich in kaufmännisch und gewerblich-
technischen Berufen aus.

Neben seinem umfangreichen beruflichen Wirken engagiert
sich Professor Kempf in vielseitiger ehrenamtlicher Weise in
entsprechenden berufsständischen Gremien und Verbänden,
zudem ist er Lehrbeauftragter an der Wirtschafts- und sozial-
wissenschaftlichen Fakultät der Friedrich-Alexander-Univer-
sität Erlangen-Nürnberg. Seit vielen Jahren setzt er sich zudem
auf Bundesebene für die Interessen und Belange seines Be-
rufsstandes ein. Aber auch als großer Förderer der Opern- und
Kunstfreunde Nürnberg sowie Gymnasien hat sich Prof.
Kempf einen Namen gemacht.

Zuwachs für
„FindUthek“

Landkreis Aschaffenburg - Im
August 2008 hat sich das Bi-
bliothekszentrum des Landkrei-
ses in Hösbach der „FindUthek“
angeschlossen. Die FindUthek
ist ein Bibliotheksverbund, dem
dreizehn unterfränkischen Bi-
bliotheken angehören.

Die “FindUthek“ ermöglicht
den Kunden die Recherche bei
den Partnerbibliotheken in ei-
nem Datenpool von insgesamt
280.000 Medien. Der Leser kann
den gesuchten Titel per Fernleihe
bestellen. Sobald die Medien im
Bibliothekszentrum in Hösbach
eingetroffen sind, werden die
Kunden informiert und können
sie dort abholen. Für den Postver-
sand zwischen den Bibliotheken
wird eine Kostenpauschale von 2
Euro je Bestellung erhoben. Über
der Recherche- und Bestell-
möglichkeit hinaus bietet die
FindUthek als Bibliotheksportal
Informationen zu Neuheiten,
Top- und Themenlisten und inter-
essante Links. Der „Tipp des Mo-
nats“ und ein „Aktuelles Thema“
setzen weitere Akzente.

Ein virtuelles „Info-Regal“
bietet dem Besucher zudem Zu-
griff auf Lexika und Nachschla-
gewerke. Auch für Schulen ist
das Angebot interessant: Für
Schulklassen sind komplette
Klassensätze verfügbar.
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Software, die dem
Menschen dient!
Integrierte Systeme sind zukunftssichere Systeme. Das wissen Sie. Gerade durch die

Integration aller Fachverfahren zu einer ineinandergreifenden Lösung wird Ihre Verwal-

tung schneller, effizienter und bürgernäher. Mit der OK Produktfamilie machen Sie Ihre

Verwaltung fit für die Zukunft. Überzeugen Sie sich von den Vorteilen: Zum Beispiel auf

der KOMCOM Bayern. Besuchen Sie uns am 28. oder 29. Oktober 2008 in Augsburg,

Stand E14 - wir freuen uns auf Sie!

www.akdb.de Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

Die OK-Produktfamilie.
Integriert. Zukunftssicher.

Finanzen

Personal

Bürgerservice

Soziales

Verkehr

Bau/GIS

eGov

Organisation

Service

KOM
COM

Bayern

28. – 29.10.2008 · Stand
E14

Besuchen
Sie uns in

Augsburg
und

inform
ieren

Sie sich
über unsere Lösungen.

Das Premierenfieber steigt:

Die KOMCOM kommt
nach Bayern!

Am 28. und 29. Oktober 2008 findet in Augsburg zum ersten
Mal die KOMCOM BAYERN statt. Die KOMCOM als
Deutschlands größte Fachmesse für Öffentliche Verwaltung mit
den Schwerpunkten IT, Finanzen und Consulting gewinnt damit
neben Hannover, Essen, Leipzig und Karlsruhe einen fünften re-
gionalen Standort hinzu. Mit dem Bayerischen Städtetag hat die
KOMCOM in Bayern einen starken Partner an ihrer Seite, mit
dem sie gemeinsam ein dem Anlass entsprechend hochkarätiges
Programm für die bayerischen Kommunen aufgestellt hat.

Die KOMCOM BAYERN
2008 bietet ein breites Portfolio
speziell für die Öffentliche Ver-
waltung und zusätzlich für
kirchliche und soziale Einrich-
tungen. Mehr als 180 Unterneh-
men aus ganz Deutschland ha-
ben sich als Aussteller zur Mes-
se angemeldet.

Vielfältiges Portfolio

Die Unternehmen präsentie-
ren Produkte und Dienstlei-
stungen für alle Fachbereiche
der öffentlichen Verwaltung:
Tools zur Vereinfachung der
Bürgerservices, Verfahren zur
Umstellung von der Kamerali-
stik zur DOPPIK, Programme
zur sicheren Datenverarbeitung
und Datenarchivierung, Geo-
informationssysteme, Ratsin-
formationssysteme, Zeiterfas-
sungs- und Personaleinsatz-
plansysteme und Instrumente
für das Gebäude- und Liegen-
schaftsmanagement sind nur
einige Beispiele aus dem viel-
fältigen Portfolio der KOM-
COM BAYERN 2008.

Zu den Ausstellern gehören die
renommierten Softwarehersteller
und Systemhäuser im Public Sec-
tor, also „Big Player“ ebenso wie

die Bereitschaft zur organi-
satorischen Anpassung und die
notwendigen Schulungs- und
Qualifizierungsmaßnahmen zu
schaffen. Nur dann werden
neue IT- Produkte und Program-
me zum gewünschten Erfolg
führen.

Im Praxiskongress des Bayeri-
schen Städtetags erfahren die
Entscheider aus den Kommu-
nen, welche Kenndaten mit
neuen Programmen generiert
werden können und welche In-
vestitionen in den ausgewählten
Bereichen sinnvoll sind. Für die
Teilnahme am Kongress ist ei-
ne gesonderte, kostenpflichtige
Anmeldung erforderlich.

Kommunale
Spitzentreffen

Die Landräte und Bürgermei-
ster Bayerns sind am ersten
Messetag zur offiziellen Mes-
seeröffnung mit anschließen-
dem Messerundgang eingela-
den, bei dem sie einen Über-
blick über die neuesten Techno-
logien und Lösungen für die
Kommunal- und Kreisverwal-
tung erhalten.

Beim „Bürgermeisterstamm-
tisch“ mit zünftiger Verpflegung

kommunaler Gebäude
Audiovisuelle medienwirksa-

me Dokumentation eines inte-
grierten ländlichen Entwicklungs-
konzeptes (ILEK)

3D Stadtmodell und die Be-
leuchtung des Urbanen Raumes

LLIS - Lärm- und Luftschad-
stoffinformationssystem

Kommunales Energiemanage-
ment
2. Themenkomplex: Modernes
kommunales Personalwesen

Ausbildung bei der Landes-
hauptstadt München (LHM):
Neue Anforderungen - neues
Auswahlverfahren

Demografieorientierte Per-
sonalarbeit und betriebliche
Gleichstellung bei der LHM

Betriebliches Gesundheits-
management bei der LHM

Erfolgreiche Personalauswahl
und Personalentwicklung in kom-
munalen und kirchlichen Verwal-
tungen und Organisationen

Vergütung nach Leistung
und Erfolg - Arbeitsrechtliche
Aspekte von Zielvereinbarun-
gen.

3. Themenkomplex : Facili-
ty - Management, 3D-Visuali-
sierung, Standortentwicklung
und Stadtplanung

Kosten erwarten - Kosten
senken - Sicherheit gewinnen -
Facility Management in Kirche
und Kommune

Informieren, Beraten, Planen
- Einsatz virtueller 3D-Stadtmo-
delle am Beispiel von Berlin
und Potsdam

Von der großflächigen Land-
schaftsbildvisualisierung zur
virtuellen Realität

Echtzeit 3D - Da steckt mehr
drin! Einsatzbereich Bebau-
ungsplanung.

Sozialpolitisches Forum

Im Sozialpolitischen Forum
der KOMCOM BAYERN 2008
wird ein wichtiges Thema der
kommunalen Daseinsvorsorge
in einer Podiumsdiskussion auf-
gegriffen: „Krankenhäuser vor
dem Kollaps!? - Daseinsvorsor-
ge und Wettbewerb in der kom-
munalen Gesundheitspolitik“.
Den Impulsvortrag wird der
Wirtschaftsjournalist Erik Hän-
deler halten.

Krankenhäuser
vor dem Kollaps!?

Mit ihm diskutieren
Günther Pfaffeneder (Vorsit-
zender des Gesundheitsaus-
schusses beim Bayerischen
Städtetag), Dominik Schirmer
(Landesfachbereichsleiter,
ver.di Bayern, Gesundheit,
Soziale Dienste, Wohlfahrt
und Kirchen) und Stephan
Welli (stv. Vorsitzender Klini-
kum Augsburg) sowie Dr.
Horst Körner, Geschäftsfüh-
rer der Beratungsfirma arf.

Das Forum Moderne Sozial-
politik richtet sich an Bürger-
meister, Landräte, Mitarbeiter
von Kommunalverwaltungen,
Ratsmitglieder, Personalräte,
IT-Anbieter und Krankenhaus-
mitarbeiter. Die Veranstaltung
wird geleitet von Dr. Magnus
Jung, Büro für Sozialforschung
und Politikberatung in Nonn-
weiler.

Firmenworkshops

Der Bayerische Kommunal-
gipfel und die Ausstellung wer-
den ergänzt mit mehr als 100
Firmenworkshops. Experten
aus Unternehmen und Behörden
vermitteln in Praxisberichten
fundiertes Anwenderwissen,
das den Besuchern wertvolle
Anregungen und Lösungswege
für die eigene Arbeit aufzeigt.

Die Themenschwerpunkte in
den Workshops sind zum Bei-
spiel das Neue kommunale Fi-
nanzwesen (DOPPIK/NKF),
eGovernment und Dokumen-
tenmanagement.

Informationstechnologien
im realen Einsatz

Zu den Referenten gehören
neben den Ausstellern auch
viele Anwender und Führungs-
kräfte aus der Öffentlichen
Verwaltung, die die Möglich-
keiten moderner Informations-
technologien im realen Einsatz
vorstellen. Für die Besucher
der KOMCOM BAYERN
2008 ist die Teilnahme an den
Workshops bereits im Eintritts-
preis enthalten.

Bei der KOMCOM BAY-
ERN 2008 finden die Besucher
eine umfangreiche Ausstellung
mit einem vielfältigen Pro-
gramm aus Fachvorträgen für
alle Fachbereiche und Ebenen
der öffentlichen Verwaltung.
Sachbearbeiter, Abteilungslei-
ter und EDV-Verantwortliche
werden ebenso fündig wie
Bürgermeister, Stadt -und Ge-
meinderäte oder Landräte.

„Auf nach Augsburg!“ lautet
daher die Aufforderung des
Oberbürgermeisters Dr. Kurt
Gribl, der sich sicher ist, dass
„die KOMCOM BAYERN ein
großer Erfolg sein wird und
die Besucher aus allen Bezir-
ken des Freistaats den Weg zur
KOMCOM finden werden.“

Das Workshop-Programm,
die Veranstaltungsübersicht des
Innovationsforums, das Pro-
gramm des Praxiskongresses,
die Termine der kommunalen
Spitzentreffen und die allgemei-
nen Informationen zur KOM-
COM BAYERN 2008 können
unter www.kc-bayern.de abge-
rufen werden.

EDV Ermtraud GmbH:

Medienbruchfreie
Datenweitergabe mit GEVE 4
Das Gewerbeverfahren GEVE 4 der EDV Ermtraud
GmbH unterstützt die elektronische Weitergabe an das
GEWAN-System. GEWAN (GEWerbeAnzeigen im Netz)
ist ein System für die Aufnahme von Gewerbedaten und
deren Weitergabe an empfangsberechtigte Stellen (wie
z.B. die IHK). Es handelt sich hier um einen zentralen Ver-
teiler von Gewerbedaten.

Eine Gemeinde, die einen solchen Verteiler mit GEVE 4 be-
liefert, reduziert damit den eigenen Aufwand auf nur eine Wei-
tergabe. Mussten vorher noch bis zu 13 Empfänger separat per
Papier beliefert werden, erledigt dies nun GEVE 4 über das
GEWAN-System auf elektronischen Weg für den Sachbear-
beiter im Gewerbeamt.

Die Vorteile einer elektronischen Übermittlung über GEVE
4 liegen klar auf der Hand. Der Fachmann spricht hier von ei-
ner medienbruchfreien Datenweitergabe. Im alten Verfahren
wird vom Gewerbeprogramm ein Ausdruck der Meldung an-
gefertigt. Dieser Ausdruck wird über den Postweg oder als
Fax an den Empfänger übermittelt und dort von Hand wieder
in das System erfasst. Die Erfahrung zeigt, dass sich hier oft
Fehler einschleichen.

Spezifiziertes Dateiformat

Bei der elektronischen Weitergabe werden eine oder mehre-
re Meldungen in ein spezifiziertes Dateiformat geschrieben.
Diese Datei kann nun per E-Mail oder, wie im Fall von GE-
WAN, über einen WebService übermittelt und anschließend
eingelesen werden. Fehler können sich nicht mehr einschlei-
chen und die Qualität der Daten steigt.

Der WebService, der von GEVE 4 angesprochen wird, dient
hier als direkte Verbindung zu dem GEWAN-System. Eine
E-Mail hingegen muss erst geschrieben, die Daten angehangen
und anschließend verschickt werden. Der Empfänger der E-
Mail muss diese dann abrufen und die angehangene Datei ein-
lesen. Der WebService kann hier direkt „just in time“ die an-
kommenden Daten entgegennehmen, verarbeiten und an-
schließend an die Empfänger verteilen.

GEVE 4 ist vom Statistischen Bundesamt für das bundes-
einheitliche Format DatML/RAW zertifiziert und nutzt dieses,
um das GEWAN-System zu belifern.
Weitere Informationen hierzu unter: EDV Ermtraud
GmbH, www.edv-ermtraud.de und vertrieb@edv-
ermtraud.de, Tel.: 02635 / 9224-0.

Das Messe- und Kongresszentrum Augsburg wird im Oktober
Dreh- und Angelpunkt rund um IT, Finanzen und Consulting
für den Public Sector sein.

kleinere, regionale Anbieter so-
wie Fachverlage.

Der Bayerische Kommunal-
gipfel zur KOMCOM BAYERN
2008 für IT, Finanzen und Con-
sulting ist das größte Event für
kommunale Verwaltungen in
Bayern. Dieses Spitzenprogramm
beinhaltet den Praxiskongress des
Bayerischen Städtetages, die
Kommunalen Spitzentreffen mit
Bürgermeistertag, Stadt- und Ge-
meinderätetag und den Amtslei-
terstammtischen sowie das Inno-
vationsforum.

Praxiskongress

Der Praxiskongress des Baye-
rischen Städtetags erstreckt sich
über beide Messetage und be-
handelt in vier hochkarätigen
Vortragsreihen die Themen
„GIS“, „Kommunales Finanz-
wesen Bayern“, „Dokumen-
tenmanagement“ und „Tele-
kommunikation“.

Moderne Informationstech-
nologien sind Voraussetzung für
eine effiziente und bürgernahe
Verwaltung und gelten als Be-
schleuniger von eGovernment
und Modernisierungsprozessen.
Die Verwaltungen müssen die
richtige IT-Infrastruktur und die
passenden Anwenderprogram-
me bereitstellen. Die größte
Herausforderung bei Verände-
rungsprozessen besteht aller-
dings darin, bei allen Beteilig-
ten die notwendige Akzeptanz,

können dann weitere Informa-
tionen unter Kollegen ausge-
tauscht, neue Anregungen ge-
sammelt und die Kontakte ver-
tieft werden. Für die Stadt- und
Gemeinderäte Bayerns findet
am zweiten Messetag ebenfalls
ein Stammtisch statt.

Stammtische

Den Kämmerern und Amts-
leitern aus den Hauptämtern,
EDV-Abteilungen und aus der
Bauverwaltung werden auf
beide Tage verteilt die „Amts-
leiterstammtische“ angeboten,
so dass sie beim Besuch der
KOMCOM BAYERN auch ein
zusätzliches Forum zum Aus-
tausch mit Kolleginnen und
Kollegen aus ganz Bayern und
dem angrenzenden Baden-
Württemberg zur Verfügung
haben.

Innovationsforum

Im Innovationsforum referie-
ren Experten von Hochschulen
und Forschungsinstituten zu ak-
tuellen und zukunftsweisenden
Projekten für die öffentliche
Verwaltung.
1. Themenkomplex: Neues
kommunales Finanzwesen,
Stadt - und Regionalentwick-
lung und Wirtschaftsförde-
rung

Neue Wege im Stadtmarketing
Die sachgerechte Bewertung
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Systemlösungen ämter- und aufgabenübergreifend
(z.B. adKOMM NKR, STA/VGA, EWO, BEI, GIS,
LuG, etc.)

Integrationsplattform statt Schnittstellen

Zentrale Adress- und Objektverwaltung ZAD®

Stadtlizenz für alle Fachämter in Ihrer Verwaltung

Informationen fachübergreifend zur Planungs-
und Entscheidungshilfe

Entwickelt im eigenen Haus

Ihr Lösungspaket aus einer Hand

Besuchen Sie uns auf der

KOMCOM Bayern 2008

Messe Augsburg, Stand A14

IT-Lösungen für Ihr erfolgreiches Rathaus

adKOMM GmbH
Stadtweg 14

85134 Stammham
Tel: 08405 9286-210

Poststelle@adKOMM.de

www.mehr-als-verwalten.de

Das neue Kommunale Finanzwesen -
Allheilmittel für eine moderne Verwaltung?

Von Anton J. Haunsberger und Sandra Schneider
Nahezu alle Bundesländer sind derzeit dabei, das Neue Kom-
munale Finanzwesen, kurz NKF, einzuführen - entweder ver-
pflichtend oder zumindest als Optionsmodell. Zum ersten Mal
erhalten die Kommunen einen vollständigen Überblick über das
gemeindliche Vermögen und wie dieses, durch die Gegenüber-
stellung in der Bilanz (Mittelherkunft – Mittelverwendung) fi-
nanziert wird. Durch das Bilden von Produkten soll zielorien-
tiert gehandelt werden. Der Einsatz von betriebswirtschaftli-
chen Instrumenten soll dabei unterstützen, Schwachstellen auf-
zudecken und das Kostenbewusstsein zu schärfen.

Damit verbinden die Akteure
oft die Erwartungshaltung ihre
Kommunen zu reformieren,
denn viele Kommunen haben
sich das Ziel gesetzt sich von der
obrigkeitlichen Verwaltung hin
zu einem kundenorientierten
Dienstleister zu entwickeln.

Verbesserungen anzustreben.
Inzwischen wurde erkannt

dass eine moderne Verwaltung
nur zu erreichen ist wenn alles
auf den Prüfstand gestellt wird:
Geschäftsprozesse sind zu doku-
mentieren, zu analysieren und
schließlich zu optimieren. Dabei
können die gewachsenen Struk-
turen nicht außen vor bleiben.
Der Wind der Veränderung weht
durch die Rathäuser.

Im nachstehenden Bild werden
die Elemente des NSM darge-
stellt, die den ganzheitlichen Er-
neuerungsprozess unterstützen.

Bürgermeisters und/oder der Ver-
waltungsspitze. Der Mangel be-
steht also vielmehr darin, dass
die Strategie nicht abgestimmt,
dokumentiert und kommuniziert
ist. Meist wird versäumt, alle Be-
schäftigten der Kommune in die
Gestaltung einzubeziehen oder
sie überhaupt allgemein zu infor-
mieren. Es ist also ganz normal,
dass das auf solche Art und Wei-
se entstehende Leitbild nicht von
den Mitarbeitern gelebt wird, ja
gelebt werden kann. Dasselbe
gilt letztlich für die Politik. Was
hilft es, wenn der Bürgermeister
allein die Strategie bestimmt und
ihm dafür bei entscheidenden
Weichenstellungen die Ratsmit-
glieder nicht folgen.

In der Praxis gibt es häufig
zwei Leitbilder: Das eine für die
Politik mit der Aufgabe die Bür-
ger an der Erstellung zu beteili-
gen, um letztlich das Ziel einer
aktiven Teilhabe der Bürger an

Berg zu hoch, weil es am Trai-
ning mangelt, dann braucht man
eben Training und Trainer. Ist
der Weg zu weit, dann muss die
Strecke eben in Etappen bewäl-
tigt werden.

und langfristige Vorgehensweise
für die Kommune erarbeitet.
Mithilfe dieser strategischen
Methode werden einzelne Auf-
gaben oder Projekte gewichtet
und nach Nutzen und zeitlichem
bzw. finanziellem Aufwand ein-
geordnet. Heraus kommt eine
klare Übersicht, welche Maß-
nahmen oder Projekte innerhalb
kurzer Zeit mit einem hohen
Nutzen umgesetzt werden kön-
nen und welche z.B. einen eben-
so hohen Nutzen für die Kom-
mune hätten, aber zeitaufwändi-
ger in der Umsetzung sind.

Es ist kein einzelnes zeit- und
kostenaufwändiges Großprojekt
erforderlich, denn Verwaltungs-
modernisierung ist ein immer-
währender Prozess – ein kontinu-
ierlicher Verbesserungsprozess.

Es geht eher darum, den Blick
für Optimierungsmöglichkeiten
zu schärfen, ohne dass die ein-
zelnen Mitarbeiter, die dieses
Projekt am Ende zum Erfolg
bringen sollen, einen in ihren
Augen unüberwindbaren Berg
an Arbeit vor sich sehen.

Die kleinen Schritte, die
schnellen Erfolg bringen, sind
es, die Zufriedenheit schaffen
und Motivation sind, weiterzu-
machen.

Die komplette Vermögensauf-
zeichnung, die Eröffnungsbi-
lanz, der Produkthaushalt mit
seinen Teilen Ergebnis- und Fi-
nanzhaushalt und die doppische
Buchung in Kontenform reichen
dafür nicht aus.

Es geht vielmehr darum alle
Verwaltungsabläufe zu erkennen,
zu untersuchen, Strukturdefizite
auszumerzen oder zumindest ab-
zumildern. Oberstes Ziel muss es
sein die Geschäftsprozesse effek-
tiv (die richtigen Dinge tun) und
effizient (die richtigen Dinge
richtig tun) zu gestalten.

Wichtig ist dabei die Konzen-
tration auf die Kernprozesse der
Verwaltung. Der erste Schritt ist
immer der schwerste - dann wird
alles einfacher!

1) Mit diesem Thema beschäftigt
sich auch der Wegweiser Bürger-
gesellschaft (http://www.buer-
gergesellschaft.de/).
2) Weiterführende Informationen
zu ISO, der Internationalen Or-
ganisation der Normung und
ihren Norm-Vorschriften finden
sich bei http://www.iso9001.
qmb.info/ und http://www.tuev-
cert.de/.
3) Die adCONSULT GmbH ist
als Beratungsunternehmen für
eines der drei Geschäftsfelder in-
nerhalb der adKOMM-Unter-
nehmensgruppe (www.mehr-als-
verwalten.de) zuständig.
4) Hierzu wird weiterführend auf
die Seite von Prof. Dr. Uwe Höft
verwiesen: http://www.fh-branden
burg.de/~hoeft/toolbox/swot.htm.

4. Bestandsaufnahme
und Optimierung

5. Fazit

3. Geschäftsprozesse
und Optimierung

2. Strategie
und Leitbild

1. NKF oder
Verwaltungs-
modernisierung

Wird aber allein die Ein-
führung eines neuen Rechnungs-
wesens die Kommunalverwal-
tung aus dem bisherigen Fahr-
wasser herausholen oder bedeu-
tet dies doch nur alter Wein in
neuen Schläuchen? Ist das NKF
am Ende nur ein Baustein von
vielen auf dem Weg zu einer zu-
kunftsfähigen Verwaltung?

Die Pilotkommunen haben im
Laufe des Projektes feststellen
müssen, dass die Einführung des
NKF nur ein Bestandteil dessen
ist, was eine moderne zukunfts-
fähige Kommune im Sinne des
Neuen Steuerungsmodells (NSM)
ausmacht und ihr Projekt dahin-
gehend erweitert. Denn nur in
diesem Gesamtkontext ergibt
sich ein langfristiger Nutzen für
die Verwaltung.

Viele Strukturen, viele Arbeits-
abläufe sind seit Jahrzehnten ge-
wachsen, ja zementiert. Das ha-
ben die Kommunen erkannt und
beginnen sich zu fragen, ob ihre
Mitarbeiter überhaupt effizient
bei ihrerArbeit vorgehen, alle be-
troffenen Personen einbeziehen
und wie die Außenwirkungen ih-
res Handelns sind.

Schlagkräftiges Team

Grundsätzlich geht es darum,
als „schlagkräftiges“ Team ge-
meinsam im Interesse des Auf-
traggebers (des Bürgers und der
politischen Gremien als dessen
Vertreter), des Kunden (Ein-
wohner und Gewerbetreibende)
zu handeln. Für einen Blick
über den eigenen Tellerrand gab
es wenig Anreize, denn für indi-
viduelles Engagement gab es
weder mehr Lohn noch Lob.
Man hielt sich weitgehend aus
dem Aufgabenbereich der Kol-
legen heraus, anstatt gemeinsam

Leitbild Dienstleistungsunternehmen
Strategische Steuerung

Controlling und
Berichtswesen

Betriebswirtschaftliche
Instrumente (KLR,
Investitionsrechen-

verfahren, etc.)

EDV

Kontaktmanagement
Personalmanagement

Kundenorientierung und
Qualitätsmanagement

Dezentrale
Ressourcenverantwortung

Budgetierung

Outputorientierte Steuerung (Produkte)
Wettbewerb und interkommunale Vergleiche

(Quelle: adKOMM GmbH auf Basis KGSt

Abbildung 1: Das Haus des Neuen Steuerungsmodells.

Der entscheidende Ansatz-
punkt für Veränderungen inner-
halb einer Kommune ist wie in
jedem Unternehmen die Strate-
gie. Nur wenn bekannt ist, wohin
die Verwaltungsspitze und die
politischen Organe (Bürgermeis-
ter und Gemeinderat) wollen,
können entsprechende Ziele und
Maßnahmen vereinbart werden.
Und diese sind bekanntlich im
NKF Basis der einzelnen Pro-
dukte und deren Kennzahlen.
Wie sonst ließe sich die tägliche
Arbeit im Hinblick auf die Ziel-
erreichung messen und letztlich
durch die Leitungsebene steuern?

Das Problem besteht aber
nicht darin, keine Strategie zu
haben. Diese ist in jeder Kom-
mune vorhanden - im Kopf des

ihrem Gemeindeleben zu errei-
chen (aktive Bürgergesellschaft1).
Das andere Leitbild wird auch
das Verwaltungsleitbild genannt.
Es fasst die Ziele einer Verwal-
tung, ihreAufgaben und ihreAus-
gangssituation zusammen.

Aufgabe des Leitbildprozesses
ist die Verbindung von gewach-
senem Selbstverständnis, der
von Normen und Werten ge-
kennzeichneten Philosophie der
Einrichtung und der beabsichtig-
ten Entwicklungsziele zu schaf-
fen. Er ist damit eines der wich-
tigsten Instrumente der Verwal-
tungsmodernisierung.

Im Folgenden geht es darum
wie nun konkret angesetzt werden
kann, um einer Verwaltung ihre
Möglichkeiten aufzuzeigen, ihren
Weg zum zukunftsfähigen moder-
nen Dienstleistungsunternehmen
zu finden.

Die Lösung liegt nahe: Ist ein

Um solche bezwingbaren Etap-
pen erkennen zu können, ist zuerst
eine intensive Analyse der inter-
nenAbläufe durchzuführen. Dazu
bedarf es einer sorgfältigen und
kritischen Bestandsaufnahme. In
erster Linie geht es darum Ar-
beitsabläufe, also Geschäftspro-
zesse, zu erkennen und zu doku-
mentieren. Fragt man Beschäftig-
te im öffentlichen Bereich, wie
viele Prozesse sie in Ihrer Verwal-
tung haben, fällt die Antwort
meist sehr unterschiedlich aus:
von der Zahl Fünf bis zu mehre-
ren Hundert kann diese variieren.

Daraus kann entnommen wer-
den, dass der Begriff Geschäfts-
prozess in der Verwaltung allge-
mein noch nicht angekommen
ist. Dabei hat jede noch so kleine
Verwaltung jede Menge davon.
Leider sind sie in der Regel nicht
dokumentiert.

ISO-zertifizierte2) Unterneh-
men haben diese Dokumentation,
die Bestandteil der Qualitätssi-
cherung ist, schätzen gelernt. Die
Einarbeitungsphase neuer Mitar-
beiter in die Unternehmensabläu-
fe ist dadurch wesentlich ver-
kürzt, die neuen Mitarbeiter sind
wesentlich schneller produktiv.
Vertretungsfälle während des Ur-
laubs, zu Erziehungszeiten oder
im Krankheitsfall stellen dann
eben keine schier unüberwindba-
re Herausforderung dar, da dem
Vertreter ein Handbuch, in dem
die notwendigen Vorgehenswei-
sen dokumentiert sind, übergeben
werden kann.

Gerade in dieser Zeit, die dem
öffentlichen Dienst in den nächs-
ten Jahren insbesondere durch
Altersteilzeitregelungen ein ver-
mehrtes Ausscheiden erfahrener
Mitarbeiter beschert, ist es von
höchster Bedeutung noch vor de-
ren Ausscheiden die Geschäfts-
prozesse an deren Arbeitsplätzen
zu dokumentieren. Andernfalls
nehmen Mitarbeiter, die in den
Ruhestand gehen, ihr über die
Jahre erlangtes Wissen mit in
Pension. Der Wissensaufbau bei
den neuen Mitarbeitern wird im-
mens Zeit und damit Produkti-
vität kosten.

Das Wissen um Prozesse in
der Verwaltung ist fundamental
für die Arbeitsqualität und somit
die Außenwirkung der kommu-
nalen Leistungen.

Um ihre Kunden auf dem Weg
zur modernen Dienstleistungs-
verwaltung fachgerecht unter-
stützen zu können und um Über-
forderungen zu vermeiden, hat
das Kommunalberatungsunter-
nehmen adCONSULT GmbH3)

mit Sitz in Stammham bei Ingol-
stadt, ein modulares Konzept
entwickelt,

Gemeinsam mit dem Kunden
erfolgt die Bestandsaufnahme.
Hier werden Fragen zur internen
Organisation, laufenden Projek-
ten oder dem Nutzungsgrad des
eingesetzten IT-Systems, wel-
ches die Verwaltungsarbeit un-
terstützt soll, beantwortet.

Im Sinne einer SWOT-Analy-
se4) werden Stärken und Schwä-
chen, Chancen und Risiken her-
ausgearbeitet. Daraus werden
Maßnahmen entwickelt.

Im Rahmen einer ABC-Ana-
lyse werden dann die Maßnah-
men untersucht und auf dieser
Grundlage eine kurz-, mittel-

Damit eine Kommunalverwal-
tung zum optimal gesteuerten
Dienstleistungsunternehmen
wird ist weit mehr erforderlich
als das NKF zu leisten vermag.

Neues Internetportal hilft
Behörden beim Computer-Kauf
Wirtschaft und Verwaltung starten Projekt ITK-Beschaffung

Wenn Behörden, Ämter und Ministerien moderne Technik ein-
kaufen, müssen sie auf komplizierte Regeln achten. Europäi-
sches und deutsches Recht verbieten bei öffentlichen Ausschrei-
bungen zum Beispiel die Nennung von Markennamen. Bei der
Bestellung von Informations- und Kommunikationstechnik ist
das besonders knifflig, da hier oft bestimmte Marken gesucht
werden. Eine Lösung bietet das neue Onlineportal
http://www.itk-beschaffung.de/, das nun in Berlin von öffentli-
cher Hand und BITKOM gemeinsam gestartet wurde.

In dem Portal finden Einkäu-
fer stets verlässliche, verständli-
che und aktuelle Informationen
für die produktneutrale Beschaf-
fung von Informations- und
Kommunikationstechnik.

Nicht nur die Verwaltung,
auch Einkäufer aus Unterneh-
men und privaten Institutionen
können sich hier informieren.
„Dieses zukunftsweisende Pro-
jekt erleichtert den Einkauf von
Informations- und Kommunika-
tionssystemen enorm“, sagt Prof.
August-Wilhelm Scheer, Präsi-
dent des Hightech-Verbands
BITKOM. „Außerdem bringt es
juristische Sicherheit für die Be-
schaffer.“

Das Projekt http://www.itk-
beschaffung.de/ ist eine gemein-
same Initiative des Beschaf-
fungsamts des Bundesinnenmi-
nisteriums und des Hightech-
Verbands BITKOM. Als gleich-
berechtigte Partner beteiligt sind
das Bundesamt für Informati-
onsmanagement und Informati-
onstechnik der Bundeswehr so-
wie das Umweltbundesamt
(UBA). Zunächst hilft die Inter-
netseite bei der Beschaffung von
Desktop-PCs. Das Angebot wird
kurzfristig ausgebaut, es folgen
Notebooks, Server und Multi-
funktionsgeräte.

„Für die Einkäufer der öffent-
lichen Hand ist dieses Internet-
angebot eine große Hilfe“, so
Roderich Egeler, Direktor des
Beschaffungsamtes des Bun-
desinnenministeriums. „Wir er-
warten eine größere Zahl von
Angeboten auf unsere Aus-
schreibungen. Das Portal fördert
also den Wettbewerb und sorgt
so für Einsparungen. Wir können
das Geld der Steuerzahler da-
durch effizienter einsetzen.“

Immer wichtiger bei der Aus-
schreibung von ITK-Produkten
ist deren Umweltverträglich-
keit. Das Portal berücksichtigt
daher auch Aspekte wie niedri-
gen Energieverbrauch, einfache
Wiederverwertbarkeit der Gerä-
te oder geringe Lärmemissionen
während des Betriebs. „Die Be-
schaffung energiesparender PCs
durch die öffentliche Hand ist
ein aktiver Beitrag zum Klima-
schutz - und spart Kosten“, sagt
der Präsident des Umweltbun-
desamtes Prof. Dr. Andreas Tro-
ge. „Zusätzlich lassen sich mit
umweltgerechten PCs die
Lärm- und andere Gesundheits-
belastungen am Arbeitsplatz re-
duzieren.“

Weitere Informationen im
Internet unter http://www.itk-
beschaffung.de/.
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DATEV-Messe-Engagement auf der KOMCOM Bayern:

Erfahrungen aus der
kommunalen Welt

Von der kommunalen Doppik über die Besonderheiten des
kaufmännischen Rechnungswesens im kirchlichen Bereich bis
hin zu kommunalen Unternehmen reicht die Bandbreite der
Informationen, die die Nürnberger DATEV eG im Rahmen ih-
res Messe-Engagements auf der KOMCOM Bayern in Augs-
burg vermittelt. In bewährter Manier tritt das Unternehmen
dort gemeinsam mit Anwendern auf, die ihre Praxis-Erfah-
rungen schildern. Insgesamt vier Vorträge beleuchten ver-
schiedene Facetten des kaufmännischen Rechnungswesens in
Gemeinden, kirchlichen Institutionen und kommunalen Un-
ternehmen. Darüber hinaus präsentieren die DATEV-Fachleu-
te am Messestand des Unternehmens ihr umfassendes Soft-
ware- und Dienstleistungsspektrum für Kommunen und kom-
munale Unternehmen.

Die Doppik in der Kommune
beziehungsweise der vorausge-
hende Umstellungsprozess ist
das Thema zweier Vorträge, die

DATEV auf der Messe ausrich-
tet. So referieren der Bürgermei-
ster und der Kämmerer der Ge-
meinde Aldenhoven über die

Meilen- aber auch über die Stol-
persteine, die es im Einführungs-
projekt zu meistern gilt. Die
nordrhein-westfälische Kommu-
ne bucht selbst seit Januar 2007
doppisch. Ebenfalls aus der dop-
pischen Praxis berichtet der Bür-
germeister des hessischen Sulz-
bach am Taunus. Er kann dafür
auf ein gutes Dreivierteljahr Er-
fahrung mit dem neuen Rech-
nungslegungssystem zurückgrei-
fen. Zudem nutzt seine Gemein-
de die eingesetzte DATEV-Soft-
ware im Application Service
Providing (ASP) und hat sich auf
diese Weise von der IT-Admini-
stration befreit.

Rechnungswesen

Ein weiterer Vortrag beschäf-
tigt sich mit den Erfolgsfaktoren,
die bei der Umstellung des
Rechnungswesens bei kirchli-
chen Verwaltungen eine Rolle
spielen. Dabei geht der referie-
rende Steuerberater und Wirt-
schaftsprüfer insbesondere auf
die Chancen ein, die der Um-
stieg für eine differenzierte
Führung und Steuerung kirchli-
cher Haushalte mit sich bringt.
Die noch recht junge Rechtsform
des Kommunalunternehmens
und ihre Vorteile stehen im Mit-
telpunkt der Ausführungen eines
Steuerberaters aus Landshut.
Dabei werden die wirtschaftli-
chen und rechtlichen Unterschie-
de im Vergleich zum klassischen
Regiebetrieb kommunaler Ei-
genbetriebe dargestellt.

Auf dem Messestand der DA-
TEV können interessierte Mes-
sebesucher auch das direkte Ge-
spräch mit den Referenten su-

chen. Darüber hinaus können sie
sich das Produkt- und Leistungs-
spektrum der DATEV für Kom-
munen und kommunale Unter-
nehmen erläutern lassen.

Kern des Angebots ist das
durchgängige, zertifizierte Soft-
warepaket rund um das kommu-
nale Rechnungswesen. Neben
bundeslandspezifischen Konten-
rahmen für die Finanzbuch-
führung sind darin auch Anwen-
dungen für den Jahresabschluss,
die Finanzrechnung und den
Zahlungsverkehr, die Budgetie-
rung, die Mittelbewirtschaftung
und die Haushaltssteuerung fest
integriert. Weitere Bausteine
sind die Kosten- und Leistungs-
rechnung, die Anlagenbuch-
führung und die Veranlagung
kommunaler Abgaben (Steuern,
Gebühren und Beiträge). Er-
gänzt wird dieses Software-Sy-
stem durch ein spezielles Pro-
gramm für die Lohn- und Ge-
haltsabrechnung, das auch die
Besoldung kommunaler Beam-
ter abdeckt.

Umfassendes
Leistungsspektrum

Daneben steht das DATEV-
Rechenzentrum als zentrale
Datenplattform, revisionssi-
cheres Archiv und als Daten-
drehscheibe zur Verfügung.
Auch zuverlässige Druck- und
Versanddienstleistungen auf
außerordentlich hohem Sicher-
heitsniveau bietet DATEV für
Städte und Gemeinden sowie
deren kommunalen Betriebe
an. Abgerundet wird das Lei-
stungsspektrum durch ein um-
fassendes Beratungsangebot,
das von kommunalen Strategi-
en über Controlling, Organisa-
tions-, Krisen-, Informations-
und Kommunikationsmanage-
ment bis hin zum Personalma-
nagement sowie standardisier-
ten oder individuellen Work-
shops und Schulungen zu kom-
munalen Themen reicht.

Orga Soft GmbH:

Gelungener
Brückenschlag

Elektronische Datenverarbeitungssysteme bilden immer einen
Ausschnitt der realen Welt ab. Bei den meisten kaufmännischen
Buchführungssystemen ist dieserAusschnitt ein Stück kaufmän-
nischen Alltagslebens von Industrie- oder Handelsunternehmen.
Ähnlich hoch wie die Zahl dieser Unternehmen ist die Zahl der
Anbieter für kaufmännische Software. Kommunalverwaltungen
waren für diese Anbieter bisher von eher geringem Interesse; die
Kameralistik ein Buch mit sieben Siegeln.

Dies änderte sich mit Ein-
führung der kommunalen Dop-
pik; die Kameralistik gibt es vie-
len Ortes nicht mehr, wohl aber
noch die verwaltungsspezifi-
schen Organisationsstrukturen
und Arbeitsabläufe. Und da
Kommunalverwaltungen nach
der Doppik-Einführung zwar
kaufmännisch buchführen müs-
sen, aber immer noch keine
marktwirtschaftlichen Betriebe
darstellen, ist die Zahl von kom-
petenten Lösungen, die beiden
Aspekten dieser Aufgabenstel-
lung wirklich Rechnung tragen,
verschwindend gering.

Marktführende Lösung

OrgaSoft Kommunal gelang
hier der Brückenschlag. Das
Saarbrücker IT-Systemhaus ent-
wickelte seine in Rheinland-Pfalz
marktführende Lösung KIS-
HKR nach allen Vorschriften der
GemHVO zu einer vollumfängli-
chen Doppik-Software weiter.
Dabei konnte man auf eine
langjährige Erfahrung im kauf-
männischen Rechnungswesen
der Werke und Eigenbetriebe
zurückgreifen. Aus dem HKR
wurde KIS-KRW, das Kommu-
nale Rechnungswesen für Ver-
waltungen und kommunale Be-
triebe. Und getreu dem Goethe-
Zitat „Es ist nicht genug, zu wis-
sen, man muss auch anwenden;
es ist nicht genug, zu wollen, man
muss auch tun.“ übernahm Orga-
Soft Kommunal eine Vorreiterrol-
le für die kommunale Doppik in
Rheinland-Pfalz.

Mit der Einführung des neuen
doppischen Haushalts- und Rech-
nungswesen zum 1. Januar 2007
haben 16 Anwender von KIS-
KRW den Schritt aus der kamera-
len hinein in die doppische Welt
getan, zum 1. Januar 2008 folgten
38 Weitere. Somit ist KIS-KRW
bereits in über 50 rheinland-pfäl-
zischen Rathäusern im Doppik-
Einsatz. Die Erfahrungen, die
OSK dabei gemeinsam mit die-
sen Umstellern gemacht hat, wer-
den gerne an alle Nachfolgenden
weitergegeben.

Einen Beweis hierfür liefert
insbesondere das „Tutoren-Mo-
dell“ von OSK: Die Tutoren sind
Kommunalverwaltungen, die
sich aus den Umstellern zum
Haushaltsjahr 2007 rekrutieren

und sich bereit erklärt haben, die
ihnen Nachfolgenden interkom-
munal bei diversen Sachfragen zu
unterstützen.

Schulungskonzepte

Aber nicht nur durch die Soli-
darität im Kundenkreis, sondern
auch von den Erfahrungswerten
desAnbieters selbst können nach-
folgende Verwaltungen profitie-
ren. Dieses spiegelt sich in praxis-
optimierten Schulungskonzepten
ebenso wider, wie in einem steti-
gen und bedarfsgerechtenAusbau
des Lösungsangebots. So kamen
seit Einführung der Doppik zahl-
reiche integrierte Fachanwendun-
gen, wie beispielsweise eine
Darlehensverwaltung oder eine
Belegarchivierung hinzu.

Einen Überblick des gesamten
Lösungsangebots sowie eine Vor-
schau auf kommende Entwick-
lungen können sich Anwender
und Interessierte am 28. und 29.
Oktober im Rahmen der KOM-
COM-Bayern am OSK-Stand
B18 verschaffen.

DATEV führt Kommunen
an das Thema Doppik heran

Termine zum DATEVkommunal Planspiel
in verschiedenen Regionen

Im Zuge ihres Engagements für die Umstellung von Kommu-
nen auf das kaufmännische Rechnungswesen bietet die Nürn-
berger DATEV eG ihren bewährten, bislang ausschließlich in-
dividuell durchgeführten Planspiel-Workshop nun zusätzlich
an festen Terminen an.

Im Rahmen dieser Veranstal-
tungen können sich Entscheider
aus mehreren Kommunen einer
Region mit spielerischen Mitteln
gemeinsam an die Thematik her-
anführen lassen, wenn Sie noch
nicht mit den Regeln des neuen
Rechnungswesens vertraut sind.
Im Fokus stehen dabei die Bun-
desländer, in denen die Doppik-
Einführung in näherer Zukunft
ansteht, beziehungsweise fakul-
tativ möglich ist. Derzeit werden
die Workshops bereits in Bayern,
Baden-Württemberg, Sachsen
und Schleswig-Holstein angebo-
ten. Eine Ausweitung der Akti-
vitäten auf weitere Regionen ist
in Planung.

Simulation

Mit der Veranstaltungsreihe
möchte die DATEV die planen-
den Kommunalverwaltungen
mit den anderen Grundlagen ge-
genüber der Kameralistik ver-
traut machen und ihnen Sicher-
heit in der Einschätzung für be-
vorstehende Umstellungspla-
nungen vermitteln. Die Plan-
spiel-Workshops richten sich an
die Verantwortlichen der betrof-
fenen Ressorts und sind jeweils
als Tagesveranstaltung konzi-
piert. Sie simulieren den Über-
gang von der Kameralistik auf
das kaufmännische Rechnungs-
legungssystem anhand von prak-
tischen Beispielen. Die Mitspie-
ler übernehmen als Team die

Verantwortung für die finanziel-
le Entwicklung einer Muster-
kommune über einen Zeitraum
von zwei Haushaltsjahren. Um
einen nutzenbringenden Ablauf
zu gewährleisten, ist die maxi-
male Teilnehmerzahl auf 20 be-
schränkt, wobei pro Stadt oder
Gemeinde zwei Vertreter will-
kommen sind. Über Termine in
ihrer Region können sich Kom-
munen, die an den Workshops
interessiert sind, telefonisch un-
ter 0800 / 0114348 oder per
eMail an kommunen@datev.de
informieren.

Die nächsten Planspiel-
Workshops im bayerischen
Raum werden im November
stattfinden, am 12.11. in Neu-
burg a.d. Donau, am 13.11. in
Ansbach, am 18.11. in Kempten
und am 20.11. in Herrsching. Im
Rahmen der bisher in Bayern
durchgeführten Veranstaltungen
haben bereits etwa 70 Vertreter
aus 45 Kommunen teilgenom-
men. Sie schätzten insbesondere
die lockere Atmosphäre, in der
das Thema praxisorientiert und
trotz der komplexen Materie gut
überschaubar vermittelt wird.

Dienstleister
mit Doppik-Kompetenz

Der Umstieg von Kommunen
auf die Doppik baut bei der DA-
TEV auf ein sicheres Erfah-
rungsfundament. Das Unterneh-
men besitzt auf dem Gebiet des

kaufmännischen Rechnungswe-
sens eine über Jahrzehnte erwor-
bene Expertise. Daher war es im
Zuge der Diskussion um die Ein-
führung dieses Rechnungsle-
gungsstils in den Kommunen ei-
ne logische Konsequenz, ein ei-
genes kommunales Geschäfts-
feld aufzubauen.

Praktische Erfahrungen

Praktische Erfahrungen mit
Doppik-Projekten in Städten
und Gemeinden hat das Unter-
nehmen seit 2002 gesammelt.
Inzwischen ist es gemeinsam
mit den steuerlichen Beratern
eine feste Größe im Marktge-
schehen und zählt Kommunen
aus neun Bundesländern zu sei-
nen Kunden. Auch zahlreiche
kommunale Betriebe setzen
beim Rechnungswesen und bei
der Veranlagung von Beiträgen

und Gebühren auf DATEV-
Software.

Neben seinem lückenlosen,
durchgängigen Softwaresystem
rund um das Rechnungswesen
und einem weit reichenden Bera-
tungsangebot bietet die Genos-
senschaft Kommunen noch wei-
tere Leistungsarten an. So kön-
nen die DATEV-Lösungen auch
im Application Service Provi-
ding (ASP) bezogen werden. Die
Anwendungen laufen dann im
Nürnberger Rechenzentrum der
DATEV. Dieses fungiert außer-
dem als zentrale Datenplattform,
Datensafe, revisionssicheres Ar-
chiv und als Datendrehscheibe
für den elektronischen Informa-
tionsaustausch mit anderen
Behörden. Darüber hinaus kön-
nen Städte und Gemeinden auch
von zuverlässigen Druck- und
Versanddienstleistungen profi-
tieren.

Neubau für Galileo-
Kontrollzentrum
Bayerns Ministerpräsident

Dr. Günther Beckstein hat ge-
meinsam mit Bundesverkehrs-
minister Wolfgang Tiefensee
und dem EU-Verkehrskom-
missar Antonio Tajani den
Neubau für das Kontrollzen-
trum des europäischen Satelli-
tennavigationssystems Galileo
in Oberpfaffenhofen bei Mün-
chen feierlich eingeweiht.

Beckstein: „Die Entschei-
dung, ein Hauptkontrollzen-
trum für Galileo in Oberpfaf-
fenhofen anzusiedeln, zeigt
die Technologieführerschaft
Bayerns auf diesem wichti-
gen Zukunftsfeld. Damit er-
hält der Freistaat ein weiteres
neues High-Tech-Aushän-
geschild.“ Von Oberpfaffen-
hofen aus soll künftig zusam-
men mit dem zweiten Haupt-
kontrollzentrum im italieni-
schen Fukino das gesamte
Galileo-System mit seinen 30
Satelliten und weltweiten Bo-
denstationen überwacht und
gesteuert werden.
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SYSTEMS 2008 in München:

High Noon für Cyberkriminelle
und Datendiebe

Die IT-SecurityArea der SYSTEMS feiert zehnjähriges Jubiläum

Zu ihrem zehnjährigen Jubiläum bietet die IT-SecurityArea
auf der SYSTEMS 2008 in München vom 21. bis 24. Oktober
in Halle B3 ein besonderes Programm. Neben dem Besuch der
Aussteller von Lösungen und Services, die für mehr Datensi-
cherheit- und Datenschutz in Unternehmen jeder Größe sor-
gen, können sich Entscheider bei Live-Hacking-Vorträgen
über realistische IT-Bedrohungsszenarien informieren, bei
Guided Tours gezielt Aussteller zu speziellen Aspekten besu-
chen oder sich in zahlreichen Diskussionsrunden über aktuelle
Datenschutz- und Sicherheitsthemen informieren.

Jeder Messetag beginnt auf
der IT-SecurityArea mit einem
Live-Hacking-Event im Forum
Blau und endet aus Anlass des
zehnjährigen Bestehens der
Area bei Rotwein und Brezeln
im Forum Rot. Hier werden
auch jeden Tag wertvolle Sach-
preise verlost. Als „Jubiläums-
Gast“ wird Joachim Herrmann,
Bayerischer Staatsminister des
Innern, am 22. Oktober auf der
SYSTEMS begrüßt werden.

Publikumsmagnet

Seit zehn Jahren ist die IT-Se-
curityArea auf der SYSTEMS
ein Publikumsmagnet. Die
Nachfrage nach einfach zu
handhabenden, umfassenden
und zuverlässigen IT-Sicher-
heits- und Datenschutzangebo-
ten ist ungebrochen. Standen in
den ersten Jahren der Area noch
Malware (Viren, Trojaner, Wür-
mer) und Spamschutz im Mit-
telpunkt des Interesses, sind es
heute die Aspekte Mobile Secu-
rity, Data Leakage Prevention
(DLP) sowie Virtualisierung
und Sicherheit im Web 2.0. Zu
diesen und vielen anderen The-
men informiert die SYSTEMS
2008 mit einem umfangreichen
Programm auf zwei Foren mit
für die Besucher kostenlosen
Vorträgen und Präsentationen
im Viertelstundentakt - und ei-
nem täglichen „Dankeschön-
Event“ für Aussteller und Besu-
cher.

Großes Besucherinteresse

Für Klaus Dittrich, Ge-
schäftsführer der Messe Mün-
chen International, sind alle
Ausstellungsbereiche der SY-
STEMS von gleich großer Be-
deutung, „doch vom großen Be-
sucherinteresse an der IT-Secu-
rityArea profitieren all unsere
Aussteller: von ERP bis Open
Source, von Systemintegratoren
bis zu Forschungsinstituten.
Deutschlands größter und wich-
tigster Leistungsschau für IT-Si-
cherheit und dem SecuMedia-
Verlag als dem Organisator die-
ser Area - insbesondere Herrn

Hohl und Frau Laufersweiler -
gratuliere ich herzlich zu die-
sem für die ITK-Industrie unge-
wöhnlich langjährigen Erfolg.“

Jeden Tag ein volles
Sicherheits-Programm

Jeder Messetag startet um
9.15 Uhr im Forum Blau mit
den „Morning Star Hackings“,
bei denen ein Team der SySS
GmbH zeigt, wie Hacker in Un-
ternehmensnetzwerke eindrin-
gen. Um 10.00 Uhr findet unter
dem Motto „Hacking Bits“ das
nächste Live-Hacking im Fo-
rum Rot statt, bei dem auf spie-
lerische Art vermittelt wird,
welche Sicherheitsrisiken im
Umgang mit dem Internet zu
beachten sind und wie einfach
auf sensible, vermeintlich gesi-
cherte Daten fremder Systeme
zugegriffen werden kann.
Außerdem berichten die Refe-
renten des if(is), Institut für In-
ternet-Sicherheit der Fachhoch-
schule Gelsenkirchen, aus dem
„wahren Alltag“ von IT-Sicher-
heitsexperten.

Praxis der „Hacker-Kunst“

Ein besonderes Highlight bie-
tet sich den Besuchern gleich
am ersten Messetag. Nach der
Eröffnung des Forums Rot
durch Dr. Udo Helmbrecht, Prä-
sident des Bundesamtes für Si-
cherheit in der Informations-
technik, zeigt SySS-Geschäfts-
führer Sebastian Schreiber eine
außergewöhnliche Hacking-
Session: Er präsentiert die spek-
takulärsten Hacking-Angriffe
der letzten zehn Jahre und erläu-
tert, welche Tricks auch heute
noch funktionieren. Jeder Vor-
trag schließt mit einem Ausflug
in die Praxis der „Hacker-
Kunst“. Gunnar Porada, ein be-
kannter White-Hat-Hacker, de-
monstriert, wie Cyber-Krimi-
nelle Webserver und Netzwerke
attackieren.

High Noon bei spannenden
Diskussionsrunden

Pünktlich um zwölf Uhr fin-

det jeden Tag im Forum Rot ei-
ne Diskussionsrunde zu einem
aktuellen Sicherheitsthema statt.

Fragen und Trends

Von Norbert Luckhardt, Chef-
redakteur der EDV-Sicherheits-
zeitschrift KES, moderiert, wer-
den Experten aktuellen Fragen
und Trends nachgehen. Der er-
ste Messetag beginnt mit dem
Thema Identity Management.
Dabei steht die Frage im Mittel-

punkt, wie es um Sicherheit,
Datenschutz und Privatsphäre
bei dezentralem und zentrali-
siertem Zugang zu Netzdiensten
bestellt ist. Die Teilnehmer auf
dem Podium stellen sich der
Frage, wie viel Authentizität,
Anonymität und Pseudonymität
die Internetgesellschaft braucht
oder vertragen kann.

Sichere Web-Nutzung

Am zweiten Messetag finden
sich Fachleute zum Thema Data
Leakage/Loss-Prevent ion
(DLP) auf dem High-Noon-Po-
dium zusammen. Sie diskutie-
ren unter anderem, wie Unter-
nehmen verhindern können,
dass interne Informationen un-
erwünscht weitergegeben oder
kopiert werden, und welcher
Aufwand gerechtfertigt ist, um
dieser Gefahr zu begegnen. Am

Donnerstag steht die Frage auf
dem Programm, welche Aus-
wirkungen die Virtualisierung
auf die Sicherheitsarchitektur
von Unternehmen hat, ob die
logischen Trennwände zwi-
schen virtuellen Servern sicher
sind und welche neuen An-
griffspunkte sich durch die Vir-
tualisierung ergeben. Am letz-
ten Messetag schließlich wid-
met man sich der Frage, wel-
che Risiken das Web 2.0, das
sogenannte „Mitmach-Inter-
net“, aufweist und zeigt auf,
wie die neuen Möglichkeiten
des Webs sicher genutzt wer-
den können.

Auf sichereren Pfaden
zu mehr IT-Sicherheit

Während des Messetages
werden laufend Guided Tours
zu Ausstellern angeboten, die
spezielle IT-Sicherheitsaspekte
behandeln. Teilnehmer erhalten
so einen guten Überblick über
vorhandene Angebote, die von
unabhängigen Beratern und mit
Unterstützung der Aussteller
präsentiert werden. Geführte
Rundgänge werden zu folgen-
den Themen angeboten:

Mobile Security,
Datenschutz,
Grundschutz,
Netzwerksicherheit,

physische Sicherheit,
Revision,
Daten- und Datenträgerver-

nichtung/-rettung.
Für die Teilnahme an den

Guided Tours ist eine Anmel-
dung unter www.it-sa.de erfor-
derlich.

Verlosung am Abend

Aus Anlass ihres zehnjähri-
gen Bestehens lädt der Organi-
sator der IT-SecurityArea, der
SecuMedia Verlag, täglich zum
Messeausklang ab 17.30 Uhr
zu Rotwein (oder Traubensaft)
und Brezeln ein. Dabei werden
jeden Tag insgesamt mehr als
250 wertvolle Sachpreise ver-
lost. Um hier dabei zu sein,
müssen Besucher lediglich ihre
Visitenkarte im Forum Rot ab-
geben.

Prominenter Besuch

Dass die Bedrohungen für die
IT-Sicherheit auch die Politik
nicht kalt lässt, zeigt der Bayeri-
sche Innenminister. Joachim
Herrmann hat seinen Besuch
auf dem IT-SecurityArea für
Mittwoch, den 22. Oktober
2008, angekündigt. Er infor-
miert sich über neueste IT-Si-
cherheitslösungen und besucht
ausgewählte Aussteller.

GDI-Kommunal Bayern:

Verwaltungsarbeit
optimieren

Informationsveranstaltung im Landratsamt Starnberg

Zahlreiche Teilnehmer aus Landratsämtern und großen
bayerischen Kommunen wohnten einer Informationsveran-
staltung im Landratsamt Starnberg bei, zu der unter anderem
der Arbeitskreis Landkreise am Runden Tisch GIS e.V. sowie
das Landratsamt Starnberg eingeladen hatten.

GeoLIS

Während der stellvertretende
Landrat Albert Luppart ein-
gangs den hohen Stellenwert,
den Geographische Informati-
onssysteme (GIS) bei der tägli-
chen Verwaltungsarbeit in den
Kommunen einnehmen, hervor-
hob, verwies Albert Panke, Lei-
ter der Stabstelle für Verwal-
tungsmodernisierung, Kultur
und Projekte, darauf, dass das
Geographische Landkreis Infor-
mationssystem Starnberg (Geo-
LIS) einen wesentlichen Bau-
stein für den Modernisierungs-
prozess der Verwaltung dar-
stellt.

Vernetzte
Geoinformationen

Dr. Gerd Buziek von der Fir-
ma ESRI Geoinformatik wie-
derum zeigte auf, welchen enor-
men Beitrag vernetzte Geoin-
formationen zur Lösung der ge-
rade stark diskutierten Umwelt-
probleme wie Klimaerwär-
mung, Landverbrauch und Be-
völkerungswachstum leisten
können. Dazu wurden neben
der Betrachtung auf globaler
Ebene auch Beispiele aus dem
kommunalen Umfeld vorge-
stellt - so zum Beispiel eine
Stadtverwaltung, die mittels
GIS-gestützter Methoden die
Eignung sämtlicher Dach-

flächen zur Gewinnung von So-
larenergie ermittelt hat.

Grundlagen zu
Aufbau und Betrieb

Christoph Uhlenküken, Pro-
jektleiter im Bereich Geoda-
teninfrastrukturen (GDI) der
Firma con terra, referierte über
die theoretischen Grundlagen
zum Aufbau und Betrieb einer
GDI. Hierbei sei besonders die
Einhaltung von Standards von
großer Bedeutung, damit unter-
schiedliche GI-Systeme syste-
munabhängig miteinander kom-
munizieren können.

GDI-Entwicklungen

Norman Pischler von der GDI
Geschäftsstelle Bayern (GDI-
BY) informierte seinerseits über
die aktuellen Entwicklungen
der GDI in Bayern. Diese wur-
de auch sukzessive mit den In-
vestitionsprogrammen Zukunft
Bayern (IZB) wie der Bereit-
stellung von Bodenrichtwerten
und Bauleitplänen im Internet,
der Digitalen Erfassung von
flächenhaften Denkmälern oder
Schutzgebieten vorangetrieben.
Für die Kommunen interessant
dürften die von der GDI-BY an-
gebotenen Dienste (WMS und
WFS) sein. Über sie können
schon jetzt Geobasisdaten der
Vermessungsverwaltung und
Geofachdaten des Landesamtes
für Umwelt in die Kommunalen
GI-Systeme integriert werden.

Aktivierung des
Wertschöpfungspotenzials

Der GeoLIS-Koordinator des
Landratsamts Starnberg, Mario
Kala, berichtete von dem im
Entwurfsstadium befindlichen
Bayerischen Geodateninfra-
strukturgesetz (Bay. GDIG).
Nach diesem Gesetz sind
zukünftig auch Kommunen da-
zu verpflichtet, Geo- und Meta-
daten zu führen und sie über
standardisierte Schnittstellen
und Dienste in das Internet ein-
zustellen. Mit welchen Geoda-
tenthemen sich eine Landkreis-
verwaltung an einer GDI betei-
ligen könnte, wurde anhand
konkreter Praxisbeispiele aus
den Bereichen Wasserrecht, Na-
turschutz, Bauleitplanung,
Landwirtschaftliche Anlagen,
Bodenrichtwerte, Versorgungs-
wirtschaft und Katastrophen-
schutz dargestellt.

Als Lieferant von Geoinfor-

mationen können Kommunen
wesentlich zu ihrer Verbreitung
und zur Aktivierung ihres Wert-
schöpfungspotentials beitragen.
Aber auch in der Rolle als
Nachfrager von Geoinformatio-
nen sind Kommunen in der La-
ge, von einer GDI zu profitie-
ren. Denn im Hinblick auf die
Optimierung der Effizienz und
Qualität des Verwaltungshan-
delns werden qualitativ hoch-
wertige Geoinformationen im-
mer wichtiger. Außerdem kön-
nen durch die Nutzung dezen-
tral verteilter Geodaten anstelle
der eigenen Erstellung und
Pflege enorme Kosten gespart
werden. DK

Quadriga Informatik GmbH.

Daten zu IT-Ressourcen
automatisch auslesen

Kommunale IT-Abteilungen können sich einen umfassenden
Überblick über die vorhandene Hard- und Software verschaf-
fen, ohne diese manuell erfassen zu müssen: Die Softwarelö-
sung Quadriga-IT bietet mit der Option „PCScan“ die Mög-
lichkeit, das gesamte Netzwerk zentral gesteuert zu „scannen“
und dabei eine Fülle von Daten über PCs, Netzwerkdrucker
und andere Geräte mit Netzanschluss auszulesen.

Zu den vorhandenen PCs lie-
fert PCScan unter anderem de-
tailgenaue Informationen über
deren Prozessor, Festplattenka-
pazität und vorhandene Sicher-
heitsupdates. Auch die auf den
PCs installierte Software liest
PCScan aus. Quadriga-IT ver-
gleicht installierte und erworbe-
ne Softwarelizenzen und er-
möglicht so eine verlässliche
Lizenzkontrolle.

Komfortable
Möglichkeiten

So leistungsfähig eine Soft-
ware zum automatischen Ermit-
teln von PC- und Netzwerkda-
ten auch ist, die ausgelesenen
Informationen sind zunächst
immer lückenhaft: Aus ihnen
geht beispielsweise nicht her-
vor, wer den PC geliefert hat,
welche Verträge ihn zum Ge-
genstand haben und vieles
mehr. Quadriga-IT bietet kom-
fortable Möglichkeiten, die ge-
scannten Daten um weitere An-
gaben zu ergänzen. Mit weni-
gen Mausklicks ist etwa einem
PC ein Lieferant, ein Anwender
oder ein Wartungsvertrag zuge-
ordnet.

Frei definierbare
Zusatzfelder

Der Einsatz von Quadriga-IT

muss nicht auf die IT-Abtei-
lung begrenzt bleiben. Die
Software lässt sich durch frei
definierbare Zusatzfelder an
unterschiedliche Bedürfnisse
anpassen und eignet sich damit
auch zur Verwaltung von Ge-
genständen, die nicht zu den
IT-Ressourcen gehören. Im
Rathaus, für die Schulen und
sonstige kommunale Einrich-
tungen kann die Software als
allgemeine Inventarverwaltung
für Büromöbel, Einrichtungs-
gegenstände und technisches
Gerät genutzt werden. Der
Bauhof kann seine Maschinen
mit ihren technischen Merkma-
len erfassen, die Feuerwehr ih-
re Fahrzeuge.

Modernisierte
Bediener-Oberfläche

Auf der SYSTEMS in Mün-
chen können sich Besucher in
Halle A2 am Stand 531 bei
Quadriga Informatik einen Ein-
druck von der neuen Version
der Software Quadriga-IT ver-
schaffen. Die neu gestaltete
Bediener-Oberfläche verein-
facht viele Arbeitsabläufe, so
dass sich neue Anwender
schnell zurechtfinden und er-
fahrene Anwender Zeit bei der
Erledigung der täglichen Auf-
gaben sparen.

Veranstaltungshinweis:

Runder Tisch
GIS 2009

Bereits zum 14. Mal wird
im kommenden Jahr der
Runder Tisch GIS e.V. in
Kooperation mit der Tech-
nischen Universität Mün-
chen das Münchner Fort-
bildungssseminar Geoin-
formationssysteme durch-
führen. Die Veranstaltung
findet vom 10. bis 12. März
2009 im Audimax der TU
München statt.
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„Was braucht ma auf`m Dorf?“
ProNah entwickelt ein Gesellschaftsspiel für die ganze Familie

Pfiffige Mitglieder von ProNah haben ein neues Gesellschafts-
spiel entworfen. Das Spiel will die große Bedeutung von funk-
tionierender Infrastruktur, sozialem Miteinander, kultureller
Vielfalt, regionaler Versorgung und Innovation im eigenen
Dorf, aber auch den hohen Stellenwert von Kooperations-
fähigkeit mit anderen Gemeinden vermitteln. Dazu schlüpft je-
der Spieler in die Rolle eines Bürgermeisters.

Seine Aufgabe ist es nun, ein
Dorf mit den oben genannten
Eigenschaften auszustatten. Auf
dem Spielfeld müssen dazu im
Spielverlauf Einwohner, Betrie-
be und andere Einrichtungen
sinnvoll und logisch geschaffen,
betreut und geführt werden. Am
Schluss gewinnt derjenige Bür-
germeister, der seine Gemeinde
mit den meisten „Wohlfühlfak-
toren“ für eine lebenswerte Dorf-
gemeinschaft ausstatten konnte.

Leader Plus-Projekt

Der Verein ProNah hat das
Strategiespiel im Rahmen seiner
Bewusstseinsbildungskampagne
„Lebensqualität durch Nahver-
sorgung“ entwickelt. Dieses
Leader Plus-Projekt wurde
vom Bayerischen Staatsministe-
rium für Landwirtschaft und
Forsten gefördert.

Nach über einjähriger Ent-
wicklungsphase nehmen der
Vorstand und die Projektmitglie-

der von ProNah das Spiel in den
Unterallgäuer Werkstätten entge-
gen, wo es konfektioniert wurde
und überreichen die ersten Spie-
le an Staatsminister Josef Miller
und Landrat Hans-Joachim Wei-
rather. Das Spiel wird demnächst
im Handel zum Preis von 19 Euro
erhältlich sein. Weitere Informa-
tionen und Bezugsquellen im In-
ternet unter www.pronah.de.

Zur offiziellen Vorstellung des
Spieles „Was braucht ma auf`m
Dorf?“ hat sich ProNah etwas
Besonderes einfallen lassen. Al-
le Unterallgäuer Gemeinden
wurden von Landrat Hans-Joa-
chim Weirather eingeladen, an
einem gemeinsamen Spiel-
Abend teilzunehmen.

Treffen der Bürgermeister

Am 8. Oktober 2008 um 19:30
Uhr treffen sich Bürgermeister
und Gemeindevertreter aus dem
Landkreis in der Dampfsäg in
Sontheim, um erstmalig in der

Öffentlichkeit das neue Nahver-
sorgungsspiel zu spielen. Die er-
sten drei Gewinner dürfen für
ihren Kindergarten Geldpreise
in Höhe von 500 , 300 und
200 in Empfang nehmen.

Spielbeschreibung

Jeder Spieler schlüpft in die
Rolle eines Bürgermeisters. Sei-
ne Aufgabe ist es, nach einer
Amtszeit von 3 Jahren die mei-
sten Einwohner in seinem Dorf
zu haben. Um dies zu erreichen,
bestückt jeder seinen Dorfplan
im Verlauf des Spiels sinnvoll
mit Betrieben und anderen Ein-
richtungen. Bei den drei Jahres-
abrechnungen wird dann jeweils
verglichen, wessen Dorf in den
verschiedenen Bereichen die
höchste Attraktivität und Wirt-
schaftlichkeit aufweist, wodurch
Einwohner zuziehen.

Eine Spielrunde sieht folgen-
dermaßen aus: Der Spieler (Bür-
germeister), der an der Reihe ist,
zieht aus einem Stapel eine Er-
eigniskarte und befolgt die An-
weisungen auf der Karte. Dann
zieht er die Steuern ein. Dann
wählt er, ob er einen Betrieb oder
Einwohner ansiedeln oder eine
Kooperation mit einem Betrieb
in einem anderen Dorf eingehen
will. Die Ereigniskarten sind so
gestaltet, dass der Bürgermeister
für gute Infrastruktur belohnt, für
schlechte bestraft wird. Natürlich
spielt hier der Zufall auch eine ge-
wisse Rolle. Gemessen wird der
Erfolg numerisch an der Zahl der
Einwohner. Diese Zahl hängt je-
doch von der Zusammensetzung
des Dorfes ab - weiche wie harte
Standortfaktoren.

Ziele des ProNah e.V.

1. Zielsetzung der Nahversor-
gung:

Bewusstsein schaffen für den
Zusammenhang zwischen Nähe,

Versorgung und Lebensqualität,
für die Bedeutung des Mittel-
standes als Träger der Lebens-
qualität, für die Bedeutung der
Landwirte als Gestalter des Nah-
erholungsraums, der Umwelt
und der Kulturlandschaft, für das
regionale Produkt- und Dienst-
leistungsangebot.

Förderung der regionalen
Kreisläufe und Auslösung von
Organisationsprozessen auf Ge-
meindeebene, der örtlichen und
regionalen Kooperationen, Er-
höhung des Identifikationsgra-
des der Bürgerinnen und Bürger,
insbesondere der Jugend, mit der
Heimatgemeinde bzw. der Hei-
matregion Kneippland® Unter-
allgäu.
2. Feinziele der Nahversor-
gung:

Schaffung von Arbeitsplätzen
und Lehrstellen durch Sicherung
dezentraler Strukturen

Erhalt der Kaufkraft in der
Region und Verbesserung der die
Steuerkraft der Gemeinden

Förderung der Transparenz,
Vielfalt und Qualität der Produk-
te und Dienstleistungen

Reduzierung der Transport-
wege, Verpackungen und Kon-
servierungsstoffe

Förderung des pfleglichen
Umgangs und des Miteinanders
in der Region

Erhalt und Verbesserung der
Infrastruktur und damit der
Wohn- und Lebensqualität am
Heimatort
3. Bewusstseinsbildung Nah-
versorgung:

Bewusstseinsbildung zum
Thema Nahversorgung in der
Region Kneippland Unterall-
gäu®

Entwicklung und Schaffung
einer Unterallgäuer Identifikati-
onsfigur

Veranstaltungen zur Bewusst-
seinsbildung z.B. beim „Tag der
Regionen“

Marketing-Aktivitäten in Ko-
operation mit den Regionalzei-
tungen: Anzeigenserie

Einsatz der Identifikationsfi-
gur in verschiedenen Kommuni-
kationsmedien.

Innenentwicklung von Dörfern und Städten:

Vielfalt bewahren
Muhr am See (fa) – Kann Wohnen und Arbeiten im Dorf zu ei-
nem Erfolgsmodell werden? Johann Böhm, der Vorsitzende
des Landesvereins für Heimatpflege, schöpft diese Hoffnung,
wenn es gelingt, ehemaligen Hofstellen für die Nutzung zu ge-
winnen anstatt ständig neue Gewerbegebiete auf der grünen
Wiese auszuweisen. Auf einer Tagung zum Thema „Innenent-
wicklung von Dörfern und Städten“ im AIZ erklärte der frühe-
re Landtagspräsident vor 150 Kommunalpolitikern, Architek-
ten und Heimatpflegern: „Wir müssen nicht hektarweise
Flächen ausweisen und sie dann buchstäblich verschenken.“

Böhm warnte davor, das Pro-
blem als nachrangig anzusehen,
weil Bayern ja als Flächenstaat
genügend Land habe. „Wir soll-
ten uns“, so der Landesvorsit-
zende, „keinesfalls dazu verlei-
ten lassen, den Reichtum an
Landschaft als unendlich er-
scheinende Verfügungsmasse
misszuverstehen.“ Die weiten
Räume seien Charakteristika
unseres Landes und Grundlage
der Lebensqualität. Sie müssten
daher in dieser Funktion und als
Identifikationsmerkmale erhal-
ten beiben.

Mustergültiges AIZ

Als ein „mustergültiges Bei-
spiel für Bauen im Bestand“
wertete Johann Böhm das Alt-
mühlsee-Informationszentrum in
Muhr am See, weswegen es
auch als Tagungsort ausgewählt
worden sei. Der Redner bekann-
te sich dazu, die Vielfalt und
Kleinteiligkeit der Naturräume
und Siedlungen im Freistaat zu
bewahren, denn Bayern bestehe
nicht nur aus Königsschlössern
und Residenzen. Tradition und
Geschichte müssten sich im Sin-
ne einer selbstbewussten Hei-
matpflege kreativ mit Neuem
verbinden. Es gehe heute ver-
mehrt um die Einhaltung
menschlicher Maßstäbe und um
das Streben nach einer angemes-
senen Verbindung von gelebter,
gebauter und natürlicher Um-
welt.

Verluste im
Siedlungsbestand

Immer stärker sichtbar würden
die Verluste im Siedlungsbe-
stand und in der Kulturland-
schaft, beklagte Böhm. Deshalb
seine bange Frage: „Kann der
Mensch Maßstab seiner Umwelt
bleiben oder wird es künftig der
virtuelle ökonomische An-
spruch, der die Gestalt unserer
Welt bestimmt?“ Die demogra-

phische Entwicklung und der
starke Strukturwandel brächten
mit sich, dass Schulen oder
Krankenhäuser aufgegeben wür-
den, zudem Bahn, Post oder
Bundeswehr sich zunehmend
aus der Fläche zurückzögen oder
ihre Flächen und Gebäude brach
liegen ließen. Sollten aber die
Ortschaften erhalten bleiben,
dann müssten aus ihnen attrakti-
ve Standorte für neue Nutzungen
geschaffen werden. „Wir müs-
sen“, so Böhm fordernd, „den
Flächenbedarf verringern und
die innerstädtischen und dörfli-
chen Areale stärken“.

Eigene Philosophie

Bürgermeister Roland Fitzner,
der seine 2300-Einwohner-Ge-
meinde auf gewinnende Art prä-
sentierte, griff die Worte Böhms
auf und bekannte: „Wir haben
unsere Chancen genutzt, sind
aber mit dem Landverbrauch
sparsam umgegangen.“ Mit
ihren imgageprägenden „Alt-
mühlsee-Festspielen“ hebe sich
Muhr von anderen Kommunen
ab, sie habe gleichsam eine eige-
ne Philosophie entwickelt. Fitz-
ner sagte, bei der Absicht, Qua-
lität ins Dorf zu bringen, seien
die Orte vielfach überfordert.
Der gesellschaftliche Wandel sei
unverkennbar und nicht mehr
zurückzunehmen, denn: „Die
Gastwirtschaften sind nicht mehr
die Kommunikationszentren, so
traurig das ist.“

Zu den Referenten der zweitä-
gigen Tagung, die von Martin
Wölzmüller, dem Geschäftsfüh-
rer des Landesvereins bestens
vorbereitet worden war, gehör-
ten auch der Weißenburger Ar-
chitekt Professor Johannes Gei-
senhof („Umnutzungen von
Scheunen im ländlichen Raum“)
und der aus Gunzenhausen stam-
mende Architekt Stefan Lautner
von „A2 Architekten“ in Frei-
sing („Bauen im ländlichen
Kontext“).

Neue Software im Einwohnermeldeamt
der Gemeinde Ottobrunn

Die Gemeinde Ottobrunn im Landkreis München nutzt für die
Verwaltung ihrer rund 20.000 Einwohner zukünftig das
AKDB-Fachverfahren OK.EWO. Unser Bild zeigt den Ersten
Bürgermeister von Ottobrunn, Thomas Loderer (l.), und Di-
rektor der AKDB, Rudolf Schleyer, bei der Vertragsunter-
zeichnung. Ausschlaggebend für diese richtungsweisende Ent-
scheidung im Ottobrunner Rathaus, von einem Mitbewerbs-
produkt auf OK.EWO umzusteigen, waren zahlreiche Gründe.
Monika Sigl vom Einwohnermeldeamt Ottobrunn: „OK.EWO
überzeugt das Meldeamt Ottobrunn mit seinen zahlreichen
Funktionalitäten. Besonders gefreut hat uns, dass die Konver-
tierung ohne Datenverlust reibungslos verlief und der Zeitplan
seitens der AKDB zuverlässig eingehalten wurde.“

3. Landshuter Kunstnacht:

Bunte Palette
Viel Zuspruch und Anerkennung fand auch die dritte Landshu-
ter Kunstnacht. Vier Stunden lang hatten insgesamt 14 Gale-
rien, Kunstvereine sowie private, städtische und staatliche Mu-
seen und Institutionen ihre Türen bei freiem Eintritt geöffnet.
Die Stadt Landshut war mit fünf Ausstellungen mit von der Par-
tie. Oberbürgermeister Hans Rampf eröffnete die Kunstnacht
im Rathausfoyer mit der Ausstellung „Junge Kunst aus Prag“.

Mit der Ausstellung „Junge
Kunst aus Prag“ zeigte die „Ga-
lerie in Bewegung“ im Rathaus-
foyer Arbeiten der Künstlergrup-
pe OBR., die aus Studenten und
Absolventen der Kunstakademie
Prag besteht. Die Künstler Josef
Achrer, David Hanvald, Martin
Krajc, Ondrej Malecek und Ka-
rel Štêdrý beherrschen trotz ihrer
Jugend ihr Handwerk professio-
nell und bringen ihre Themen
und Sujets in sehr großen For-
maten auf die Leinwand. Ein
Anspruch, der sich auch im Na-
men der Gruppe wieder findet.

OBR. bedeutet im Tschechi-
schen sowohl „große Bilder“ als
auch „Riese, Gigant“. Die Aus-
stellung widmete sich voll und
ganz der Malerei, die, wie die
Gruppe OBR ausdrücklich be-
tont, „immer noch ihren Ehren-
platz in der heutigen visuellen
Kultur hat und ein einzigartiges
Ausdrucksmittel mit universeller
Gültigkeit ist“.

In der Städtischen Galerie im
Röcklturm präsentierte Peter Lit-
vai sein Fotoprojekt „Anno“, in
dem er eine Landshuterin und ei-
nen Landshuter über ein Jahr mit
dem Fotoapparat begleitete.
Neun monumentale Skulpturen
aus Stahl von Giuseppe Spagnu-
lo waren wiederum vor dem Rat-
haus und der Residenz sowie im
Innenhof und in den Räumen der
Residenz installiert. Diese auf-
wändige Ausstellung, die vom

Skulpturenmuseum und der Ver-
waltung der Staatlichen Schlös-
ser, Gärten und Seen gemeinsam
organisiert wird, wurde ebenso
im Rahmen der Landshuter
Kunstnacht eröffnet.

Die Museen der Stadt Lands-
hut boten gleich zwei Führun-
gen zu später Stunde: So führte
Max Tewes durch die Ausstel-
lung „seligenthal.de“ in der
Heiliggeistkirche und Dr. Franz
Niehoff durch die Sonderaus-
stellung mit Gemälden von
Walter Urbanek im Museum im
Kreuzgang. Das Skulpturenmu-
seum im Hofberg öffnete seine
neue Werkschau „Fritz König –
Aufstellung 2008“ - die wissen-
schaftlichen Mitarbeiter standen
hier den ganzen Abend zur Ver-
fügung, um Fragen der Besu-
cher zu beantworten. Zusätzlich
wurden Leseecken eingerichtet,
um sich über das Werk des Bild-
hauers Fritz König, der in der
Nähe von Landshut lebt, zu in-
formieren.

Auch in allen anderen an der
Kunstnacht beteiligten Einrich-
tungen fanden über den ganzen
Abend verteilt Ausstellungs-
eröffnungen und besondere Ak-
tionen statt. So bot sich jedem
die Möglichkeit, bei einem
nächtlichen Rundgang und in
entspannter Atmosphäre einen
Einblick in die Landshuter
Kunst- und Ausstellungswelt zu
bekommen. DK
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Das St. Bonaventura-Gymnasium Dillingen des Schulwerkes der Diözese Augsburg ist beim Ju-
gendwettbewerb der deutschen Sparkassen Spitze in Bayern und auch bundesweit. Darüber
freuten sich auch Sparkassendirektor Thomas Schwarzbauer (zweite Reihe, 3. v. links) und
Oberstudiendirektor Franz Haider (2. von rechts, hinten). Bild: -jdt-

Erfolgsserie im deutschen Sparkassenwettbewerb:

„Bona“-Künstler
Spitze in Bayern

Gymnasium des Schulwerkes gewinnt Bundespreise
Dillinger Sparkassendirektor Thomas Schwarzbauer: Viel Kreativität bewiesen

Dillingen (jdt). Seinen Spitzenrang in Bayern und bundesweit
beim Jugendwettbewerb der deutschen Sparkassen hielt das
St. Bonaventura-Gymnasium Dillingen des Schulwerkes der
Diözese Augsburg mit einer hervorragenden Bilanz auch für
2007. Kürzlich wurden in der Kreis- und Stadtsparkasse Dil-
lingen die Siegerpreise im Medienwettbewerb und im Wissens-
Quiz überreicht. Zum fünftenmal seit 2002 gab es Bundessie-
ger der hervorragenden „Bona-Künstler“. Sie hatten sich
deutschlandweit starker Konkurrenz in einem „Zeitgeistthe-
ma“ zu stellen. Es ging diesmal um das Thema Handy unter
der Überschrift „Hallo, wo bist du?“ Vorrang hatte dabei die
Förderung selbstverantwortlichen Handelns, bis hin zu Strah-
lenbelastung und Handy-Einsatz bei Notfällen.

Der Vorstandsvorsitzende der
Kreis- und Stadtsparkasse, Tho-
mas Schwarzbauer, zeigte sich
bei der Siegerehrung begeistert
von der Kreativität im Medien-
wettbewerb. Hervorgehoben wur-
de auch von Schulamtsdirektor
Wilhelm Martin, wie wertvoll
die pädagogischen Wirkungen
seien.

Enorme Kreativität

Bei den Gruppenarbeiten ab
der 7. Klasse siegten im Land-
kreis mit „Faces in Focus“ Rhea
Deisenhofer und Deborah Fink.
Das brachte auch den zweiten
Platz bundesweit, also die
„Deutsche Vizemeisterschaft“.
Mit ihrem Beitrag „Das Leben
mit und ohne Handy“ waren Ma-
ria Dietrich, Rebecca Gallenmil-
ler, Franziska Kramer, Jessica

Weber und Franziska Ott bei
den Gruppenarbeiten bis zur 6.
Klasse erstrangig, zugleich die
„Bronzemedaille“ auf Bundese-
bene. Mit der Einzelarbeit ab
der 7. Klasse sorgte Charlotte
Ruf mit „Linking Europe“ für
den dritten Sieg des St. Bona-
ventura-Gymnasiums Dillingen
in der „Landkreis-Meister-
schaft“, ebenfalls belohnt mit
dem zweiten Platz bundesweit.
Hinzu kamen weitere Erfolge
bei den Placierungen für „Bo-
na“. Vergeben wurden Medien-
gutscheine und dazu Bundes-
preise bis zu 600 Euro.

Zu den Gratulanten für die
hervorragenden Erfolge gehörte
der Leiter des St. Bonaventura-
Gymnasiums, Oberstudiendirek-
tor Franz Haider. Er würdigte
auch das Wirken der Kunsterzie-
her, der Oberstudienrätin Elisa-

beth Keller und von Oberstudi-
enrat Gotthard Lienert. Kunster-
ziehung gehört am „Bona-Gym-
nasium“ mit 430 Schülerinnen
und Schülern in 14 Klassen im
letzten Schuljahr zu den Schwer-
punkten.

Eine Kraftquelle

Besondere Freude über die re-
kordverdächtigen Siegesserien
von „Bona“ (in den letzten Jah-
ren nicht weniger als 13 erste bis
dritte Plätze bundesweit) hat die
vor vier Jahren in den Ruhestand
gegangene Dillinger Franziska-
nerin Sr. Ludwiga Balk. Sie
wirkte fast 40 Jahre als Kunster-
zieherin am St. Bonavenura-
Gymnasium, selbst eine hervor-
ragende Künstlerin und vielen
ehemaligen Schülerinnen und
Schülern in Erinnerung als eine
ideal gesinnte Förderin der
Kunst als Kraftquelle der Le-
bensfreude und -stärkung.

Bürgermeisterkonferenz / Landkreis Regensburg:

Breitband und Hauptschule
Bei der jüngsten Bürgermeisterkonferenz im Bildungszentrum
Schloss Spindlhof in Regenstauf lagen die Themenschwer-
punkte auf der Breitbandversorgung und der Hauptschulsi-
tuation im Landkreis. Mit von der Partie waren auch die Vor-
sitzenden der Zweckverbände sowie die Abteilungsleiter des
Landratsamtes.

Landrat Herbert Mirbeth und
die Bürgermeister waren sich ei-
nig, dass bei der Breitbandver-
sorgung im Landkreis dringen-
der Handlungsbedarf besteht. Ei-
ne schnelle Anbindung an das
Internet stelle einen wichtigen
Standortfaktor auch für die hei-
mische Wirtschaft dar. Je nach
Ausbauzustand der bisherigen
DSL-Versorgung seien alle Ge-
meinden mehr oder weniger
stark betroffen.

Wie Franz Pirkl, EDV-Verant-
wortlicher im Landratsamt Re-
gensburg berichtete, baue die Te-
lekom von sich aus das DSL-
Netz nicht mehr weiter aus. Alle
zusätzlichen Maßnahmen wür-
den daher eine erhebliche finan-
zielle Beteiligung der Kommu-
nen erfordern. Deshalb sei es
sinnvoll, auch den Einsatz alter-
nativer Techniken wie UMTS
(schneller Internet-Zugang über
Handytechnik) zu prüfen.

Der Landkreis, so der EDV-
Spezialist weiter, sammle derzeit
in einem dreimonatigen Testzu-
gang Erfahrungen über den In-
ternet-Zugang mit Hilfe von 2-
Wege-Satellitentechnik. Ein aus-
führlicher Testbericht werde den
Gemeinden zugeleitet. Um die
Breitbandversorgung vor allem
im ländlichen Raum zu verbes-
sern, fördere der Freistaat Bay-
ern die zur Herstellung einer be-
darfsgerechten Infrastruktur not-
wendigen Investitionen, hob
Landrat Mirbeth hervor.

Der Leiter des Projektes „In-
terkommunale Zusammenar-
beit“ Klaus Zeiser schlug vor,
der Landkreis sollte für die Ge-
meinden in Form eines Koopera-
tionsvertrages als Dienstleister
tätig werden. So könnte er zen-
tral Angebote für die Machbar-
keitsstudien und Planungsarbei-
ten einholen, die Verträge ab-

schließen und die Förderung ab-
wickeln. Die Gemeinden müs-
sten die Bedarfsdaten zur Verfü-
gung stellen und ihren finanziel-
len Eigenanteil einbringen. Am
Schluss würden sie die Ausarbei-
tungen als Grundlage für die
Ausschreibungen erhalten. Die-
ser Vorschlag fand die einhellige
Zustimmung der Rathauschefs.

„Keine sehr erfreuliche Bot-
schaft zur Hauptschulsituation“
überbrachte indes Schulamtsdi-
rektor Leonhard Renner vom
Staatlichen Schulamt Regens-
burg. Als Hauptproblem der be-
denklichen Entwicklung nannte
er den drastischen Rückgang der
Schülerzahlen durch den Gebur-
tenrückgang, aber auch die hohen
Übertrittszahlen an weiterführen-
de Schulen. Die Klassenstärken
in der Hauptschule lägen bei 15
bis 30 (+1) Schülern. Im Land-
kreis, so Renner weiter, gebe es
viele einzügige Hauptschulen.
Hier sei es sehr schwierig, dieAt-
traktivität im Angebot verschie-
dener Fachbereiche zu halten. Er
empfahl den Gemeinden, sich
rechtzeitig neue Kooperationen
zu suchen. Mirbeth bat die Kom-
munalpolitiker, bei der Bildungs-
politik die Hauptschulen nicht
auszugrenzen.

Beim nachträglichen Lärm-
schutz an Autobahnen wiederum
sieht Baudirektor Christian Unz-
ner für die Autobahndirektion
nur einen sehr begrenzten Hand-
lungsspielraum. Der Schlüssel
liege in der grundsätzlichen Be-
reitschaft der Politik, die Lärm-
schutzwerte zu senken. Dies sei
aber letztlich eine Frage der Fi-
nanzierung. Mirbeth zufolge ist
Verkehrslärm für die Betroffe-
nen eine „Minderung der Wohn-
und Lebensqualität“.

Dr. Gert Rogenhofer, Kreis-
vorsitzender der Kassenärztli-

chen Vereinigung, lobte schließ-
lich das gute Notarztsystem in
Deutschland. Er wies darauf hin,
dass in Stadt und Landkreis kein
Hausärztemangel existiere. Eine
Versorgung aller Fachrichtungen
sei gegeben. Zwischenzeitlich
gehöre viel Motivation dazu, bei
den ständig sinkenden Einkom-
men noch Allgemeinarzt zu wer-
den, kritisierte Dr. med. Carl
Rauscher. Geringer Honorarauf-
wand, hohe Arbeitsbelastung
und zunehmende Bürokratie seien
vor allem bei jungen Ärzten für
den Motivationsverlust verant-
wortlich. Rauscher, der an der Re-
gensburger Universität ein Projekt
zur Förderung junger Allge-
meinärzte begleitet, rief die Bür-
germeister auf, in gemeinsamen
Anstrengungen die Niederlassung
von Ärzten im ländlichen Raum
zu unterstützen. DK

ESB erhält EU-Gütesiegel
für soziale Verantwortung

Erdgas Südbayern ist für sein gesellschaftliches Engagement
mit einem europäischen Gütesiegel ausgezeichnet worden. Die
Vergabe fand unter der Leitung des Zentralverbandes der öf-
fentlichen Wirtschaft in Europa (CEEP) in Rom statt.

Über 270 europäische Unter-
nehmen hatten sich für eine der
Auszeichnungen beworben. Un-
ter den ausgewählten fünf deut-
schen Teilnehmern ist auch Erd-
gas Südbayern (ESB) als einziger
Energieversorger. Das Unterneh-
men engagiert sich seit vielen
Jahren konstant für die Belange
von Bürgern und Mitarbeitern.

„Regionale Unternehmen wie
die ESB besitzen eine besondere
Verantwortung: als Arbeitgeber
vor Ort, als Dienstleister für
Kunden und als Förderer von lo-
kalen Projekten“, erklärt Werner
Bähre, Geschäftsführer bei der

und wird dafür nun zu Recht
ausgezeichnet.

Verantwortung für
Mitarbeiter zeigen

Seit über 40 Jahren fördert die
ESB zahlreiche soziale, kulturel-
le und umweltbezogene Projekte
in ganz Südbayern. Mit eigens
eingerichteten Fonds unterstützt
die ESB beispielsweise die so-
ziale Infrastruktur in versorgten
Kommunen, fördert nachhaltige
Umweltprojekte oder talentierte
Sportler.

„Unternehmerische Verant-

die eingereichten Unterlagen al-
ler teilnehmenden Unterneh-
men. Dabei schnitt die ESB
überdurchschnittlich ab. „Dis-
cerno II“ wurde unter anderem
von Europäischen Kommission
und dem CEEP (European Cent-
re of Enterprises with Public
Participation and Enterprises of
General Economic Interest) ins
Leben gerufen. In Deutschland
beteiligt sich daran der Ver-
band kommunaler Unternehmen
(VKU), in dem auch die ESB
Mitglied ist.

Dr. Thomas Wunsch, Leiter Personal und Soziales bei ESB (l.),
nimmt das Gütesiegel entgegen.

wortung insbesondere mit loka-
lem Bezug zeigt sich allerdings
nicht nur in der Außendarstel-
lung“, ergänzt Dr. Thomas
Wunsch, verantwortlich für Per-
sonal und Soziales bei der ESB.
„Für das Gütesiegel waren auch
Faktoren wie ein fairer Umgang
mit den Mitarbeitern, regelmäßige
Weiterbildungsmöglichkeiten, fle-
xible Arbeitszeiten oder eine le-
bendige interne Kommunikation
entscheidend“, so Wunsch weiter.

Hintergrund
des EU-Gütesiegels

Das Siegel wurde im Rahmen
eines EU-Projektes mit dem Na-
men „Discerno II“ ausgeschrie-
ben. Ziel von „Discerno II“ ist
es, in europäischen Unterneh-
men, sozialverantwortliches
Handeln zu fördern und neue
Umweltstrategien in der Unter-
nehmenskultur zu verankern. Ei-
ne internationale Jury bewertete

ESB, die Motivation der ESB.
„Die Auszeichnung freut uns,
denn dieses Gütesiegel belegt,
dass Themen wie Kundenorien-
tierung, Nachhaltigkeit und so-
ziales Engagement keine Lip-
penbekenntnisse bleiben, son-
dern von den ESB-Mitarbeitern
aktiv gelebt werden“, so Bähre
weiter.

Bayerns Wirtschaftsministe-
rin Emilia Müller gratuliert der
ESB zur Auszeichnung mit dem
europäischen Gütesiegel: „Die
ESB hat in den letzten Jahrzehn-
ten auf vorbildliche Weise in die
Infrastruktur zur Gasversorgung
Südbayerns investiert. Bürgern
und Unternehmen gerade im
ländlichen Raum hat das Unter-
nehmen dadurch bei hoher Ver-
sorgungsqualität Zugang zum
Energieträger Erdgas ermög-
licht. Zudem hat die ESB sozi-
alverantwortliches Handeln als
festen Bestandteil der Unter-
nehmensphilosophie etabliert

Europarat-
Ehrenplakette für

Eggenfelden
Für ihre vielfältigen Bemü-

hungen um Verbreitung und Ver-
tiefung des europäischen Eini-
gungsgedankens hat Eggenfel-
den dieses Jahr als einzige
bayerische Stadt unter nur elf
ausgezeichneten Kommunen die
Ehrenplakette des Europarates
erhalten. Im Rahmen eines Fest-
aktes im Theater an der Rott
überreichte Professor Renzo Gu-
bert, Ehrenmitglied der Parla-
mentarischen Versammlung, die-
se zweithöchste Auszeichnung
des Europaparlaments für Kom-
munen, die sich der Völkerver-
ständigung und der Verbesserung
der Beziehungen zwischen den
Menschen in Europa verschrie-
ben haben, an Eggenfeldens Bür-
germeister Werner Schießl. Eg-
genfelden ist Partnerstadt von
Carcassonne (Frankreich) und
Balatonalmádi (Ungarn). Darü-
ber hinaus pflegt die Stadt auch
Kontakte mit Städten in Tsche-
chien und der Slowakei. DK
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„Was sind denn das für ab-
surd klobige Treter und aus
welcher Altkleidersammlung
haben Sie diese Hosen? Sie se-
hen aus wie die letzte Fußlah-
me der Hippiebewegung.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
ätzt sonst nie an meiner Klei-
dung rum, aber heute hatte er
sich wohl vorgenommen, mal
richtig den Chauvi herauszu-
kehren.

Dabei war ich so frohgemut
heute Morgen, als ich mich anzog. Schließlich
hatte ich am Wochenende mit meiner Mutter auf
dem Dachboden nach ihren alten Klamotten
aus den 60er und 70er Jahren gestöbert. Und
da bin ich fündig geworden: Schuhe mit hohen
Plateausohlen und dicken Korkabsätzen,
Schlaghosen so weit, dass Schuhe Größe 52 be-
quem drunter versteckt werden können, schöne
breite Gürtel - alles wie aus dem neuesten Mo-
demagazin.

Naja, ganz so ist es auch nicht, klar. Dass sich
die heutigen Modedesigner von ihren Kollegen
von vor dreißig Jahren inspirieren lassen ist
überdeutlich. Aber natürlich sind die Nuancen
anders, die Details verschieden und alle sind
bemüht, eine moderne, „eigene“ Handschrift
sichtbar werden zu lassen. So gesehen sehen
meine Speicherfunde vielleicht doch etwas
„alt“ aus.

Ich sage mir aber: Wenn man schon „back to
the seventies“ will, dann gleich konsequent.
Abgesehen von einigen unvermeidbaren Ge-
brauchsspuren sind die Sachen noch tip-top in
shape und absolut tragbar! Denn schlussend-
lich wäre es zu einfach, ein solches Moderevi-
val, wie wir es erleben, nur der Einfallslosigkeit
der Modeschöpfer zuzuschreiben.

Mode ist Ausdruck der Gesellschaft - schrei-
ben jedenfalls die Soziologen und sonstige kluge
Köpfe, die sich über die wirklich wichtigen
Aspekte des Lebens Gedanken machen. So wird
der Gegensatz Schlaghose zu Röhrenjeans von
berufener Seite etwa so verdeutlicht: Die

Schlaghose sei die proletari-
sche, revolutionäre Form des
Beinkleides, inspiriert von den
Zimmermannshosen oder dem
ledernen Beinschutz der Cow-
boys. Sie signalisiert Freiheit,
Aufbruch und Rebellion. Die
Röhrenjeans sei hingegen das
Attribut des spießigen, ange-
passten Strebers, der, materia-
listisch eingestellt, seinen (hof-
fentlich wohlproportionierten)
Körper betonen und mit seinen

Schuhen angeben wolle. Lustig? War vom Autor
eines Aufsatzes in einer seriösen Tageszeitung
aber sicherlich nicht witzig, sondern todernst
gemeint.

Gut, ich gebe zu, dass das für Otto Normal-
verbraucher so ein bisschen nach der spaßigen
Faustformel klingt, wonach in Jahren des wirt-
schaftlichen Aufschwungs die Röcke kürzer, in
Zeiten der Rezession dafür länger werden. Aber
eines stimmt schon: Ein bisschen herrscht
Nostalgie bezüglich der wilden 70er. Die mitt-
lerweile ergrauten Protagonisten dieser Jahre
schwärmen davon und wir Jüngeren, die es
nicht miterlebt haben, idealisieren es. Die Lie-
der dieser Zeit sind tolle, tanzbare Oldies und
dazu kommen neue Songs, die dieser Zeit nach-
weinen - und schon ist es nur ein kurzer Weg
zum Modetrend.

Mein Chef, der Bürgermeister, hofft nicht,
dass mich dieser Trend noch zu überdimensio-
nalen runden Sonnenbrillen mit grauem Fen-
sterglas, Korkenzieherlöcken oder zum Verlan-
gen nach einem grünen Marokkaner verleitet.
Aber da haben wir es schon: Bei unserem heuti-
gen Gesundheitsbewusstsein fällt ein Joint ja
unter das Rauchverbot! Insofern kann Entwar-
nung gegeben werden: Die Jungen von heute
finden die Rebellion der 70er hipp, ohne selber
rebellieren zu wollen. Dass Trends im Übrigen
nur aufgehen, wenn auch ein fruchtbarer Boden
bereitet ist, meint der Psychologe Ernst Dichter
auf dem heutigen Kalenderblatt: „Man kann al-
les verkaufen, wenn es gerade in Mode ist. Das
Problem besteht darin, es in Mode zu bringen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Mode als Ausdruck
der Gesellschaft

„Helfer vor Ort“ für
1000. Einsatz geehrt

Initiative ehrenamtlicher Rettungssanitäter hilft im Holzwinkel
Um 16.20 Uhr ging über Funk die Alarmierung bei Rettungssa-
nitäter Markus Poll ein. Schon zwei Minuten später war er am
Einsatzort. Eine Patientin hatte einen lebensgefährlichen aller-
gischen Schock erlitten. Elf Minuten später traf der Rettungs-
dienst der Rettungswache Zusmarshausen ein. Derweil hatte
Poll, im Hauptberuf Fachkrankenpfleger für Intensivmedizin
am Klinikum Augsburg, bereits die Diagnose gestellt, die Pati-
entin mit Sauerstoff beatmet und den Kreislauf überwacht. Es
war der 1000. Einsatz eines „Helfers vor Ort“ im Holzwinkel.

Bei einer Feierstunde im
Landratsamt Augsburg wurden
jetzt die 15 Sanitäter von Vize-
Landrat und Kreisvorsitzenden
des Bayerischen Roten Kreuzes
(BRK) Max Strehle im Beisein
des BRK-Kreisgeschäftsführers
Günther Geiger, des Kreisbrand-
rats Georg Anzenhofer sowie der

Carteau (Heretsried) und Zwei-
ter Bürgermeister Franz Steiner
(Adelsried) geehrt.

Die „Helfer vor Ort“ (HvO)
seien eine absolute Erfolgsge-
schichte geworden. Einige Men-
schenleben konnten im Laufe
der zahlreichen Einsätze gerettet
werden, stellte Strehle fest. Start

der Not heraus geboren wurde,
war im Dezember 2002. Der
Holzwinkel litt und leidet auch
heute noch aufgrund der großen
Entfernungen im Dreieck der
Rettungswachen in Dillingen,
Wertingen und Zusmarshausen
unter verhältnismäßig langen
Hilfszeiten. Deshalb entschlos-
sen sich Feuerwehren und Rotes
Kreuz mit Unterstützung der
Verwaltungsgemeinschaft Wel-
den und ihrer Gemeinden ein ei-
genes System aus ehrenamtli-
chen Helfern auf die Beine zu
stellen.

Hauptaugenmerk
Erste Hilfe

Nach dem Start mit einer klei-
nen Schar Rotkreuzlern ließen
sich auch einige Feuerwehrler zu
Rettungssanitätern ausbilden, um
das Team personell zu verstärken.
Ziel der Initiative ist es, die Zeit
bis zum Eintreffen des Rettungs-
dienstes, das so genannte thera-
piefreie Intervall, zu überbrücken
und erste – möglicherweise le-
bensrettende – Maßnahmen ein-
zuleiten. „Eine hervorragende Sa-
che“, findet Anzenhofer: „Wie
froh ist man, wenn schnell Hilfe
kommt.“ Das Hauptaugenmerk
liege auf Erster Hilfe, so Poll, der
das Team organisiert. Oft seien
die Angehörigen emotional wie
fachlich überfordert.

Ein großer Vorteil der Helfer
vor Ort ist auch, dass sie, sobald
sie alarmiert werden, sofort wis-
sen, wohin sie müssen, weil sie
die Patienten vielfach schon per-
sönlich kennen. Oft kennen sie
sogar schon deren Krankenge-
schichte und wissen deshalb so-
fort, was zu tun ist. „Die HvOs
sind ein Glücksfall für unsere
Region“, befand denn auch
Bergmeir. Wenn es um ein Men-
schenleben gehe, komme es auf
jede Minute an, so Weldens Bür-
germeister.

Intensive Ausbildung

Die Rettungssanitäter haben
eine intensive, mindestens 60-
stündige Ausbildung durchlau-
fen. Die Zahl der Einsätze
nimmt von Jahr zu Jahr zu. 2007
verzeichneten die Helfer 2007
Einsätze. Bei Dienstzeiten von
19 Uhr abends bis 6 Uhr mor-
gens und 24 Stunden an Sonn-
und Feiertagen kommen jährlich
5.500 Stunden ehrenamtlichen
Einsatzes zusammen. Die „Hel-
fer vor Ort“ finanzieren sich al-
lein durch Spenden von Unter-
nehmen, Privatpersonen, Verei-
nen und Gemeinden. Walter sagt
spontan ein zusätzliches Engage-
ment seiner Gemeinde zu. Die
Krankenkassen und der Ret-
tungsdienst Bayern beteiligen
sich nicht an dieser Initiative.
Der Traum bleibt aber für Streh-
le eine eigene Rettungswache im
Holzwinkel.

Gemeinsam mit den Holzwinkel-Bürgermeistern und Vertretern
von Rotem Kreuz und Feuerwehr ehrte Vizelandrat und BRK-
Kreisvorsitzender Max Strehle (4. v. r.) die „Helfer vor Ort“ im
Holzwinkel.

Holzwinkel-Bürgermeister Pe-
ter Bergmeir (Welden), Anton
Gleich (Bonstetten), Bernhard
Walter (Altenmünster), Josef

der bislang im Landkreis einma-
ligen gemeinsamen Aktion der
Freiwilligen Feuerwehren und
des BRK-Kreisverbands, die aus

Alfred Graf Schenk von
Stauffenberg feierte 85. Geburtstag

Viele Gratulanten: von Beckstein über Georg Schmid bis zu Landrat Rößle

Ammerdingen (jdt). Prominentester Gratulant zum 85. Ge-
burtstag von Alfred Graf Schenk von Stauffenberg war der
Bayerische Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein. Er dank-
te, das sehr vielseitige Wirken des Amerdinger Schlossherrn mit
besonderer Anerkennung würdigend, dem Angehörigen eines
angesehenen Adelsgeschlechtes „für herausragende Verdienste
um Bayern“. Dabei erwähnte Beckstein den Einsatz des Amer-
dinger Schlossherrn u. a. für das kulturelle Leben in Nord-
schwaben, für Denkmalpflege, mit Restaurierung des Schlosses
Amerdingen, die tatkräftige Unterstützung der Rieser Kulturta-
ge und auch die „Jagd in Bayern“.

Der Ministerpräsident merkte
in seinem Glückwunsch an, dass
Graf Alfred „den Blick für das
Erforderliche stets mit Ent-
schlussfreude, Geschick und
Durchsetzungskraft bewiesen
hat“. Hervorzuheben sei u. a. das
Engagement für Gründung und
Ausbau des über Bayern hinaus
bedeutsamen Jagdlichen Ausbil-
dungszentrums in Amerdingen.

Der Fraktionsvorsitzende der
CSU im Landtag und Stimm-
kreisabgeordnete im Maximilia-
neum, Georg Schmid, betonte
seinen „hohen Respekt“ vor dem
Wirken Graf Stauffenbergs. Er
habe „großartigen Einsatz für die
Heimat bewiesen“.

Landrat Stefan Rößle (Donau-
Ries) stellte in seinem Glück-
wunsch fest: „Mit großem und
unermüdlichem Engagement
hast Du 24 Jahre lang im Kreis-
tag hervorragende und unver-
zichtbare Arbeit geleistet“. Herz-
liche Glückwünsche kamen von
Landrat Leo Schrell, Dillingen,
von MdL Helmut Guckert,
den Bürgermeistern Hermann
Schmidt (Amerdingen) und
Michael Holzinger (Bissingen)
und auch von Margarete Jau-
mann, der Witwe des früheren
Bayerischen Wirtschaftsmini-

sters Anton Jaumann. Für den
Landesjagdverband Bayern gra-
tulierte dessen Präsident, der
Landtagsabgeordnete Professor

Böswald dankte als ehemaliger
Fraktionsvorsitzender im Kreis-
tag: „Deine Meinung war stets
pointiert, heimatbewusst, klar
und unverdrossen, aber auch mit
der nötigen Prise eines offenen
Humors angereichert“. Paul
Kling registrierte, dass der
Amerdinger Graf über die Vita-
lität, Geisteskraft und Unterneh-
mungsfreude eines 50-Jährigen
verfüge. Er habe im Kreistag viel
Sachverstand, wirtschaftliches
Denken und wertvolle Anstöße
eingebracht. Das Kesseltal habe
Graf Stauffenberg besonders viel
zu verdanken.

Herzliche Glückwünsche ent-
boten die Oberbürgermeister Ar-
min Neudert, Donauwörth, und
Hermann Faul, Nördlingen, und
Pater Benno Spegel. Für die
„Kameradschaft Sturmregi-
ment“ der Fallschirmtruppe, in
der Graf Alfred im 2. Weltkrieg
diente, kam der Glückwunsch
vom Vorsitzenden Paul Beck.

Zu den zahlreichen Auszeich-
nungen, die Alfred Graf Schenk
von Stauffenberg zuteil wurden,
gehören der Bayerische Ver-
dienstorden, das Bundesver-
dienstkreuz und die Ehrenbür-
gerschaft der Heimatgemeinde
Amerdingen.

Im 2. Weltkrieg wurde der jun-
ge Offizier zweimal schwer ver-
wundet, zuletzt 1943 in Nordafri-
ka, mit folgender Gefangenschaft
in den USA. Diese bewahrte den
Jubilar nach dem Attentat seines
Onkels Claus Graf Schenk von
Stauffenberg auf Hitler am 20.Ju-
li 1944 vor Sippenhaft und Ver-
folgung durch die Machthaber
des 3.Reiches.

Alfred Graf Schenk von
Stauffenberg. Bild: -jdt-

Kriminalitätsentwicklung im grenznahen Bereich:

Sicherheitslage auf
hohem Niveau

Innenminister Herrmann zog Bilanz
„Null Toleranz für Verbrecher“

Eine positive Bilanz der Kriminalitätsentwicklung im grenz-
nahen Bereich hat Innenminister Joachim Herrmann gezo-
gen. Wie Herrmann bei einer Pressekonferenz erläuterte,
„ist und bleibt der Freistaat Marktführer der Inneren Si-
cherheit“. Die Menschen in Bayern lebten sicherer als an-
derswo. Im ersten Halbjahr 2008 hätten sich die hervorra-
genden Ergebnisse der letzten Jahre bei der Zahl der
Straftaten und der Aufklärungsquote bestätigt.

Bayernweit gingen die Strafta-
ten bis einschließlich Juli 2008
leicht zurück. Die Aufklärungs-
quote konnte nochmals auf
64,9 Prozent aller registrierten
Straftaten verbessert werden.
Herrmann: „Die hervorragenden
Zahlen sind das Ergebnis unserer
konsequenten Sicherheitspolitik.
Auch künftig heißt unser Motto:
Null Toleranz für Verbrecher.“

Hohe Aufklärungsquote

Besonders erfreulich nannte
es der Minister, dass die Strafta-
ten im grenznahen Raum zu
Tschechien im ersten Halbjahr
2008 um mehr als 5 Prozent ge-
sunken sind. Die Aufklärungs-
quote lag in den Polizeipräsidi-
en Oberfranken und Nieder-
bayern/ Oberpfalz bei rund 67
Prozent und damit noch über
dem bereits sehr guten bayeri-
schen Durchschnitt.

Schleierfahndung

Herrmann: „Auch nach dem
Wegfall der Grenzkontrollen
mit Tschechien befindet sich die
Sicherheitslage in Ostbayern
auf weiter hohem Niveau. Die
Integration der Bayerischen
Grenzpolizei ist erfolgreich ab-
geschlossen. Vor allem die ver-
stärkte Schleierfahndung ist ein

großer Erfolg. Auch das in
Schwandorf eingerichtete Zen-
trum mit der Bundespolizei, der
Bundeszollverwaltung und den
tschechischen Behörden arbei-
tet sehr erfolgreich. In den er-
sten sechs Monaten konnte das
Zentrum bereits in über 7.000
Fällen wie Halteranfragen, kri-
minalpolizeiliche Ermittlungs-
ersuchen und Rechtshilfefällen
aktiv Hilfe leisten.“

Fuhrpark und Technik

Herrmann betonte, dass Bayern
in den vergangenen Jahren konse-
quent die erforderlichen Voraus-
setzungen für die gute Sicher-
heitslage geschaffen hat. So habe
der Freistaat umfassend in die
Ausrüstung der Polizei investiert,
etwa bei der Modernisierung des
Fuhrparks oder der Ausstattung
mit modernster Kriminaleinsatz-
technik.Auch trage die Polizeior-
ganisationsreform durch neue
Einsatzzentralen, die neuen Kri-
minaldauerdienste und die Krimi-
nalpolizeiinspektionen mit zen-
tralen Aufgaben deutlich dazu
bei, dass die Polizeiinspektionen
vor Ort mehr Zeit für den Dienst
am Bürger erhalten und die Poli-
zei sich auch künftig allen Her-
ausforderungen bei der Ver-
brechensbekämpfung erfolgreich
stellen kann. DK

Augsburger Antrittsbesuch:

Scheufele bei Sailer
Der neue schwäbische Regie-

rungspräsident Karl Michael
Scheufele, traf sich jetzt zu ei-
nem ersten Gedankenaustausch
mit Landrat Martin Sailer. Die
beiden kündigten an, die enge
und erfolgreiche Zusammen-
arbeit ihrer beiden Behörden
fortzusetzen. Sailer gratulierte
Scheufele zu seiner neuen Auf-
gabe. Die Berufung in das Amt
des Regierungspräsidenten sei
die logische Konsequenz aus
jahrelanger hervorragender Ar-
beit und großem Engagement.
„Wenn man den Werdegang
Scheufeles betrachtet, ist diese
Ernennung wahrlich verdient“,
so Sailer.

Dr. Jürgen Vocke, und in familiä-
rer Verbundenheit der Onkel des
Jubilars, Moritz Fürst zu Oettin-
gen-Wallerstein.

An den gemeinsamen lang-
jährigen Einsatz für den Kreis
Donau-Ries erinnerten in ihren
herzlichen Glückwünschen die
früheren Oberbürgermeister Dr.
Alfred Böswald, Donauwörth
und Paul Kling, Nördlingen. Dr.
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Vorschau auf GZ 19
In unserer Ausgabe Nr. 19, die am 9. Oktober erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
Umweltschutz, Abfall und Recycling, Altlastensanierung
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Kommunale Baupolitik
Kommunalfahrzeuge . Garten- und Landschaftsbau

Preise der Oberfrankenstiftung 2008:

Sechsfache Auszeichnung
Erneut hat die Oberfrankenstiftung in diesem Jahr Preise in den
Kategorien „Soziales“, „Kultur“ und „Denkmalpflege“ verge-
ben. Die Verleihung fand in Neunkirchen a. Brand statt. Die
Preise sind mit insgesamt 45.000 Euro dotiert und werden für
besondere Leistungen in den genannten Bereichen verliehen.

Wie der Vorsitzende des Stif-
tungsrates der Oberfrankenstif-
tung, Regierungspräsident Wil-
helm Wenning, bekanntgab,
wurde der Sozialpreis zu glei-
chen Teilen verliehen an die
Selbsthilfegruppe Frauenkrebs
Hof, vertreten durch Erika
Mohr, sowie an die Selbsthilfe-
gruppe der Bayerischen Krebs-
gesellschaft Coburg III - Ge-
sprächskreis für jüngere Frauen
und Frischbetroffene -, vertre-
ten durch Regine Ruckdeschel.

Der Kulturpreis ging zu glei-
chen Teilen an die Eheleute
Alla Schatz und Oleg Dynov,
Weitramsdorf, und Harro Frey,
Igensdorf-Pettensiedel. Ebenfalls
zu gleichen Teilen verliehen wur-
de der Denkmalpreis, den sowohl
Schüler des Kaiser-Heinrich-
Gymnasiums in Bamberg für das
Projekt: „Der Stein beginnt zu re-
den“ sowie das Ehepaar Susanne
Dürer und Thomas Hahn, Neu-
drossenfeld-Untergräfenthal, ent-
gegennehmen konnten.

Sozialpreis

In seiner Laudatio zur Verlei-
hung des Sozialpreises ver-
wies Bezirkstagspräsident Dr.
Günther Denzler darauf, dass
die Selbsthilfegruppe Frauen-

krebs Hof den Patientinnen und
deren Angehörigen ein vielseiti-
ges Programm bietet: psycholo-
gische und medizinische Bera-
tung sowie Fachvorträge. Sie
versorge die Betroffenen mit den
aktuellsten medizinischen Fa-
chinformationen. Denzler zeigte
sich überzeugt, dass eine solche
Gemeinschaft für die betroffe-
nen Frauen eine wichtige Stütze
in einer schwierigen Zeit ist.

Selbsthilfegruppe

Die Selbsthilfegruppe der
Bayerischen Krebsgesellschaft
Coburg III – Gesprächskreis für
jüngere Frauen und Frischbe-
troffene, wurde zusätzlich zur
bestehenden Krebsnachsorge
gegründet – da gerade für jün-
gere Frauen durch eine Krebser-
krankung andere Probleme ent-
stünden als für ältere Betroffe-
ne, so Denzler. Einmal im Mo-
nat treffe man sich im Ge-
sprächskreis zur Aussprache, zu
Vorträgen oder Beratungen.
Einmal wöchentlich finde ein
Lauftreff statt. Frühstückstreffs
ermöglichten regelmäßig ein
besseres Kennen lernen in un-
gezwungener Umgebung.

Wie Regierungspräsident Wil-
helm Wenning in seiner Lauda-

tio zur Verleihung des Kultur-
preises hervorhob, gab im Falle
des Ehepaars Prof. Alla Schatz
und Oleg Dynov weniger deren
Jahrzehnte langes erfolgreiches
Wirken in den Konzertsälen in
aller Welt den Anlass für die
Preisverleihung, sondern viel
mehr „ihr vielfältiges Engage-
ment für die musikalische Förde-
rung junger Menschen hier in
Oberfranken und ihren hervorra-
genden Beitrag dazu, Oberfran-
ken zu einem Zentrum der musi-
kalischen Begegnung junger
Musikerinnen und Musiker aus
aller Welt zu machen“.

Musikalische Begegnung

Nach der Schließung der
Kreismusikschule hätten beide
in Coburg ein eigenes Musikin-
stitut gegründet, dem ein in
Deutschland einzigartiges brei-
tes, an der weltweit führenden
Moskauer Schule orientiertes
Musik- und Theaterausbil-
dungskonzept zugrunde liege.
Bei diesem Projekt übernahmen
sie von Beginn an das alleinige
finanzielle Risiko. Ebenso bei-
spielhaft und einmalig sei das
von beiden maßgeblich initiier-
te Internationale Musikfestival
im Rodachtal, mit dem Prof. Al-
la Schatz und Oleg Dynov ein
längst weit über die Region hin-
aus wirkendes Klassik-Event
für junge Talente ins Leben ge-
rufen haben.

Mit Harro Frey wiederum
konnte nach langer Zeit wieder
einmal ein Bildhauer ausge-
zeichnet werden, der auch ein
hervorragender Keramiker ist.
Der künstlerische Durchbruch
gelang Harro Frey in den 70er
Jahren mit der Spezialisierung
auf keramische Kleinplastiken.
Vor allem seine Tierplastiken
und mythologischen Gestalten,

denen er durch selbst entwickel-
te, zu faszinierenden Farbspie-
len verschmelzende Glasuren ei-
ne unverwechselbare Prägung
verleiht, begeistern laut Wen-
ning Fachwelt und Publikum
nicht zuletzt bei vielen Ausstel-
lungen. Wer offenen Auges
durch Oberfranken fährt und
geht, begegne an vielen Orten
dem künstlerischen Schaffen
und der gewaltigen Ausdrucks-
kraft Harro Freys und werde von
seinen faszinierenden Figuren in
den Bann gezogen.

Wie schließlich Prof. Dr. Gün-
ter Dippold in seiner Laudatio auf
die Träger der Denkmalschutz-
preise hervorhob, hätten Susanne
Dürer und Thomas Hahn mit ho-
hem Finanzaufwand, vor allem
aber mit ungeheuer viel Eigenlei-
stung die abgeschiedene und be-
reits verfallene Hofanlage Grä-
fenthal 8a erst bewohnbar, dann
zu einem Schmuckstück ge-
macht. Dabei hätten sie verstan-
den, dass es nicht nur auf die
schöne Fassade ankommt.

Schmuckstück Hofanlage

„Dass Bewahren und Wohn-
komfort keinen Widerspruch
darstellen, ja dass der bewah-
rende Umgang mit dem Al-
ten eine ganz eigene, wahrhaft
menschliche Wohnatmosphä-
re erschafft, das kann man
im Haus der Preisträger se-
hen“, bemerkte Dippold, und
ergänzte: „Manche Fremden-
verkehrsregion, die an Attrak-
tivität verloren hat, könnte dar-
über nachdenken, dass dies
auch am Gesichtsverlust ihrer
Dörfer liegen mag. Denkmal-
pflege sichert, indem sie Spu-
ren der Vergangenheit be-
wahrt. Unsere Geschichte und
Geschichte tragen wir nun ein-
mal alle mit uns herum, be-
wusst oder unbewusst, gewollt
oder ungewollt. Geschichte
sagt uns, wer wir sind. Sie ist
für eine menschliche Gesell-
schaft deshalb wesentlich.“

Die Schülerinnen und Schüler

inhaltliche Erschließung der
sieben Kreuzwegstationen, die
Heinrich Marschalk von Rauen-
eck im frühen 16. Jahrhundert
stiftete, um die Passion Christi
gleichsam in die Bamberger Le-
benswirklichkeit hineinzutragen.

„Der Stein beginnt zu reden“

Konzerte, Theateraufführun-
gen, Flohmärkte, Straßen- und
Haussammlungen, Preisaus-
schreiben – die Schüler ließen
wenig unversucht, um Geld für
die Sanierung und die dauerhafte
Pflege dieses wichtigen kirchen-
geschichtlichen Denkmals zu-
sammenzutragen und die Bürger-
schaft mit ihrer Begeisterung an-
zustecken. Im Mai 2005 konnte
Erzbischof Prof. Ludwig Schick
den restaurierten Kreuzweg seg-
nen. „Der Stein beginnt zu re-
den“ – dieses Motto, das die
Ibach-Stiftung über die Schul-
projekte gestellt hat, haben die
Schülerinnen und Schüler somit
wahr gemacht. DK

des Kaiser-Heinrich-Gymnasi-
ums Bamberg wiederum wurden
sowohl für ihre konkreten Maß-
nahmen als auch ihre meinungs-
bildende Arbeit geehrt. Im Jahr
2001 trat die Ibach-Denk-mal-
Stiftung ans KHG heran mit der
Idee, Schüler sollten eine Paten-
schaft für ein Denkmal überneh-
men. Schüler und Lehrer nah-
men sich fortan ihres ersten „Pa-
tenkindes“ an, einer spätmittelal-
terlichen Marter im Sand.

Patenschaft für Denkmal

Sie gingen seiner Geschichte
nach und der Bedeutung religiö-
ser Male ganz allgemein, sie
analysierten mit Restauratoren
die Schäden, deren Ursachen,
die Möglichkeiten, weitere
Schäden abzuwenden, sie sam-
melten mit verschiedenen Bene-
fizveranstaltungen Geld für die
Restaurierung. Durch den Erfolg
ermutigt, gingen Schüler und
Lehrer alsbald das nächste Pro-
jekt an: die Sanierung und die

Städtische Galerie Rosenheim:

Kinder feiern Geburtstag
Für Kinder ab sechs Jahre, die ihren Geburtstag einmal auf
ganz besondere Weise mit ihren Gästen feiern wollen, gibt es
nun ein tolles Angebot bei allen Ausstellungen in der Städti-
schen Galerie Rosenheim.

Mit Eröffnung der Ausstellung „Was bleibt - Was ist“ mit Wer-
ken des Künstlers und Pädagogen Franz Lankes und neun seiner
ehemaligen Schüler, die heute in den verschiedenen Sparten der
Kunst erfolgreich tätig sind, bietet die „Kinder- und Jugendkunst-
schule Kind und Werk e.V.“ in Zusammenarbeit mit der Städtischen
Galerie Rosenheim die Möglichkeit, ein außergewöhnliches Ge-
burtstagsfest zu erleben: Gemeinsam mit seinen Freunden entdeckt
das Geburtstagskind die wundersame Kunstwelt in den Ausstel-
lungsräumen und erfährt Seltsames, Unglaubliches, Geheimnisvol-
les und noch nie Entdecktes. Im Galerie-Atelier können verschie-
dene Farben und Materialien ausprobiert und eigene „Kunstwerke“
gestaltet werden. Drucken, zeichnen, malen, bildhauern und vieles
mehr ist nach Absprache möglich. Bei geeignetem Wetter kann
auch der Galeriegarten zum Spielen, Toben oder Skulpturen bauen
genutzt werden. Nur für eine Stärkung sorgen die Eltern selbst.

Das Angebot wird den jeweiligen Ausstellungen in der Städti-
schen Galerie angepasst. Eine Anmeldung ist ab sofort unter
der Telefonnummer 08031/361447 oder unter staedtische-
galerie@rosenheim.de möglich.


